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Lieber Leser, 
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die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar.nicht dargestellt werden. 
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erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 
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rot, schwarz, grün oder braun. 
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8 Die Seele an die 
USA verkauft 
Die Aufgabe Deutschlands 
ist es heute für die Sünden 
der anderen herzuhalten 
und den Sündenbock zu 
spielen sowie als Dukaten- 
esel gemolken zu werden. 


Bundesaußenminister Hans- 
Dietrich Genscher betreibt Bon- 
ner Außenpolitik mit dem 
Scheckbuch. 


10 Der Goldschatz der 
Bundesbank könnte 
die Einheit finan- ° 
zieren 
Derzeit verfügt die Bun- 
desbank über einen Ge- 
samtbestand von knapp 
120 Millionen Feinunzen ' 
Gold im Wert von 52,7 Mil- 
liarden DM. 


Bundesbank-Präsident Karl- 
Otto Pöhl bewahrt den deut- 
schen Goldschatz in amerikani- 
schen Tresoren. 
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22 Bilderberg-Konfe- 
renz: Die Probleme 
der Sowjets 


Der Schlüssel zur heutigen 
sowjetischen Politik ist 
Gorbatschows Verständnis 
für die innenpolitischen 
und militärischen Pro- 
bleme der UdSSR. Wäh- 
rend das letzte Kolonial- 
reich zusammenbricht, ist 


das Militär zum gefährlich- 


sten Faktor der Moskauer 
Politik geworden. 
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Das “dere deutsche Nachrichienmasazin 


Staatspräsident Michail Gorbat- 
schow steht zwischen den Fron- 
ten, wobei die Gefahr eines mili- 
tärischen Eingriffs besteht, um 
die Kommunistische Partei zu 
retten. 


27 Moskau geht auf 
Distanz zum Westen 


30 Der »fünfte Mann« 
lebt in Frankreich 


32 Von der Tyrannei 
zur Anarchie in 
Rumänien 


Neue Weltordnung . ; 


33 Bush neuer Eine- 
Welt-Superstaat 
Wer verstehen will, was 

. das Konzept der Weltregie- 

rung bedeutet, muß nur . 
wissen, wer diese Politik 
finanziert, wer die Massen- 
medien beherrscht, wer 
über die Institutionen des 
höheren Bildungswesen 
dominiert. 


Der Weg in ein 
Chaos? 


38 Absprachen auf den 


Treffen der Eliten 
Seit 1973 halten jedes Jahr 
eine Handvoll der wohlha- 
bendsten und einflußreich- 
sten Banker, Industriellen, 
Medien-Barone, Gewerk- 
schaftsbosse und Politiker 

- aus Nordamerika, Westeu- 
ropa und Japan geheime 
Klausurtagungen ab und 
planen die Zukunft des 
Globus. 


David Rockefeller ist der Mentor | 
und Förderer der internationalen 
Absprachegremien. 
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Stück für Stück 
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Das Versagen der 
Vereinten Nationen 
im Golfkrieg 


Die Stunde der 
Wahrheit 
Es ist Zeit, daß einige 


. Dinge klargestellt werden. 


Die westlichen Massenme- 
dien lügen während und 
jetzt nach dem Golfkrieg 
nach Strich und Faden. 
Man sollte die Frage auf- 
werfen dürfen, welche In- 
teressengruppe eben diese 
Massenmedien bestimmt. 


Die Geschichte 
wiederholt sich 


Der nicht erklärte 
Krieg Israels 


Herzliche Gefühle 
für die Zionisten 


Der Exodus geht 
weiter 


Sowjetische 
Doppelzüngigkeit 
vertuscht 

Die massive sowjetische 
Beteiligung, den Irak 
kriegsbereit zu halten, 
wurde in den Medien des 


" westlichen Establishments 


systematisch vertuscht. 
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Auf lange Sicht dürfte sich die 
Golfregion für US-Präsident Ge- 
orge Bush als die größte Falle der 


Geschichte herausstellen. 
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Sklaverei für das 
Baltikum 


Ausländische 
Agenten köderten 
Saddam Hussein 


Sowjetische Atom- 
waffen im Irak 


Sowjets sind im 
Golfkrieg letztlich 
die Gewinner 
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Deutschland- 
Journal 

Zweifelhafte Rehabilita- 
tion für Lothar de Mai- 
ziere; In Deutschland darf 
nicht mehr die Wahrheit 
gesagt werden; Mißwirt- 
schaft der Deutschen 
Bank-Vorstände; Der Ver- 
rat Hamm-Brüchers an 
den Vertriebenen; Kohl er- 
hält hohen Orden der 
B’nai B’rith; Deutschland 


zahlt sowjetischen Zwangs- - 


arbeitern Entschädigung. 


Banker-Journal 


Israel macht Kasse; Polen 
sollte sich Südkorea als 
Beispiel nehmen; Schwei- 
zer Bank sucht Großpro- 
jekte; Nigeria fordert afri- 
kanischen Marshall-Plan; 
USA haben kein Geld 
mehr für die NASA; Peru- 
anischer General weitet 
Krieg gegen Drogen aus; 
Haitis neuer Präsident vor 
großen Schwierigkeiten. 


Europa-Journal 

Die Lage der sowjetischen 
Eisenbahn; Rumänien will 
sich von Kommunisten 
trennen; Israel fordert, 
Deutschland soll keine Ju- 
den aufnehmen; Einige Is- 
raelis wollen Verhandlun- 
gen mit der PLO; Mehr 
Menschen als Elefanten 
getötet; Milizen in Jugosla- 
wien sollen Waffen nieder- 
legen; Russischer Adel 
meldet sich zu Wort; USA 
kaufen sowjetischen Kern- 
reaktor; Deutsche For- 
scher warnen vor Aids mit 
Tbc verbunden. 


43 Impressum 
50 .Nahost-Journal 


Die teuere Stütze der 
USA; Langjährige US- 
Präsenz im Nahen Osten; 
Wer ist der Verbündete 
Moskaus im Wüstenkrieg? 


64 Vertrauliches 


Aids breitet sich in Afrika 
aus; Vor einer Explosion 
der Aids-Krankheit in 


“ Indien; Sowjets liefern 


Indien Satelliten-Techno- 
logie; Chef der argentini- 
schen Atom-Industrie ge- 
storben; Keine mexikani- 
schen Truppen in den Na- 
hen Osten; Assads Dro- 
gengeschäfte; Staats- 


streich in den Philippinen 


befürchtet; Zahlreiche 
Brücken'in New York ste- 
hen vor dem Zusammen- 
bruch; Amerikanische Fu- 
sionsenergie-Forschung 
eingestellt. 
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Deutschland- 
Journal 


Zweifelhafte 
7% ® 

Rehabilitation 
für Lothar de 

. oN 
Maiziere 
Lothar de Maiziere wird rehabıli- 
tiert. Aus den Akten des früheren 
DDR-Ministerpräsidenten sei 
nichts hervorgegangen, daß das, 
was Cerni alias Lothar de Mai- 
ziere der Stasi geliefert habe, »in 
keinem Fall geeignet« gewesen 
. wäre, »Personen zu bearbeiten«. 
Auch habe Lothar de Maiziere 
»nie schriftliche Berichte abgelie- 
fert, nie Geld oder andere Vor- 


teile angenommen« -— was ihm 
auch nicht vorgeworfen wurde -. 


Im übrigen liege, so jedenfalls 
Bundesinnenminister Walter 
Schäuble, »keinerlei zwingender 
Hinweis« dafür vor, daß Cerni/ 
Maiziere selbst geahnt habe, daß 
er unter diesem Pseudonym beim 
Ministerium für Staatssicherheit 
(MfS) geführt worden sei. Von 
daher spreche nichts dagegen, 
daß Lother de Maiziß&ßre wieder 
seine Parteiämter, zuletzt war er 
stellvertretender Bundesvorsit- 
zender der CDU, führen könne. 


Diese Rehabilitation muß ange- 
sichts der Aktenlage mehr als nur 
zweifelhaft erscheinen. Vielmehr 
muß man den Eindruck gewin- 
nen, daß hier ganz gewaltig etwas 
vertuscht werden soll, sicherlich 
auch unter dem Eindruck, daß 
. die CDU-Führungsspitze wohl 
ein derart niedriges Niveau auf- 
weist, wie seit Bestehen der Bun- 
desrepublik noch nicht. Es gibt 
keinen, der auch nur annähernd 
an das ohnehin nicht überwälti- 
gend hohe Niveau Kohls auch 
nur heranreichen könnte. 


Zweifellos steht fest, daß die 
Stasi einen inoffiziellen Mitarbei- 
ter (IM) namens Cerni geführt 
hat. Unzweifelhaft ist auch, daß 
in den Akten als dessen Anschrift 
»Am Treptower Park 31« geführt 
wird, die Adresse de Maizi£res. 
Auch gebe es in den Unterlagen 
-»einzelne Hinweise« die darauf 
“hindeuten, daß dieser Cerni mit 
Lothar de Maiziere identisch ist. 
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Wie Cernis Stasi-Verbindungsof- 
fizier Hasse jetzt sagte, sei es bei 
den zwischen 1981 und 1988 ge- 


.führten Gesprächen, über die 


keine Protokolle in den Akten 
mehr auffindbar sind, um das Ver- 
‘hältnis der Kirche zum Staat, um 
Ausreiseanträge und um die Frie- 
densthematik allgemein gegan- 
gen. Cerni sei immer bemüht ge- 
wesen, Schaden von der Kirche 
abzuwenden. Daß das MfS dabei 
oftmals Informationen bekom- 
men hat, die eigentlich nicht für 
die Spitzelohren gedacht waren, 
darf auch als sicher gelten. 


Besonders rätselhaft ist auch, 
weshalb in den Stasi-Archiven 
kein Dossier über den Rechtsan- 
walt Lothar de Maizi£re auffind- 
bar war. Denn da er sogenannte 
Staatsfeinde anwaltlich betreute, 
hatte er mit der Stasi laufend zu 
tun. Und allgemein bekannt ist, 
daß die Stasi in so einem Fall über 
ihre Gesprächspartner sehr aus- 
führliche Dossiers erstellte - le- 
diglich über Lothar de Maiziere 
ist nichts auffindbar. 


Im allergünstigsten Fall könnte 
man jetzt also davon sprechen, 
daß nicht mit allerletzter Sicher- 
heit der Beweis erbracht werden 


kann, daß Lothar de Maiziere 


der inoffizielle Stasi-Mitarbeiter 
Cerni war, daß die Indizien aber 
mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit hierfür spre- 
chen. Umso bedenklicher ist es 
dann, wenn die. Union einen der- 
artigen Mann rehabilitiert und 
mit hohen Parteiämtern ausstat- 
tet - Gerüchte sprechen aber da- 
von, daß Lothar de Maiziere zu 


viel über einzelne Unions-Politi- 


ker weiß und mit diesem Wissen 
aufseine Rehabilitierung gedrun- 
gen hat -—. Eine Folge dessen 
dürfte sein, daß die ohnehin 
schon in bedenklichem Ausmaß 
vorhandene Politverdrossenheit 
nur noch schlimmer wird. Oo 


In Deutschland 
darf nicht 

mehr die 
Wahrheit gesagt 
werden 


Der Fall des Vorstandssprechers 
der Grünen, Christian Ströbele, 
hat es einmal wieder gezeigt: In 
Deutschland darf nicht mehr die 
Wahrheit gesagt werden - zumin- 


dest dann nicht, wenn es sich um 
zionistische Themen handelt. . 


-Schon vor wenigen Jahren mußte 


der damalige Bundestagspräsi- 
dent Philipp Jenninger seinen 
Rücktritt erklären, nachdem er 
anläßlich des 50. Jahrestags des 
Kriegsausbruchs erklärt hatte, 
daß das deutsche Volk in weiten 
Teilen hinter Hitler stand und es 
seinen :Worten Glauben 
schenkte, als er den Juden vor- 
warf, an vielen Mißständen 
schuld zu sein. Er hatte nichts an- 
deres als den damaligen Zeitgeist 
beschrieben, aber dennoch 
wurde der Druck des Weltjuden- 
tums — mit Ausnahme einiger we- 
niger, etwa Simon Wiesenthal - 
und auch vieler bundes»deut- 
scher« Politiker derart groß, daß 
ihn die CDU wie eine heiße Kar- 
toffel fallen ließ. 


So nun auch Ströbele - wenn- 
gleich dessen Rücktritt aus natio- 
naler Betrachtungsweise nicht im 
geringsten zu bedauern ist, ganz 
im Gegenteil —. Dieser hatte ge- 
sagt, die Scud-Angriffe des Iraks 
gegen den Judenstaat seien »die 
logische, fast zwingende Konse- 
quenz der israelischen Politik den 
Palästinensern und den arabi- 
schen Staaten gegenüber.« 


Hieran ist aus arabischer Sicht 
nichts falsch, und diese subjek- 
tive Sicht ist die ausschlagge- 
bende für die irakischen An- 
griffe. Auch ist es Tatsache, daß 
praktisch alle arabischen Staaten 
sich nach wie vor im De-Facto- 
Kriegszustand mit Israel befin- 
den. Und aus arabischer Sicht 
rechtfertigen zum Beispiel die 
Greueltaten der israelischen Poli- 
zei gegen die Palästinenser am 
Tempelberg, die völkerrechtswi- 
drigen Deportationen und Häu- 
ser-Zerstörungen von verdächti- 
gen Personen sowie die totale 
Ignorierung unzähliger gegen Is- 
rael gerichteter UNO-Resolutio- 
nen einen Angriff, selbst wenn 
das Land sich wie beim Golfkrieg 
zumindest nicht aktiv am Kriegs- 
geschehen selber beteiligt. 


Daß hierüber aus westlicher 


Sicht überwiegend ganz anders 
gedacht wird, ist für das subjek- 
tive Empfinden der Araber ganz 
egal. Also hat Ströbele nichts an- 
deres getan, als die arabischen 
Gefühle artikuliert. Wenn ihm 
aus Sicht der etablierten und lin- 
ken Parteien etwas vorzuwerfen 
ist, dann aber nur, daß er in ei- 
nem an seinen Satz anschließen- 


den Halbsatz sich nicht von de: 


irakischen Vorgehen distanziert‘ 
hat. Nur ändert dies nichts an der 


Richtigkeit seiner Worte. Dies 


beweist allerdings nur, daß, wie: Es 


auch Jenninger es schon richtige 
artikulierte, in Deutschland nicht: 


alles gesagt werden darf, selbst 


wenn es der Wahrheit entspricht.  : 


Mißwirtschaft 
der Deutschen 


Bank-Vorstände 4 


In einer Dokumentation hat jetzt 


der »Spiegel« aufgezeigt, wie 


sehr die Deutschen Bank-Vor- 


stände in ihrer Eigenschaft als 


Aufsichtsratsvorsitzende diver- : - 


ser Unternehmen diesen in ei- 


nem oftmals erheblichen Maße 


geschadet haben. 


Ins jüngste Fettnäpfchen dürfte 


sich dabei der Aufsichtsrats-Vor- 
sitzende des Hoesch-Konzerns, 


Herbert Zapp, bei seiner Suche " 
nach einem Nachfolger des bishe- 


rigen, zur Treuhand gewechsel- 


ten Vorstandschefs Rohwedder ‘ 
gesetzt haben. So hatte Zapp et-- 


was ganz Ungewöhnliches ver- 
sucht, nämlich den von den Ge- 
werkschaften und dem Betriebs- 
rat gestützten Hoesch-Manager 


x 


ee a ui"? ne Du DIL Den 


Günther Flor zum neuen Vor :' 


standsvorsitzenden zu küren. 
Die Bank der Anteilseigner hatte 


“ dagegen Vorstandsmitglied Hero 


Brahms favorisiert. Da Zapp sein 
Machtspiel nur unzureichend vor- 
bereitet hatte, vertagte man dar- 
aufhin kurzerhand die Entschei- 
dung - mit der Konsequenz, daß 
Brahms jetzt wohl Hoesch verlas- 
sen will, was angesichts seiner 
Verdienste ein herber Verlust für 


den Dortmunder Stahlkonzern . 


wäre. 


Noch blamabler ist dagegen der 


Fall des Ulrich Weiss, der dem 
Aufsichtsrat des Hannoveraner 
Reifenherstellers Conti vorsteht. 
Wie allgemein bekannt, ver- 
suchte der italienische Pirelli- 


Konzern die Macht bei Conti zu  . 


übernehmen, 
stützt von Weiss, der den Italie- 
nern tüchtig hierbei half. 


Nicht nur, daß es in höchstem 


tatkräftig unter- - 


Maße peinlich ist und in der Wirt- 


schaft mit größter Verärgerung 
registriert wurde, daß ein deut- 


scher Top-Manager einem aus- . :’ 


ländischen Unternehmen bei ei- 


“ner »unfreundlichen Über- 
» mahme« eines heimischen Kon- 
»/ .zerns mithilft, war es dann noch 
- *- peinlicher, als sich die Deutsche 
.... Bank plötzlich öffentlich gegen 
. ein derartiges »unfriendly take- 
over«, wie es so schön im Neu- 
deutsch heißt, aussprach und 
- gleichzeitig ihren Widerstand 
„ hiergegen bekanntgab. So unter- 
».. stützte das größte deutsche Bank- 
&: haus plötzlich Bestrebungen 
x mehrerer deutscher Automobil- 
x. hersteller eine eigene Mehrheit 
.: an Conti zur Abwehr des Über- 
nahmeversuchs Pirellis zu erwer- 
ben. 


= Insgesamt verwalten die zwölf 


=»: Herren und die eine Dame im 
= Deutsche Bank-Vorstand derzeit 
;;.rund 120 Aufsichtsratsmandate 

“und stellen in 18 Unternehmen 
... den AR-Vorsitzenden oder zu- 
- mindest stellvertretenden AR- 
:“ Vorsitzenden. Darunter auch 
.. konkurrierender Unternehmen 
“ wie etwa bei den Klöckner-Wer- 
‚ken und bei Hoesch oder bei 
Nino und bei Girmes - vor deren 
Umwandlung in eine -GmbH -. 
»=". Zwar wird von der Deutschen 
= "Bank immer wieder abgestritten, 
»: daß es hierbei zu Interessenkon- 
‚flikten kommen kann, doch sind 
. diese nahezu vorprogrammiert. 
Hierbei ist noch nicht einmal be- 
‚rücksichtigt, daß die Deutsche 
Bank zum Teil auch Hausbank 
konkurrierender Unternehmen 
ist beziehungsweise Kredite in 
‘Millionenhöhe an diese vergibt 
“und als »normale« Aufsichtsrats- 
‚mitglieder in nahezu jedem wich- 
tigen deutschen Unternehmen 
„sitzen. 


„Gleichzeitig stellen viele Wirt- 
“‘schaftler die Frage nach der Effi- 
. zienz der Tätigkeit der Banker. 
Nicht zu Unrecht wird ihnen vor- 
gehalten, daß sie schließlich in er- 
ster Linie mit sehr zeitaufwendi- 


Deutschen Bank beschäftigt sind 

. und diese gerade in Krisenzeiten 

=" noch einige Stunden mehr in der 
Woche verlangt. 


Auf der anderen Seite ist der Po- 


zenden im Grunde genommen 
der höchste im ganzen Unterneh- 
men. Zwar wird dort nicht das Ta- 
: gesgeschäft gemacht, aber läuft 
. beiden wichtigsten, die Substanz 
» des Unternehmens betreffenden 
"Geschäften oder bei Übernah- 
men sowie bei großen Beteiligun- 
gen nichts ohne den Aufsichts- 


‚gen Vorstands-Tätigkeit in der - 


‘sten eines Aufsichtsrats-Vorsit- 


rat. Und es ist kaum möglich, 


die beiden Zeitaufwände in einen 
vernünftigen Konsens zu bekom- 
men. Nahezu unmöglich ist es 
aber, wenn jemand, wie etwa 
Horst Burgard oder Eckart van 
Hooven, gleich den Aufsichtsrä- 
ten fünf großer Unternehmen 
vorstehen. 


So hatte etwa vor nicht allzu lan- 
ger Zeit der damalige Thyssen- 
Aufsichtsratsvorsitzende Wil- 
fried Guth eine Intrige gegen 


Konzernchef Dieter Spethmann - 


angezettelt. Diese scheiterte je- 
doch kläglich, weil Guth es ver- 
säumt hatte, genügend Mitkämp- 
fer zu gewinnen. Und. wer Guth 
kennt und weiß, wie umsichtig 
dieser arbeitet und irgendwelche 
Attacken normalerweise bis ins 
kleinste Detail vorbereitet und 
sie damit in der Regel »auch si- 
cher nach Hause bringt«, kann 
sich leicht ausmalen, daß hier der 
Zeitfaktor eine gewichtige Rolle 
spielte. 


Während sich die Banken immer 
darauf berufen, daß sie von den 
Unternehmen schon fast ange- 
bettelt werden, ihren »großen 
Sachverstand« in die Führungs- 
ebene des jeweiligen Unterneh- 
mens einzubringen, so werfen die 
Kritiker den Banken vor, die Ab- 
hängigkeit, in die sie die Unter- 
nehmen durch die Kreditvergabe 
quasi hineintreiben - jeder an 
Wirtschaft Interessierte weiß, 
welche Folgen es für ein Unter- 
nehmen. hat, wenn die Bank 
plötzlich die Kreditlinie herunter- 
setzt oder gar kündigt -, durch 
Aufsichtsrat-Mandate noch wei- 
ter zu vergrößern und so zumin- 
dest im Hintergrund in Wahrheit 
die Zügelin der Hand zu halten. 


Der Verrat 
Hamm-Brüchers 
an den 
Vertriebenen 


Eine der einflußreichsten Politi- 
kerinnen der Regierungspartei 
FDP, Hildegard Hamm-Brücher, 
hat jetzt im fernen Australien 
deutlich gemacht, wie sie und da- 
mit zumindest auch weite Teile ih- 
rer Partei wirklich denkt. 


Eine Tour des Goethe-Instituts 
führte die streitbare Linke jetzt 
ins Land der Känguruhs. Was sie 
dort von sich gab, liest sich in der 


dort erscheinenden deutschspra- 
chigen »Woche« wie folgt: 


»Sie sorgt sich heute darüber, daß 
in der vergrößerten Bundesrepu- 
blik die »konservative Demokra- 
tie nach rechts ausschlagen« 
könne. Die rechtsradikalen Re- 
publikaner erscheinen ihr weni- 
ger gefährlich als die Vertriebe- 
nenverbände, die das deutsch- 
polnische Grenzabkommen nicht 
anerkennen wollen. Es bestehe 
durchaus die Gefahr, daß sie 
Deutschland in all seinen Regio- 
nen aufputschen wollten. Dabei 
sind diese. Leute nie aus dem 
Osten vertrieben worden.« 


Nachdem dies bei den in Austra- 
lien lebenden Deutschen zum 
Teil vehementen Widerspruch 
auslöste, antwortete Hamm-Brü- 
cher wie folgt: »Bei meiner Be- 
merkung, es hätte keine Vertrie- 
benen gegeben, habe ich doch 
keineswegs die Vertriebenen 
nach den Postdamer Beschlüssen 
gemeint, sondern all’ die Hun- 
derttausende, die seit den siebzi- 
ger Jahren aufgrund des War- 
schauer Abkommens und bis in 
diese Tage freiweillig aus Polen 
gekommen sind und sich - teil- 
weise vehement - in den soge- 
nannten Vertriebenenverbänden 
engagieren. Sie treiben damit mit 
dem Vertriebenen-Begriff Miß- 
brauch und fordern zu Recht die 
Kritik unseres polnischen Nach- 
barn heraus.« Do 


Deutschland 
zahlt sowjeti- 
schen Zwangs- 
arbeitern 
Entschädigung 


Nun ist es doch so weit: Die Bun- 
desregierung hat sich jetzt dazu 
bereit erklärt, sowjetischen 
Zwangsarbeitern Entschädigung 
zu zahlen. Hierzu war allerdings 
massiver Druck seitens der 
UdSSR vonnöten. Diese hatte 
nämlich damit gedroht, anderen- 
falls die Ratifizierung des soge- 
nannten 2+4-Vertrages »noch 
einmal zu überdenken« - eine 
schöne Art der Umschreibung ei- 
ner Erpressung. 


Nachdem damit nun eine Art Ex- 
empel statuiert wurde, ist es nur 
eine Frage der Zeit, bis auch sei- 


tens Polens und Frankreichs kon-: 


krete Beträge gefordert werden. -'; 
Den grundsätzlichen Anspruch’. 


hatten diese beiden Staaten 
schon lange angemeldet - ohne 


- daß dies seitens der Bundesregie- 


rung kafegorisch abgelehnt 
wurde. Anscheinend sind die Pro- 
bleme der Finanzierung der deut- 
schen (Teil-)Einheit nicht groß 
genug, um nicht noch ein paar 
Milliarden Mark für die Unter- 
stützung des amerikanischen Ver- 
nichtungskriegs gegen den Irak 
beizusteuern. Das deutsche Volk 
darf hierfür mit massiven Steuer- 
erhöhungen bezahlen. DO 


Kohl erhält 


hohen Orden 


des B’nai B’rith 


Nach einer Information der »All- 
gemeinen Jüdischen Wochenzei- 
tung« wird Bundeskanzler Kohl 
im kommenden Jahr von der zio- 
nistischen B’nai B’rith-Loge mit 
der Goldmedaille ausgezeichnet. 
Nach Angaben von Professor 
Ernst Ludwig Ehrlich, Direktor 
der europäischen B’nai B’rith, er- 
hält Kohl diese Auszeichnung 
»für seine Bemühungen um die 
jüdische Gemeinschaft in 
Deutschland und besonders für 
die Unterstützung Israels.« 


Zwar hätten die Juden »keines- 


falls den Besuch des Bundeskanz- 
lers auf dem Soldatenfriedhof in 
Bitburg vergessen«. Aber Kohls 
Politik rechtfertige diese hohe 
Auszeichnung. »Dazu haben der - 
Krieg am Golf und die inzwi- 
schen geänderte Politik der Bun- 
desregierung beigetragen« D 


t 


Deutschland 


Die Seele an 
die USA 
verkauft 


. Klaus Martin Wandert 


‘ So schrecklich der Golfkrieg auch war, er hat aber wenigstens die 
wahre Einstellung der internationalen Staatengemeinschaft gegen 
Deutschland und auch das wahre Gesicht der Bundesregierung auf- 
gezeigt. Die Aufgabe Deutschlands ist es, für die Sünden der ande- 
ren Staaten herzuhalten und den Sündenbock zu spielen sowie als 
Dukatenesel gemolken zu werden. Das Verhalten der Bundesregie- 
rung hat aufgezeigt, daß sie den Nationalmasochismus zu ihrer Ma- 
xime erkoren hat und das Eintreten für deutsche Belange zu einem 


Fremdwort verkommen ist. 


Die Vorwürfe gegen »die Deut- 
schen« konzentrieren sich im we- 
sentlichen auf die » Aufrüstung 
des Iraks« und die »Feigheit vor 
der Verantwortung« beim Golf- 
krieg. Hier wird mit Lügen, 
Halbwahrheiten, Verdrehungen 
und Unterstellungen gearbeitet, 
daß es einem schwindlig wird. 
Die Bundesregierung steht mit 
gesenktem Haupt da und wagt es 
“ gerade einmal mit mildesten Wor- 
ten gegen die schlimmsten Lügen 
vorzugehen. Unterstützt wird sie 
dürch die etablierten Medien, die 
ihrem Auftrag zur objektiven Be- 
richterstattung schon lange nicht 


mehr nachkommen, sondern 
eine vollkommen einseitige 
Kriegs-Propaganda betreiben 


und nur in Ausnahmefällen sich 

auch einmal. gegen die schlimm- 

sten an Deutschland gerichteten 
Vorwürfe wehren. 


Blaß und geduckt 
erträgt Bonn alles 


Sehen wir uns doch einmal an, 
wie es sich mit der. »Aufrüstung 
des Iraks durch Deutschland« in 
Wirklichkeit verhält. Die 
schlimmsten Vorwürfe kommen 
dabei wieder einmal aus Israel. 


So sagte der Außenminister des 
Judenstaates, Levy: »Nun erle- 
ben wir das Fürchterlichste. Was 
niemand glaubte, ist eingetreten. 
Saddam Hussein droht mit che- 
mischen Waffen. Und alle diese 
Waffen, auch die Atomtechnolo- 
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gie - alles das kommt aus 
Deutschland, und alles das macht 
es Saddam Hussein möglich, Is- 
rael nicht nur zu bedrohen, son- 
dern zu vernichten. Israels Men- 
schen tragen auf ihrer Haut noch 
die Narben der schweren Vergan- 
genheit. Die Bevölkerung sitzt 
heute mit Gasmasken in abge- 
dichteten Räumen. Wir hätten 
nie geglaubt, daß sich das wieder- 
holen würde. Alte Menschen star- 
ben in Tel Aviv an der zurückge- 
kehrten Erinnerung, was ihnen 
damals geschehen ist.« 


Der israelische Ministerpräsi- 
dent Shamir sagte in einem Inter- 
view: »Die deutschen Industriel- 
len sind sehr stark exportorien- 
tiert. Der Export ist sozusagen 
das heilige Prinzip. Wenn sie in 
Versuchung geraten, können sie 
nicht widerstehen. Man sah in 
der Erfüllung der Wünsche Sad- 
dam Husseins eine hervorragende 
Gelegenheit, viel Geld zu verdie- 
nen, Technologie zu verkaufen, 
gleichzeitig aber auch Technolo- 
gie weiterzuentwickeln ... 


Tabletten zur 
Schonung des Herzens 


Es ist natürlich, daß Deutschland 
angesichts seiner Geschichte, sei- 
ner historischen Verantwortung 
und seiner Kapazitäten Israel be- 
hilflich ist, seine Verteidigung zu 
finanzieren.« Deutschland müsse 
sich bei einem immer stärker wer- 
denden politischen Einfluß auf 


die Weltgemeinschaft »seiner be- 
sonderen Verpflichtungen  be- 
wußt sein, wenn es mit Israel be- 


treffenden Problemen umgeht«. - 


Jüdische Demonstranten und is- 
raelische Zeitungen schrieben 
zum Besuch mehrerer deutscher 
Delegationen in Israel: »Will- 
kommen für die Scheinheiligen« 
oder riefen »Schande, daß 
Deutschland bei der Erschaffung 
eines neuen Hitlers mitgeholfen 
hat«. Die »fünf Reiter« seien zur 
Vernichtung Israels unterwegs, 
und einer dieser Reiter heiße 
»Gasmania - Germania«. 


Und wie verhielten sich die deut- 
schen Repräsentanten zu diesen 
Vorwürfen. Hierzu soll aus eini- 
gen Zeitungen zitiert werden: 
Die »Welt« schrieb: »Blaß und 
geduckt erträgt Genscher Israels 
Tribunal ... Genscher wahrte bei 
der gemeinsamen Pressekonfe- 


renz mit Levy mühsam die Fas- 


sung, er saß blaß auf dem Podium 
und formulierte mit äußerster 
Vorsicht, um das Gewitter der 
Fragen abzulenken. Volker Rühe 
und Entwicklungshilfeminister 
Spranger saßen still und ohne 
sich zu bewegen im Minenfeld.« 


»Bild«: »Genscher erblaßte un- 
ter diesen Paukenschlägen. Be- 
sorgt sahen seine Begleiter, daß 
der von den Ärzten zur Schonung 
seines Herzens immer wieder an- 
gehaltene Minister Tabletten 
schluckte.« 


Das ging dann alles so weit, daß 
Gönscher von einer »tiefen 
Scham« sprach, die er angesichts 
der illegalen Geschäfte deutscher 
Firmen mit dem Irak empfinde, 
und er dann sogar mit Juden- 
käppchen auf dem blassen Haupt 
einen Kranz in der Holocaust- 
Gedenkstätte Jad Vashem nieder- 


legte. 


Die Frage nach der 
Höhe des Schecks 


Dann sagte der Außenminister 
weiter, Deutschland sei solida- 
risch in der Existenzfrage Israels. 
Er nehme das Existenzrecht des 
Landes so ernst wie das eigene. 
Von seinem früheren Vorschlag, 
mit Hilfe einer internationalen 
Nahost-Konferenz, die das israe- 
lisch-arabische Problem ein- 
schließt, »den Frieden retten« zu 
wollen, distanzierte sich Gen- 
scher für den Augenblick. »Un- 
ser Ziel dabei war lediglich, zu 


beweisen, daß Saddam Krieg. E 
wollte und nicht den Frieden«, ° ? 


heißt es dann plötzlich. Jetzt sei -:: 


Krieg, und Hussein habe :den 


Frieden gebrochen. Damit hat “4 
»Wendelin« seinem Namen: wie-.- ..* 
der einmal alle Ehre gemacht, :;| 


denn wie soll man denn zukünftig 


wissen, ob die Deutschen einen 
- ihrer Vorschläge ernst meinen. 


oder wieder einmal nur etwas 
»beweisen« wollen? 


Doch nicht nur in Israel wurden 
harsche Töne gegen Deutschland 
angeschlagen.- Diese reichten 


quer. durch die Welt, waren be- 
sonders laut in England, aber : 
auch in den USA und in.der Tür- 


kei, dem Land, das ohne deut- 
sche Hilfe wahrscheinlich schon 


lange mit den widrigsten innen- 


politischen Auseinandersetzun- 
gen zu kämpfen hätte. 


Immer wieder wurde betont, daß 
Deutschland nach. erfolgter 
(Teil-)Wiedervereinigung mehr 


Verantwortung zu übernehmen. ° 


hätte. Dies gelte beispielsweise 
auch für den Golfkonflikt,. aus 
dem sich Deutschland bisher auf 
ziemlich niederträchtige Art und 
Weise herausgehalten habe. 


Diese Vorwürfe kamen von den 
gleichen Ländern, die bis vor we- 
nigen Monaten noch getönt hat-. 
ten, Deutschland habe sich mili- 
tärisch wegen seiner Vergangen- 
heit stark zurückzuhalten, und es 
dürfe militärisch nie mehr so. 
stark werden, daß es eine ernst- 
hafte Bedrohung für jemanden 
darstelle. 


Ganz schnell wurde klar, worum 
es in Wirklichkeit ging: Zum 


einen den Deutschen ein schlech- : 
tes Gewissen einzureden, und 


zum anderen das »reiche« 
Deutschland zur Kasse zu bitten. 
Und, wie nicht anders zu erwar- 
ten, erklärte sich die Bundesre- 
gierung hierzu auch schnellstens 
bereit. 


Bereits bis Ende Januar hatte die 
Bundesrepublik knapp 16 Milliar- 
den Mark bezahlt. Der größte 
Batzen davon entfiel mit 10,02 
Milliarden Mark an Unterstüt- 
zung für die USA. Und FDP- 
Chef Graf Lambsdorff kündigte 
bereits an, daß dies noch nicht al- 
les sei, sondern im weiteren Jah- 
resverlauf noch weitere Zahlun- 
gen folgen würden. 


An Großbritannien wurden 800 


& 
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Millionen Mark Finanzhilfe so- . 


wie 170 Millionen Mark Material- 
hilfe zugesagt. Wegen seiner an- 
&eblichen besonderen Verpflich- 
tung Israel gegenüber wurden 
‘dem Judenstaat 250 Millionen 
Mark bar überwiesen. Zusätzlich 
wurde Materialhilfe in Form von 

Abwehrraketen, Gasmasken und 


“mehr als einer Milliarde Mark 
aus Beständen der Bundeswehr 
ins »heilige Land« geschickt. 


= Nichts ist darüber bekannt ge- 
2 worden, daß’ Deutschland aus 


Südlibanon von der israelischen 
Armee dem Erdboden gleichge- 
macht wurden oder deren Häuser 
entgegen jedem Völkerrecht mit 
‚Baggern unbewohnbar gemacht 
werden, sofern die Israelis auch 
nur den Verdacht, aber keinen 
Beweis haben, daß der dort le- 
bende Palästinenser an Terror- 
aktionen beteiligt war. 


Es ist nur dem jordanischen 
Kronprinzen Hassan zuzustim- 
-mien, der folgendes sagte: »Wann 
wird das deutsche Gewissen sich 
auch um die Araber kümmern, 
‚die die Opfer einer anhaltenden 
Krise in diesem Teil der Welt sind, 
die von den tragischen Ereignis- 
sen des Zweiten Weltkriegs hin- 
»terlassen wurde? Wann wird die 
deutsche Regierung Menschen 
Sals Menschen anerkennen, unab- 
&hängig davon, ob sie Israelis, 


audis oder Kuwaiter sind? Wann 
"wird diese Region als ein Gebiet 
der Menschen gesehen?« 


‚Gegen infame Lügen nur 
.zaghafter Widerspruch 


“Besonderer Druck auf Bonn wird 
uch mit dem »Argument« ausge- 
ibt, deutsche Firmen hätten mas- 
iv den Irak aufgerüstet und trü- 
"gen von daher eine Mitschuld an 
.: dem Tod jedes einzelnen gefalle- 
= nen Soldaten oder getöteten Zivi- 

‚listen. Wie nicht anders zu erwar- 
en, hat die Bundesregierung auf 
diese infamen Lügen nur mit sehr 
zaghaftem Widerspruch reagiert. 


. Doch wie sieht die Wirklichkeit 
- aus? Entgegen den Verlautbarun- 
“gen »unserer Freunde« ist 
" Deutschland an der »Aufrü- 
stung« des Iraks nur zu einem 
„Bruchteil beteiligt. 30 Prozent 
des irakischen Militärpotentials 
ommen aus der Sowjetunion, 24 


Palästinenser, Libanesen, Syrier,. 


Prozent aus den USA, je zehn 
Prozent aus China, Südamerika, 
Großbritannien und Frankreich 
und nur drei Prozent aus 
Deutschland! 


Und während die Rechnungen an 
deutsche Firmen in der Regel di- 
rekt bezahlt wurden, hat der Irak 
heute noch an Frankreich unbe- 
zahlte Schulden in Höhe von 7,5 
Milliarden Mark, davon 4,5 Mil- 
liarden Mark für Waffenlieferun- 
gen. Noch zu Beginn dieses Jah- 
res wurde von Frankreich für 250 
Millionen Mark elektronisches 
Gerät an den Irak geliefert. Dies 
diente der Umrüstung sowjeti- 
scher Boden-Boden-Raketen des 
Typs Scud, die im Golfkrieg ge- 


gen Israel und Saudi-Arabien ein-- 


gesetzt wurden. 


Wie kürzlich bekannt wurde, ha- 
ben mehrere hundert US-ameri- 
kanische Firmen in den vergange- 
nen Jahren zum Teil hochsensible 
Güter nach dem Irak geliefert, 
darunter ein Flugsimulator und 
High-Tech-Güter. Obwohl das 
US-Verteidigungsministerium 

1986 sein Veto gegen die Liefe- 


rung eines großen Computers für 


die irakische Raketenfabrik Saad 
16 eingelegt hatte, genehmigte 
das US-Handelsministerium noch 
im Februar des vergangenen Jah- 
res seine Zustimmung zu dem 
Transfer. 


Es gibt 40000 deutsche Unter- 


nehmen, die jährlich circa 18 Mil- 


lionen Einzel-Ausfuhren abwik- 
keln. Nur gegen ganze neun die- 
ser Unternehmen wird derzeit 
wegen »Embargo-Verstößen« er- 
mittelt. Und bislang konnte in 
keinem einzigen Fall eine Liefe- 
rung nachgewiesen werden. Vor 
allem beziehen sich in keinem 
dieser Ermittlungen die Ange- 
bote auf Rüstungsgüter. 


Die Hauptvorwürfe lauten, daß 
deutsche Firmen bei der Produk- 


tion von Giftgas mitgeholfen ha- 


ben. So sei etwa Salpetersäure 
und Schwefel in den Irak ver- 
sandt worden. Dieses sind chemi- 
sche Grundstoffe, die zu vielen 
Dingen bestimmt sind. Salpeter- 


'säure wird zum Beispiel auch für 


das Atzen und Beizen von Metal- 
len verwendet, während Schwe- 
fel ın vielen Haushalts- und Kos- 
metikwaren zugesetzt wird. 


Ein weiterer Vorwurf lautet, daß 


Deutschland Saddam Husseins 


Schutzbunker gebaut habe. Da- 
von abgesehen, daß britische Fir- 
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men für Iraks Luftwaffe 300 Su- 
perbunker gebaut haben, stellt 
sich die Frage, ob jetzt auch 
schon Stahlmatten, Stahlbeton 
und Stahltüren oder vielleicht so- 
gar Rohstahl unter ein Export- 
Embargo fallen sollen. 


Gefährdung der 
deutschen Sicherheit 


Warum dies dann nicht auch für 
das in Deutschland beliebte 
Unkrautbeseitigungsmittel .»Un- 
kraut-Ex« anwenden? Denn zu- 
sammengemischt mit Zucker er- 


gibt dies, wie jeder Chemiestu-. 


dent des ersten Semesters weiß, 
eine -explosive Mischung. Auch 
Drachensegler, Taucher-Ausrü- 
stungen, Motorboote und--Mo- 
dellflugzeuge sind bereits militä- 
risch eingesetzt worden. Sogar 
ein Staubsauger läßt sich mit dem 
richtigen Wissen in einen Flam- 
menwerfer umfunktionieren; in 
den USA sind entsprechende An- 
leitungen sogar in jeder gutsor- 
tierten Buchhandlung zu kaufen. 


Besonders bedenklich ist aber 
auch, daß die Bundesregierung 
viele der als »Militärhilfe« dekla- 
rierten Güter aus Bundeswehrbe- 
ständen abgibt. So warnte bereits 
Ende Januar ein Luftwaffengene- 
ral: »Wenn der Krieg länger dau- 
ert, bleiben wir am Boden.« Bald 
gebe es nämlich keine Ersatzteile 
für die deutschen Maschinen 
mehr. Dieser Trend wird noch da- 
durch verstärkt, daß die am Golf- 
krieg beteiligten Alliierten aus 
Bundeswehrbeständen »leih- 
weise« Ersatzteile erhalten. Zu- 
sätzlich wurden ebenfalls aus 
Bundeswehrbeständen Luftab- 
wehrraketen der Typen »Hawk« 
und »Patriot« nach Israel gelie- 
fert. 


Damit gefährdet die Bundesre- 
gierung die Sicherheit Deutsch- 
lands in einem eklatanten Aus- 
maß. Denn wer kann angesichts 
der derzeit sehr instabilen Lage 
in der UdSSR mit Sicherheit sa- 
gen, daß es dort nicht morgen zu 
einem Militärputsch kommt - 
sofern dieser nicht ohnehin 
schon stillschweigend stattgefun- 
den hat —. Und wer kann garan- 
tieren, daß die Rote Armee nicht 
die für sie. vielleicht einmalige 
Gunst der Stunde nutzt, um zu- 
mindest massiven Druck auf den 
Westen auszuüben. Die ersten 
Anzeichen hierfür ist doch die 
Drohung der UdSSR-Regierung, 


der Abzug der in Mitteldeutsch- 
land stationierten sowjetischen 
Soldaten würde verzögert wer- 
den, sollte die Bundesregierung 


. nicht mehr als die ‚zuerst verein- 


barten 13 Milliarden Mark zah- 
len. 


Die ohnehin schon einge- 
schränkte Verteidigungsfähigkeit 
Deutschlands hat sich damit also 
in einem beängstigenden Aus- 
maß noch weiter verschlechtert. 


Und wenn man die Kommentare 
deutscher Zeitsoldaten anhört, 


. muß man-auch an der Kampfmo- 


ral zweifeln. Man kann über die 
Kriegsgründe am Golf sicherlich 
geteilter Meinung sein, wenn 
aber Zeitsoldaten ihren weiteren 


Dienst jetzt aus Gewissensgrün- 


den ablehnen, dann kann man 
sich nur fragen, was haben solche 
Leute in einer Armee zu suchen? 
Wenn ich mich als Zeitsoldat ver- 
pflichte, dann muß ich doch auch 
in Kauf nehmen, in einem Kon- 
fliktfall als erster eingesetzt zu 
werden. Diejenigen, die jetzt den 
Dienst verweigern, müßten nach 
härtestem Militärrecht wegen 
Fahnenflucht bestraft werden. 


Wie jetzt bekannt wurde, haben 


sogar deutsche Unternehmen, . 


die auch nur irgendwie an Expor- 
ten in den Irak beteiligt waren, 
»aufgrund ihrer Verantwortung« 
Israel angeboten, Schmerzens- 
geld an die Familien der Beroie- 
ten Juden zu zahlen. 


Das alte Wohlwollen 
ist wieder da 


Lassen Sie uns ein Zitat aus dem 
der Union nahestehenden Bon- 
ner Hintergrundinformations- 
dienst »Privat-Depesche« zitie- 
ren: »Inoffiziell ist man in Jerusa- 
lemer Regierungskreisen über 
den Raketenkrieg aus dem Irak 
nicht so empört, 
wie man das offiziell zum Aus- 
druck bringt. Ofter hört man aus 
der Umgebung des Regierungs- 
chefs Shamir die Feststellung: 
Uns konnte politisch Erfolg- 
reicheres eigentlich nicht passie- 
ren. Vorher hat sich so recht nie- 
mand auf der Welt um uns ge- 
kümmert. Als die erste Rakete 
explodierte, da waren wir sofort 
in aller Munde. Das alte Wohl- 
wollen der Amerikaner war wie- 
derhergestellt, und mit einem\ 
Schlag rollten auch wieder die: 
Dollar in Millionenhöhe aus al- 
len Richtungen an. oO 
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Der Gold- 
schatz könnte 
die Einheit 
finanzieren 


Günther Jansen 


Die Kosten für die Finanzierung der deutschen (Teil-) Einheit wach- 
sen der Bundesregierung nicht zuletzt wegen einer völlig verfehlten 
Finanzpolitik vollkommen über den Kopf. Nun wurden mit der fa- 
denscheinigen Begründung einer Beteiligung an den Kosten des 
Golfkriegs sogar Steuererhöhungen angekündigt, die zwar den Zins- 
anstieg stoppten, gleichzeitig aber auch bremsende Wirkung auf den 
privaten Verbrauch, der derzeit die stärkste Konjunkturstütze ist, 
haben. Dabei können die Probleme leicht in den Griff bekommen 
werden, würde die Bundesbank einen Teil ihres Goldbestandes ver- 


kaufen. 


Derzeit verfügt die Bundesbank 
über einen Gesamtbestand an 
Gold von knapp 120 Millionen 
Feinunzen. Während etwa 25Mil- 
lionen in den »Europäischen 
Fonds für währungspolitische Zu- 
sammenarbeit« eingebracht wur- 
den - die EG-Staaten hatten sich 
verpflichtet, 20 Prozent ihrer 
Goldbestände hierin einzubrin- 
gen -, liegt der derzeit verfüg- 
bare Bestand bei rund 95 Millio- 
nen Unzen. 


In der Bilanz nur 
die Einstandskosten 


Dieser steht aber nur mit den 
Einstandskosten von 144,20 
Mark in der Bilanz; dies ergibt ei- 
nen Wert von knapp 13,7 Milliar- 
den Mark. Bei einem derzeitigen 
Goldpreis von rund 370 Dollar je 
Feinunze liegt der tatsächliche 
Wert bei einem Dollarkurs von 
1,50 Mark aber bei rund 52,7 Mil- 
liarden Mark und damit rund 39 
Milliarden Mark über dem der- 
zeitigen Buchwert. 


Und es gibt einige gute Gründe, 
warum zumindest Teile dieses 
Goldbestandes für die Finanzie- 
rung der Kosten der Vereinigung 
West- mit Mitteldeutschlands ver- 
wendet werden sollen. 

So sehen die Pläne für eine Grün- 
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dung einer europäischen Zentral- 
bank etwa vor, daß die einzelnen 
Staaten die Goldbestände ihrer 
Notenbanken zu einem noch fest- 
zulegenden Teil in diese europäi- 
sche Notenbank einbringen sol- 


Eine künftige 
deutsche Gold. 
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Der deutsche Goldschatz: 95 Millionen Unzen im Werte von 


52,7 Milliarden DM 


len.Dieses soll nicht in gleich 
hohen Anteilen erfolgen, son- 
dern vielmehr in etwa auf dem 
auch jetzt schon bestehenden Ver- 
teilerschlüssel beruhen. Und 
traurige Tatsache ist nun einmal, 
daß Deutschland der Hauptzah- 
ler der EG ist, von allen Staaten 
aber am wenigsten herausbe- 
kommt. 


Bei dem Gold wäre dies sicher- 
lich nicht anders, zumal Deutsch- 
land über die höchsten Goldbe- 
stände in der EG verfügt. So liegt 
der von Frankreich etwa bei 103 


re en. Se BE: 


europäische Zentralbank spekuliert auf das 


Millionen Unzen und der Italiens 
bei 84 Millionen Unzen. Hiervon 
müssen aber noch die 20 Prozent 
für den Fonds abgezogen wer- 
den. Während derzeit die feste 
Mark die anderen maroden Wäh- 
rungen der EG-Staaten quasi 
subventioniert, wäre dies dann 
mit dem Gold genauso. Von da- 
her wäre es sicherlich besser, 
wenn Teile hiervon zur Reduzie- 
rung der Kostenbelastung des 
deutschen Volkes herangezogen 
würden. 


Die EG hofft auf - 
das deutsche Gold 


Angesichts der Tatsache, daß 
manche Golfstaaten derzeit ihre 
Goldbestände teilweise verkau- 
fen, um die Kosten für den Krieg 
überhaupt aufbringen zu können 
- man spricht dabei in erster Li- 
nie von Saudi-Arabien —, müßte 
dies seitens der Bundesbank na- 
türlich vorsichtig und über einen 
längeren Zeitraum hin getätigt 
werden, dürfte aber insgesamt 
gesehen keine größere Schwierig- 
keit darstellen. 


Eine Auflösung des deutschen 
Goldbestandes um mindestens 
ein Drittel, vielleicht sogar auch 
um die Hälfte würde angesichts 
der großen Finanzprobleme, die 
durch die alle Vernunft spren- 
gende finanzielle Unterstützung 
der Golfkriegsstaaten noch ver- 
größert wird, noch die. beste 
Möglichkeit darstellen, aus der 
Misere herauszukommen. Denn 
wie anfangs bereits dargestellt, 
würde jede andere Möglichkeit 
der Einnahmeerzielung nur zu 
Lasten des Wirtschaftswachstums 


gehen. Dies würde aber nur dazu 
führen, daß die Umstrukturie- 
rung der fünf neuen Bundeslän- 
der noch länger und damit noch 
‚größere Probleme verursachen 
würde. 


Deutscher Goldbestand 
in US-Tresoren 


- „Allerdings stellt sich hier noch 
* ein weiteres Problem. Nahezu 


‚der gesamte deutsche Goldbe- 
stand lagert in Tresoren in den 
USA. Dies erklärt sich ganz ein- 
. fach: Als die Amerikaner sich da- 
mals von dem Goldstandard los- 
lösten, also den Wert des Dollar 
nicht mehr an den Goldpreis an- 
banden, mußten sie, um die ho- 
hen Kosten des Vietnamkriegs 
aufzubringen und zum Ausgleich 
schwerwiegender finanz- und 
wirtschaftspolitischer Fehler, das 
von ihnen gehortete Gold ver- 
kaufen. Ansonsten hätten. sie 
schon damals Konkurs anmelden 
müssen. 


Zu den Hauptkäufern gehörte 
seinerzeit aber die Deutsche 
Bundesbank. Aus Sicherheits- 
und Vereinfachungsgründen, so 
sagt die Bundesbank zumindest 
offiziell, wurde das Gold dann 
quasi vom US-Teil des Tresors in 
Fort Knox in den BRD-Teil ge- 
schafft. Und das war's! Im Ge- 
gensatz hierzu transportierten 
etwa die Franzosen, die damals 
auch den Großteil ihres jetzigen 
Bestands kauften, diesen über 
den Atlantik in ihre eigenen Tre- 
sors. 

Inoffiziell halten sich aber Ge- 
rüchte, daß die Amerikaner die 
Bundesbank massiv dazu gedrun- 
gen haben sollen, ihr Gold in den 
Vereinigten Staaten zu lassen. 
Dies wäre ein Zeichen der 
Freundschaft, die zwischen den 
beiden Ländern nach den zwei 
von Deutschland begonnenen 
Kriegen nun herrsche. 


In Wirklichkeit soll es den Ameri- 
kanern aber quasi um die Kon- 
trolle gegangen sein. Wenn die 
Deutschen einmal ihr Gold ver- 
kaufen wollen, können sie es nun 
nicht still und heimlich über 
Dritte unauffällig an den Markt 
bringen und durch geschicktes 
Gebaren den Preis stabil halten. 
Dies geht nun nicht mehr. 
Schließlich muß jeder Verkauf 
der Depotbank angezeigt wer- 
den, damit diese die notwendige 
Lieferung veranlassen kann. Da- 
mit wissen die Amerikaner also 


= 


genau, wann und wieviel die Bun- 
desbank verkauft und können da- 
mit massiv Einfluß auf den Preis 
nehmen. Gezielt gestreute Ge- 
rüchte »Die Deutschen verkau- 
fen Teile ihres Goldbestandes« 
würden angesichts der noch sehr 
großen Menge, über die die Bun- 
desbank verfügt, den Goldpreis 
direkt fallen lassen. 

Und wer sagt, daß zwischen 
Deutschland und den USA in 50 
Jahren vielleicht nicht wieder 
unüberbrückbare Differenzen 
entstehen. Ist man dann wirklich 
ein Phantast, wenn man behaup- 
tet, daß die Amerikaner dann 
den Goldbestand quasi als Pfand 
behalten würden? Mit Sicherheit 
nicht. Von daher muß die Forde- 
rung an die Bundesbank lauten, 
sofort mit dem Transport des 
Goldbestandes in die Bundesre- 
publik zu beginnen. 


Insgesamt darf wohl behauptet 
werden, daß der derzeitige Gold- 
preis von rund 370 Dollar je Fei- 
nunze, der um mehr als die 
Hälfte unter dem bisherigen Re- 
kordstand von etwas über 800 
Dollar liegt, eine recht stabile Ba- 


ren, wenn die Bundesbank ei- 
nen Teil des Goldschatzes »ver- 
silbern« würde, um die Kosten 
der deutschen Einheit zu dek- 
ken? 


Das deutsche Gold lagert in den Tresoren von Fort Knox. Die Ame- 
rikaner haben damit ein wichtiges deutsches Pfand in der Hand. 


sis darstellt, die allerdings durch 
den Golfkrieg und gegebenen- 
falls auch die Einheitskosten 
noch einmal nach unten getestet 
werden könnte. Auch darf nicht 
vergessen werden, daß der Gold- 
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preis mit der Höhe der Produk- 
tion steht und fällt. Jeder neue 
Goldfund, jede neue Goldmine 
bedeutet je nach Schürferfolgen 
eine mehr oder minder große Ge- 
fahr für den Goldpreis. oO 
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| Wirtschaft 


Beiastungen 
durch Golf- 
krieg und 

Sowjetunion 


Klaus Martin Wandert 


:: Der Golfkrieg und die zunehmenden Forderungen aus der Sowjet- 
: union werden sich in den kommenden Jahren sehr negativ auf die 
deutsche Wirtschaft auswirken und den Umstrukturierungsprozeß in 
den fünf neuen Bundesländern zwar nicht gefährden, so aber doch 
verlangsamen. Während Deutschland und Japan die Hauptzeche 
zahlen, gehen die Amerikaner als der große Gewinner aus der gan- 


zen Angelegenheit heraus. 


Bereits bis Ende Januar hatte die 
Bundesregierung insgesamt 
knapp 16 Milliarden Mark als 


‘Beitrag für den Golfkrieg an die 


Amerikaner, Briten, Israelis und 
andere Staaten gezahlt. Und wie 
“ ‚bereits offiziell mitgeteilt wurde, 
werden diesem Betrag im weite- 
ren Jahresverlauf noch viele Mil- 


liarden folgen. Alles in allem er-, 


scheint ein Betrag zwischen 25 
und 30 Milliarden Mark als nicht 
unwahrscheinlich, je nach Länge 
und Entwicklung des Golfkriegs 
vielleicht sogar als zu gering. 


Moskau will 
weitere Milliarden 


Doch ist dies nicht der einzige 
Fall, bei dem die Deutschen zur 
Kasse gebeten werden sollen. So 
haben jetzt die Sowjets erklärt, 
daß der ursprünglich vereinbarte 
Betrag von 13 Milliarden Mark 
für den Abzug der sowjetischen 
‘Armee aus Mitteldeutschland 
nicht mehr akzeptabel sei. Viel- 
mehr müsse diese Summe noch 
bedeutend aufgestockt werden - 
Bonner Quellen sprechen von 
zehn Milliarden Mark -. Anson- 
sten sehe man sich gezwungen, 
die Ratifizierung des sogenann- 
ten 2+4-Vertrags noch einmal zu 
überdenken. Zwar wird dieser 
auch von den USA noch nicht 
verabschiedete Vertrag von »un- 
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seren Freunden jenseits des At- 
lantiks« nicht offiziell als Druck- 
mittel eingesetzt; inoffiziell soll 
dies Informationen aus Bonn zu- 
folge jedoch geschehen. 


Diese insgesamt wohl 35- bis 40 
Milliarden Mark - hinzu kommt 
vielleicht noch eine deutsche Be- 
teiligung an der Beseitigung der 
Ölkatastrophe im Persischen 


Golf - fehlen dann aber zur Be- 


wältigung der durch die Vereini- 
gung West- mit Mitteldeutsch- 
lands anfallenden Lasten. Man 
muß bedenken, daß dieser Be- 
trag nahezu der gesamten Berlin- 
und Zonenrandförderung eines 
Jahres entspricht. 


Dieser Betrag soll durch Erhö- 
hungen der Mehrwert- und der 
Mineralölsteuer sowie durch Sub- 
ventionsabbau aufgebracht wer- 
den. Das .einzig Positive hieran 
ist, daß Bundeswirtschaftsmini- 
ster Möllemann die Subventio- 
nen generell um fünf bis zehn 
Prozent kürzen will. Zwar gibt es 
etliche Subventionen, etwa 
einige für Landwirte, bei denen 
Kürzungen nicht unproblema- 
tisch sein können, angesichts des 
riesigen Subventionsüberhangs 
wäre aber eine generelle Kür- 
zung besser als gar keine. 


Das schlimme ist nur, daß der 
überflüssige Golfkrieg nun als 


Entschuldigung für eine Steuerer- 
höhung herhalten muß, die auch 
dann noch fortbestehen bleiben 
wird, wenn der Krieg am Persi- 
schen Golf bereits ad acta gelegt 
wurde. Hiermit hat die Bundes- 
regierung also eine schöne Ent- 
schuldigung gefunden, über den 
Umweg des “Golfkriegs doch 
noch Steuererhöhungen durch- 
peitschen zu können, das Geld 
dann auch für die Umstrukturie- 
rung Mitteldeutschlands verwen- 
den zu können, anstatt durch ver- 
nünftige Einsparungen und einer 
generellen Überarbeitung des 
Subentionswesens den gleichen 
Effekt volkswirtschaftlich viel 
unschädlicher zu erhalten. Denn 
diese beiden Steuererhöhungen 
wirken sich unmittelbar auf die 
derzeit größte konjunkturelle 
Antriebskraft aus, nämlich den 
privaten Verbrauch, dersich nach 


- Ansicht der meisten Experten in: 


diesem Jahr. ohnehin abschwä- 
chen wird und durch die geplan- 
ten Steuererhöhungen noch wei- 
ter geschwächt wird. 


Der Dumme ist aber nicht nur 
der westdeutsche Bürger, dem es 
mehrheitlich allen Unkenrufen 
zum Trotz ganz gut geht, sondern 
vielmehr der Mitteldeutsche. 
Mußte dieser schon 44 Jahre vom 
Lebensstandard her gegenüber 
seinem westdeutschen Lands- 
mann große Abstriche machen, 
wird jetzt auch noch die Anpas- 
sungsphase verlängert. Der ein- 
zig wirklich positive Effekt der 
Steuererhöhungen ist eine ge- 
wisse Entlastung der Finanz- 
märkte, was wahrscheinlich auf 
Sicht von mehreren Monaten zu 
einer nun eher durchführbaren 
Zinssenkung führen wird. 


Rettung bringen 
Kriegsprofite 


Der große wirtschaftliche Gewin- 
ner des Golfkriegs, nicht zuletzt 
aufgrund der finanziellen Unter- 
stützung der Japaner und der 
Deutschen, sind — mal wieder - 
die Amerikaner. Bereits in der 
Vergangenheit war es so, daß die 
US-Wirtschaft immer in beson- 
ders hohem Maße von einem 
Krieg profitiert hat. So auch dies- 
mal. Der Golfkrieg kam gerade 
zur rechten Zeit, um das Abtau- 
chen in eine tiefe Rezession, viel- 


leicht sogar in eine Depression zu 


verhindern. 


Die Gründe hierfür sind ganz ein- 
fach. Alles, was jetzt während des 


Kriegs Verdchönsen oder beschii re 


digt wird, muß ersetzt, erneuert,  ° 
verbessert oder repariert wer- 
den. Das bedeutet aber Investi- 


tionen, Investitionen und noch-  :. 


mals Investitionen. Diese wer 
den wiederum die Beschäftigung 
in großem Maße nach oben trei- 


ben, die Unternehmensgewinne » ;, 
anschwellen lassen und den pri- 
vaten Konsum nach oben trei-. : 


ben. So hat jetzt auch US-Noten- 
bankchef Alan Greenspan er- 


: klärt, daß die Rezession in den 
Vereinigten Staaten wohl im: 
Sommer überwunden sein wird. -. 


Vor dem Golfkrieg war noch da- + 


mit gerechnet worden, daß sich. 


diese zumindest das ganze Jahr  -' 


1991 über erstrecken wird. 

Schön und gut, werden sich jetzt 
manche fragen, aber wer bezahlt 
denn diese notwendigen Investi- 
tionen? Die Antwort ist ganz ein- 


fach: Wir! Die Saudis und Kuwal« x 


ter haben bereits erklärt, 80 Pro- 
zent der gesamten Kriegskosten 


der Amerikaner tragen zu wol- 


len. US-Verteidigungsminister 
Cheney schätzte diese auf rund 
50 Milliarden Dollar, was etwa 75 
Milliarden Mark entspricht, was’ 
sich aber wohl noch auf minde- 
stens 100 Milliarden Mark erhö- 
hen wird. 

Hiervon wiederum werden al- 
leine Deutschland und Japan zwi- 
schen 30 und 40 Milliarden Mark 
bezahlen. Das würde aber wie- 
derum bedeuten, daß die arabi- 
schen Staaten ihren Anteil redu- 
zieren könnten. Wie es letztend- 
lich auch sei, so wie es derzeit 
aussieht, wird der ganze Golf- 


‚krieg den amerikanischen Steuer- 


zahler nichts oder so gut wie gar 
nichts kosten — sieht man jetzt 
von den unnütz fallenden Solda- 
ten ab-. 

Denn nach neuesten Schätzun- 
gen hat alleine Saudi-Arabien im 
vergangenen Jahr Öleinnahmen 
in Höhe von 48 Milliarden Dollar 
und damit doppelt so viel wie im 
Jahr zuvor erzielt. Der zweite 
großeVerdiener ist der Iran, des- 
sen Einnahmen sich um etwa 5,2 
auf 17,7 Milliarden Dollar erhö- 
hen werden. Nicht zu vergessen, 
der derzeit größte Ölproduzent, 


die Sowjetunion. Leider liegen £ 


hier noch keine Zahlen vor, aber 


dürften sich diese in einer großen . 


zweistelligen Größenordnung be- 
wegen. Die einzigen Verlierer in 


dieser Statistik sind Kuwait und '- 
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der Irak, der im vergangenen ..:- 


Jahr nur noch 10,2 Milliarden . 
Dollar und damit etwa 4,3 Mil- .” 


liarden Dollar weniger als 1989 
erzielt haben dürfte. DO 


US-Dollar 


Ein Dilemma 
ohne Ende 


C. Gordon Tether 


Ein bedeutendes wirtschaftliches Ereignis ging im vergangenen Jahr 
fast unbemerkt vorüber: Die Abwertung des amerikanischen Dollar. 
Und immer noch hängen dunkle Wolken über seinen Zukunftsaus- 
- sichten. 


-Der Abfall des Dollar von der 


Gnade war kein Produkt der be- 
sonders tiefen Verwicklung Ame- 
rikas in die Unruhen am Persi- 
schen Golf. Dieser war gegen 
Ende des ersten Quartals des Jah- 
res 1990 - vier Monate bevor Sad- 


dam Hussein mit seinem Ein- 


marsch nach Kuwait die Katze 


-, zwischen die Tauben setzte - 


. schon im vollen Gang. Obwohl 


. der ‚Sturz des Dollar durch die 


“ gebilde 


Einspritzung dieser neuen Fak- 
ten in das internationale Finanz- 
nicht unterbrochen 


SE wurde, hat sich dessen Geschwin- 


digkeit zwischen damals und dem 


Jahresende verlangsamt. 


: Der Verfall in 


- Bezug auf die DM 


i "Dies erklärt sich teilweise aus der 
Tatsache heraus, daß die bereits 


verzeichnete starke Abwertung 


- den Dollar weniger verwundbar 


gemacht hat. Aber dieser schul- 
dete auch sehr viel der Tendenz 
der Geldfachleute in der ganzen 
Welt, dahingehend zu argumen- 
tieren, daß ungeachtet der ge- 
wichtigen Beteiligung Amerikas 
an den Kämpfen am Golf in der 


“ weltweiten Situation mehr für 


den Dollar als Währung des »si- 
cheren Hafens« spricht als viele 


- andere vergleichbare Währungs- 
“ einheiten. 


Ein klarer Beweis dafür ist in der 


ir Tatsache zu sehen, daß, jedesmal 


wenn während des Endspurts 


zum Stichtag der Vereinten Na- 
tionen für Iraks Rückzug aus Ku- 


“ wait, die »Friedenshoffnungen« 


„ »tendierte; 
- wenn diese Hoffnungen dabin- 
‘ schwanden, 


stiegen, der Dollar nach unten 
während jedesmal, 


der Dollar nach 
oben ging. 

Entwicklungen von besonderer 
Bedeutung für einige andere füh- 


rende Währungen traten im 
Laufe des Jahres ins Bild. So 
schwankt zum Beispiel das Aus- 
maß der Abwertung des Dollar 
von einer Währungseinheit zur 
anderen. 


Die Wende 
im Schicksal 


Sein Verfall in bezug auf die DM 
war beispielsweise im Schnitt et- 
was geringer, weil die deutsche 
Währungseinheit durch Besorg- 
nisse über die stillschweigenden 
Folgen für die wirtschaftliche Zu- 
kunft des Landes durch die Ent- 
scheidung, die lahme Ente DDR 
an Bord zunehmen, nachteilig 
beeinflußt wurde. 


In ähnlicher Weise erhielt das bri- 
tische Pfund einen besonderen 
Auftrieb durch die Entscheidung 
der britischen Regierung, in das 
»Wechselkursregime« der Euro- 
päischen Gemeinschaft einzutre- 
ten und damit den Bewegungen 
des Pfundes einen Boden unter- 
zuziehen. 


Jedoch als Ende des Jahres 1990 
abgerechnet wurde, stellte sich 
heraus, daß der Dollar während 
des Jahres im Vergleich zu ande- 
ren führenden Währungen um 
durchschnittlich 15 Prozent abge- 
sackt war, was bedeutete, daß er 
auf den tiefsten Stand seit Mitte 
der achtziger Jahre absank. Dies 
war auf jeden Fall eine bemer- 
kenswerte Wendung in seinem 
Schicksal. 


Wie die Dinge liegen, wurde 
seine Bedeutung durch die Tatsa- 
che unterstrichen, daß, in der 
Welt als Ganzes gesehen, die 
Wechselkurse sich in den letzten 
Jahren viel weniger schwankend 
verhalten haben, in dem grundle- 


. Exportgüter 


genden Sinne, daß zum Beispiel 
vier Jahre lang keine Anpassung 
der an dem Europäischen Wäh- 
rungssystem beteiligten Währun- 
gen stattfand. Vor diesem Zeit- 


punkt wurden solche Maßnah- 


men jedes Jahr oder alle. zwei 
Jahre getroffen. 


Japan geht 
seinen eigenen Weg 


Die Tatsache, daß der Dollar so 
»besonders« geworden ist, deu- 
tet auf das Ausmaß hin, in dem 
die USA durch den Vormarsch 
der Stabilisierung der Wechsel- 
kurse in eine isolierte Position ge- 
drängt wurden. Nur von einer an- 
deren bedeutenden Währung - 
dem japanischen Yen - kann ge- 
sagt werden, daß er immer noch 
seinen eigenen Weg geht. 


Was das 1990er Kapitel der Story 
beweist, ist die Tatsache, daß die 
Kräfte, die den US-Dollar durch 
die achtziger Jahre hindurch in ei- 
ner stark überbewerteten Posi- 
tion hielten, jetzt langsam nach- 
lassen. Die Exzesse der Geldpoli- 
tik der Reagan-Regierung An- 
fang der achtziger Jahre ließen 
den Dollar auf einen absurd ho- 
hen Stand änsteigen. Zwischen 
Ende 1979 und Mitte der achtzi- 
ger Jahre hatte sich sein Wert, im 
Verhältnis zu anderen führenden 
Währungen, fast verdoppelt. 
Und doch minderte sich durch 
die Inflation seine Kaufkraft im 
Sinne der absolut notwendigen 
Waren und Dienstleistungen 
schneller als anderswo. 


Ob nun die starke Abwertung des 
Dollar im vergangenen Jahr den 
Dollar auf einen Stand gebracht 
hat, der völlig realistisch ist, in 
dem Sinne, daß er amerikanische 
mit denen der 
Hauptkonkurrenten des Landes 
wettbewerbsfähig gemacht hat, 
ist eine strittige Frage. Viele der 
Gelehrten argumentierten dahin- 
gehend, daß ein weiterer - wenn 


auch merklich kleinerer — Schnitt. 


nötig sein wird, um das herbeizu- 
führen. 


Und diese Ansicht scheint von 
einigen Mitgliedern der Bush- 


_ Regierung geteilt zu werden. 


Es ist jedoch klar, daß, als es den 
Anschein hatte, daß der Dollar 
für lange Zeit in einem helleren 
Licht erscheinen würde, der 
Himmel durch das Auftreten 
neuer Faktoren. auf der Bildflä- 
che wieder verdunkelt wurde. 


Es braucht nicht gesagt zu wer 
den, einer davon ist George 
Bushs Golfkrieg und die mögli- 
chen Nachwehen. Die Ereignisse 


. der letzten Wochen deuten’ dar- 


auf hin, daß der Gesamtschaden, 
der der amerikanischen Volks- 
wirtschaft zugeführt wurde, we- 
sentlich geringer sein könnte, als 
zum Beginn des alliierten Vorsto- 
Bes, um Saddam aus Kuwait her- 
auszudrängen, befürchtet wurde. 
Das dürfte dem Dollar zugute 
kommen. 


Aber da die gleiche Entwicklung 
den Anreiz, den der Dollar vor- 
her auf internationale Gelder als 
»sicherer Hafen« ausübte, verrin- 
gern wird, könnte sie in den un- 
mittelbar vor uns liegenden Mo- 
naten zu einer Verschlechterung 
seines Verhältnisses zwischen 
Angbot und Nachfrage führen. - 


Rezession steht auf 
der Tagesordnung 


Das andere große Fragezeichen, 
das nun über das zukünftige Ver- 
halten des Dollar gesetzt worden 
ist, rührt von der Verschlechte- 
rung der Wirtschaftsleistung 
Amerikas her. Es wird jetzt allge- 
mein akzeptiert, daß Rezession 
in den Vereinigten Staaten zur 'Ta- 
gesordnung geworden ist. 

Und es sieht aus, als bestünde we- 
nig Hoffnung darauf, daß der Ab- 


schwung in der Wirtschaftstätig- 


keit vor Ende 1991 ins Gegenteil 
verkehrt werden kann - selbst 
wenn das Geschäftsklima durch 
die Auswirkungen der Abschwä- 
chung der Golfkrise verbessert 
wird. 


Die Geschichte lehrt uns, daß 
Währungen durch das Abrut- 
schen eines Landes in die Rezes- 
sion hinterher nicht immer 
schwach waren. Gelegentlich wa- 
ren sie am Ende mehr wert als 
vorher, besonders weil dies die 
Wirkung hatte, die inflationäre 
Erosion ihrer Kaufkraft in Gren- 
zen zu halten. 


Aber es ist heutzutage modisch, 
anzunehmen, daß ein Rückgang 
in der Wirtschaft eines Landes au- 
tomatisch nachteilige Auswirkun- 
gen auf den internationalen Wert 
seiner Währung haben muß. 


Und eine solche Denkweise neigt 
dazu, den Verlauf der Marktsätze 
eine Zeitlang zu bestimmen, 
egal, ob dieser in die falsche 
Richtung geht oder nicht. O 
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Israel macht 
Kasse 


Israels uncharakteristische Zu- . 


rückhaltung im Krieg am Persi- 
schen Golf kommt den westli- 
chen Steuerzahlern besonders 
den Amerikanern teuer zu ste- 
hen. Der israelische Finanzmini- 
ster Jitzhak Modali legte jetzt die 
Rechnung auf den Tisch: 13 Mil- 
liarden Dollar - drei Milliarden 
Dollar um den zionistischen 
Staat für die durch den Krieg ver- 


ursachten Kosten und Schäden: 


zu entschädigen und zehn Milliar- 
den Dollar, um mitzuhelfen, den 
derzeitigen Strom von sowjet-jü- 
dischen Einwanderern aufzuneh- 


. men. 


Dies alles kommt noch zu dem re- 
gulären Geschenk Washingtons 
von drei bis vier Milliarden Dol- 
lar hinzu, zuzüglich Erlaß der is- 
raelischen Schulden an die USA 
in Höhe von etwa fünf Milliarden 
Dollar. Gesamtkosten allein für 
den. amerikanischen Steuerzah- 
ler: 20 Milliarden Dollar. Und es 
kommt noch mehr hinzu. 


Die Chuzpe des jüdischen Staa- 
tes wurde von Yossi Olmert, dem 
Direktor des israelischen Presse- 
. büros, wie folgt zusammenge- 
faßt: »Wir müssen sagen, wie ver- 
heerend dieser Krieg, den ihr mit 
dem Irak führt, für unsere Wirt- 
schaft ist. Außerdem bekommt 
jeder andere Entschädigungslei- 
stungen. Warum sollten wir sie 
nicht auch bekommen?« 

Der Vorschlag mit den 13 Milliar- 
den Dollar wurde von Morda’ian 
den stellvertretenden amerikani- 
schen Außenminister Lawrence 
Eagleburger weitergegeben, der 
sich auf unbestimmte Zeit im Na- 
men des Weißen Hauses in Israel 
. aufhielt. Morda’i dämpfte den fi- 
“ nanziellen Schlag etwas, indem 
er sagte, der Vorschlag sei kein 
formeller Antrag auf Hilfelei- 
stung, sondern vielmehr eine auf 
den Bedürfnissen Israels beru- 
hende Schätzung, die sich, wie er 
warnte, noch erhöhen werde, 
wenn der Krieg mehrere Monate 
anhalten sollte. 

»Dies ist nur ein Teil der Rech- 
nung, die uns der Krieg präsen- 
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_tiert«, warnte er, und bezog sich 


dabei auf die drei Milliarden Dol- 
lar.. Er sagte auch, er erwarte in 
den nächsten Wochen eine Ant- 
wort aus den USA. Morda’i 
schlüsselte die Kriegskosten für 
die Presse wie folgt auf: 


Eine Milliarde Dollar für verlore- 
nen wirtschaftlichen Ausstoß, 
seitdem die Spannungen einsetz- 
ten, als Folge der Tatsache, daß in 
Israel praktisch Notstand 
herrscht; eine Milliarde Dollar 


Verluste an Staatseinkommen . 


durch den Tourismus und höhere 
Energiekosten; 400 Millionen 
Dollar für Militärausgaben als 
Folge des Krieges; 250 Millionen 
für Verluste an Exportgeschäf- 
ten; 180 Millionen Dollar für hö- 
here Versicherungskosten; 100 
Millionen Dollar für verlorene 
Transportdienstleistungen; 30 
Millionen Dollar für Vermögens- 
schäden, verursacht durch iraki- 
sche Raketenangriffe, eine Zahl 
die rapide eskalieren wird. 


Was die zehn Milliarden Dollar 
zur Finanzierung der Aufnahme 
sowjetischer Juden betrifft, sagte 
Morda’i, dies dürfte für die USA 
keine Überraschung sein, da er 
während einer Sitzung im vergan- 
genen Jahr zu Eagleburger ge- 
sagt habe, daß dieses Geld - i 
Form von Bewilligungen, Darle- 
hen und Investitionsgarantien — 
ein absolutes Erfordernis sei. 
Und er brachte unterschwellig 
zum Ausdruck, daß die Bush-Re- 
gierung davon unterrichtet sei, 
seitdem der Ministerpräsident 
Jitzhak Shamir das Thema im De- 
zember bei seinem Zusammen- 
treffen mit Präsident Bush im 
Weißen Haus angeschnitten 
habe. 


Der Sprecher des Weißen Hau- 
ses, Marlin Fitzwater, räumte 
ohne Kommentar ein, daß »Mini- 
ster Eagleburger den Antrag der 
Israelis auf rund 13 Milliarden 
Dollar in verschiedenen Arten 
von Hilfeleistungen nach Was- 
hington weitergeleitet hat, und 
wir werden ihm volle Aufmerk- 
samkeit schenken.« Aber einige 
amerikanische Kongreß-Abge- 
ordnete murrten, als ihnen die 
Rechnung vorgelegt wurde. 

US-Senator Richard Lugar, der 
altgediente Republikaner im For- 
eign Relations Committee (Aus- 
schuß für auswärtige Beziehun- 
gen), warnte: »Wenn der Ein- 
druck entsteht, daß Israel diese 
Hilfeleistung in aggressiver Form 
forciert, dann würde dies ein Pro- 


blem der Erkenntnis heraufbe- 
schwören.« Aber, setzte er hinzu, 
Israel hat bereits begonnen, diese 
Forderung herunterzuspielen, als 
Reaktion auf den Zorn, der bei 
manchen Gesetzesmachern 
hochstieg, als sie die Höhe der 
Forderung sahen. 

Lugar beschrieb die beschwich- 
tigten Statements, die anschlie- 
Bend und sehr schnell von dem is- 
raelischen Botschafter in den 
USA, Zalman Shoval, abgege- 
ben wurden - nämlich, daß die 13 
Milliarden Dollar kein Preis für 
Israels kooperatives Verhalten in 
der Golfkrise und überhaupt 
keine »feste Zahl« sei -, als zwei- 
felhaftes Bemühen, der Kritik 
die Spitze abzubrechen und den 
Eindruck zu verwischen, daß die 
Hilfe als Belohnung dafür ange- 
sehen wird, daß Israel während 
des Krieges beiseitesteht. 


Lugar sagte, er rechne damit, 
daß israelische Diplomaten »dies 
eindeutig herunterspielen« wer- 
den, zumindest solange, bis die 
schlimmsten Kämpfe in der Re- 
gion vorüber sind. Die Bush-Re- 
gierung reagierte jedoch weiter- 
hin vorsichtig. Ein Regierungsbe- 
amter kommentierte: »In einem 
Klima der unglaublich hohen 
Kriegslasten und der Rezession 
wird es schwer sein, jedem das zu 
geben, was er haben will.« 


Als Antwort auf die Kritik von 
amerikanischen Regierungsbe- 
amten und auf die scharfe Reak- 
tion des amerikanischen Kon- 
gresses auf die Forderung nach 
Hilfeleistung sagte der israeli- 
sche Pressechef Olmert: »Alles, 
was wir sagen, ist: »Hier sind un- 
sere Probleme. Was könnt ihr 
tun, um uns zu helfen. Es ist 
nichts Amtliches, es sind nur 
Schätzungen, ich verstehe nicht, 
warum wir nicht sagen sollen, 
was wir verlieren. Wir beschwe- 
ren uns bei niemandem. Es gibt 
keine Forderung, kein Junktim 
und keinen Druck.« 


Aber, fügte Yosi Achimier, ein 
Sprecher von Ministerpräsident 
Jitzhak Shamir, hinzu: »Natür- 
lich leiden wir. Unsere Bedürf- 
nisse sind sehr klar, und wir er- 
warten, daß uns die Amerikaner 
helfen.« 

Botschafter Shoval sagte vor dem 
Nationalen Presse Club: »Israel 
hat ein Anrecht auf Entschädi- 
gungen.« 


. Und Moda’i hob außerdem war- 


nend hervor: »Dies ist nur-ein 
Teil der Rechnung, die uns der 


Krieg vorlegt. Ich glaube nicht, © 


Verka 


daß dies — die drei Milliarden - 5 


Dollar Kriegskosten - überhaupt 


die Vorausschätzung von Mr. Ea-‘ : 


gleburger war. Er ist nicht so opti- 


mistisch.« 


Kein israelischer Sprecher hat & 


sich bislang von der Forderung 
nach zehn Milliarden Dollar für 


BERER >i4 


Aufnahme der sowjetischen Ju- « 
den, die jetzt in hellen Scharen : 


nach Israel hineinströmen, di- : 
stanziert. an: 


Polen sollte sich : 


Südkorea als 
Beispiel 
nehmen 


Polen hätte das südkoreanische 


Wirtschaftsmodell statt des Spar- - 


programms mit. »Schock-Thera- - 


pie« des Harvard-Professors Jef- 
frey Sachs übernehmen sollen, ar- 
gumentiert Melvin Fagen, ehe- 
maliger Direktor der Wirtschafts- 


kommission der Vereinten Natio- 


nen für Europa. 


In einem Kommentar für die »In- 
ternational Herald Tribune« be- 
richtet Fagen, das Sparprogramm 
sei vom Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) »empfohlen, 
jain der Tat auferlegt worden, als 


Bedingung für die Gewährung 


von Auslandshilfe. Es sei mit 
Hilfe eines Wirtschaftswissen- 
schaftlers an der Harvard Univer- 
sity, Jeremy Sachs, der angheu- 
ert wurde, um die Regierung zu 
beraten, entwickelt worden. 
Diese Verfechter einer Schock- 
Therapie bestanden darauf, daß 


man die Preise sofort gewaltig an- 


heben, die Arbeitslosigkeit stei- 
gen lassen und unrentable Be- 


‚triebe schließen müsse«. 


Fagen weist auf die ein Jahr spä- 
ter in Erscheinung getretenen 
Folgen hin. »Die Inflation blieb 
hoch; die Arbeitslosigkeit stieg 
von 9700 im Dezember 1989 auf 
926000. Die Reallöhne und Ge- 
hälter fielen um 31 Prozent, der 
Industrieausstoß um 27 Prozent.« 
Fragen setzt dies in Kontrast zu 
der Erfahrung der asiatischen 


Volkswirtschaften Koreas, Tai-: - : 


wans, Singapurs und Hongkongs. 


»Sie erzielten ein hohes Wachs- . 


tum unter Einsatz billiger Ar- 
beitskräfte sowie mit Schutzzöl- 


len und billigen Krediten. InSüd- 


korea waren derartige Kredite zu- - 


nächst auf die Leichtindustrie 


“ ‚ausgerichtet, und später in den 
. siebziger Jahren auf die Sektoren 
“der Hochtechnologie; ein großes 
- Korps von Ingenieuren und Wis- 
senschaftlern wurde. gebildet, 
und ein Programm für technolo- 
gische Forschung aufgestellt; 
Preisüberwachung wurde beibe- 

:- halten, um eine übermäßige In- 

= -flation zu einer Zeit zu verhin- 

-' dern, in der die Waren knapp 

- sind. 

- ‚Der grundsätzliche Fehler der 
Mazowiecki-Regierung bestand 
darin, eine Preiserhöhung für 
Verbrauchsgüter zu betreiben 

. und die Subventionen abrupt ab- 
zubauen. Eine Preisreform ist 

letztendlich zweifellos notwen- 
‘dig, aber nicht als erster Schritt, 

” besonders nicht in einem Land 

... mit einem derart niedrigen Pro- 

- Kopf-Einkommen.« 8 


z Schweizer Bank 
sucht Groß- 
projekte 


® Die zweitgrößte Bank der 
.. Schweiz sucht dringend nach gro- 
-,.. ßen Industrie-Infrastrukturpro- 
i Ken in Europa, Ost und West. 
In dem monatlichen Überblick 

- der Swiss Bank Corporation, in 

' einer umfangreichen Untersu- 
;.. chung mit dem Titel »Neue Di- 
=: mensionen im europäischen 
„5. Transportwesen«, werden die Be- 
"2 »dürfnisse einer europäischen 
Wirtschaft von rund 430 Millio- 
= nen Menschen, die auf 700 Mil- 
“onen anwachsen wird, wenn die 
: Sowjetunion, Bulgarien und die 

& ‚Länder des Balkans dazukommt, 
umrissen. Um eine ungehinderte 
-“ Entwicklung dieses Wirtschafts- 
# gi mit seinem zu erwarten- 
‘den explosionsartigen Anstieg 

“* des Handelsbedarfs für die der- 

i zeitig vorhandene Infrastruktur 
=. des Eisenbahn-, Schnellstraßen-, 
‘= Hafen-, Wasser- und Lufttrans- 
».,- portwesens zu gewährleisten, be- 
,..nötigt die wirtschaftliche Integra- 
tion dieses größeren Europas als 
unerläßliche Grundlage eine 

“tüchtige Infrastruktur. 


». Der Artikel geht auf den ge- 
“ schätzten Anstieg des Waren- 
 transportvolumens zwischen Ost- 
- »und Westeuropa um das Zehnfa- 
. che bis Ende dieses Jahrzehnts 
- ‘ein, und auf die in diesem Blick- 

winkel dringende Notwendigkeit 
. für gewaltige Investitionen und 
- deren Organisation. Die Haupt- 

last wird von der Deutschen Bun- 


desbahn getragen werden müs- 
sen, um die enormen Transite 
durch Deutschland zu bewälti- 
gen. D 


USA haben 
kein Geld mehr 
für die NASA 


Eine neue Studie des US-Gene- 
ral Accounting Office (Bundes- 
rechnungshofes) hat ergeben, 
daß acht Zentren der National 
Aeronautics and Space Admini- 
stration (NASA) wegen Geld- 
mangel ernsthafte Wartungspro- 
bleme haben. In dem 52stöcki- 
gen Vehicle Assembling Building 
(Raumfahrzeugmontagegebäu- 

de) im Kennedy Space Center, 
wo Shuttle auf den außenliegen- 
den Tank angepaßt werden, stell- 
ten Inspektoren des Bundesrech- 
nungshofes fest, daß die NASA 
Netze eingezogen hat, um von 
der Decke herabfallende Beton- 
teile aufzufangen. Experten im 
National Research “Council 
(Staatlicher Forschungsrat) ha- 


. ben empfohlen, daß die einzel- 


nen Behörden mindestens zwei 
bis vier Prozent des Ersatzwertes 
ihrer Einrichtungen für War- 
tungsarbeiten ausgeben sollten, 
heißt es in dem Bericht. Die 
NASA gibt 0,9 bis 1,5 Prozent 
aus. Zu den Einrichtungen der 
Raumfahrtbehörde gehören 2700 
Gebäude und 3200 Großbauten 
auf rund elf Millionen Quadrat- 
metern. DO 


Peruanischer 
General weitet 
Krieg gegen 
Drogen aus 


Drei Bomber der Luftwaffe wur- 
den zu dem Flughafen in der 
Dschungelstadt Tarapoto, Peru, 
beordert, mit dem Auftrag, eine 
neue Drogenbekämpfungs-Poli- 
tik durchzusetzen, die von der 
politisch-militärischen Kom- 
mandostelle des Departments 
San Martin verkündet wurde. 
Unter der neuen Politik wird je- 
des über dem Department flie- 
gende Flugzeug, das sich nicht zu 
erkennen geben will, eingebracht 
oder zerstört. 


Die Politik wurde einen Tag, 
nachdem der Armee-General 


Mario Britto seinen Dienst als 
Leiter der militärischen Opera- 
tionen im oberen Huallaga-Tal 
wieder aufgenommen hatte, wo 
terroristische Gruppen Stütz- 
punkte eingerichtet hatten, ver- 
kündet. Der General hatte die 
letzten drei Monate damit ver- 
bracht, seine schweren Wunden 
auszuheilen, die er sich im Okto- 
ber 1990 zuzog, als Terroristen 
der Revolutionsbewegung Tupac 
Amaru (MRTA) versuchten, ihn 
zu töten. Die MRTA, die damit 
prahlt, daß ihre Einsätze durch 
den Drogenhandel finanziert 
werden, ist mit den Anbauern 
von Coca im oberen Huallaga-Tal 
ein Bündnis eingegangen. 

Anders als sein Vorgänger als 
Kommandeur der militärischen 
Operationen in der Region, wei- 
gert sich General Britto, die von 
Washington und seiner eigenen- 
Regierung forcierte selbstmörde- 


tische Strategie, den Krieg gegen 


Drogen vom Krieg gegen den Ter- 
rorismus zu trennen, zu überneh- 
men. General Britto kombinierte 
harte Aktivitäten gleichermaßen 
gegen Drogen und Terroristen 
mit einer Kampagne zur Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Infra- 
struktur im Tal. 


Kurz vor dem Angriff der MRTA 
auf ihn, traf Britto eine Vereinba- 
rung mit der Handelskammer 
von Tarapoto über den Bau einer 
Straße, die Tarapoto /mit der 
Stadt Yurimagnas verbinden soll, 
um die Isolierung, die beide 
Städte für die Drogen-Terroristen 
verwundbar macht, zu durchbre- 


chen. © 
Haitis neuer 
Präsident vor 
großen 
Schwierigkeiten 


Vor seiner Wahl zum Präsidenten 
von Haiti, hatte Pater Jean-Ber- 
trand Aristide den Schwerpunkt 
seines Wahlkampfes auf seine 
Kampagne gelegt, das Land von 
den Tonton-Macoutes, den Schlä- 
gertrupps der Diktatur der Fami- 
lie Duvalier, zu säubern. 

Roger Lafontant, der Führer der 
Macoutes, hat sich jetzt geschwo- 
ren, »gegen Aristides Sieg anzu- 
gehen. Die Wahl war eine Farce. 
Wir werden kämpfen, um die 
Macht auf. legalem Weg, nicht 
durch Mittel der Gewalt zu über- 
nehmen«. Er behauptet, Aristide 


sei »ein 'Kommunist, ‘ein psy- 
chisch verwirrter Terrorist, ist un- 
qualifiziert, besitzt keinerlei Er- 


fahrung oder Fähigkeiten«. Die Br 


Macoutes haben in der Vergan- 
genheit mehrere Attentatsversu- 
che auf Aristide verübt. 


Aristide erhielt mit seiner Befrei- 
ungs-Theologie und seinen An- 
griffen gegen die Reichen weit- 
hin Unterstützung unter den 
Massen der Slumbewohner. Ein 
Geschäftsmann nennt ihn »eine 
Kreuzung zwischen Ayatollah 
Khomeini und Fidel Castro«. D 


Nigeria fordert 
afrikanischen 
Marshall-Plan 


Der nigerianische Staatsmann 
General Babangida forderte in ei- 
ner Erklärung, vor den Delegier- 


ten der World Conference on Re- . ° ; 


presentations to Africa and Afri- 
cans of the Diaspora (Weltkonfe- 
renz für Wiedergutmachung an 
Afrika und Afrikaner in der Dia- 
spora) einen »afrikanischen 
Marshall-Plan«. Er klagte an, 
daß die Entlassung afrikanischer 


Länder in die Unabhängigkeit 


nach dem Zweiten Weltkrieg nur 
ein »taktisches politisches Entge- 
genkommen« war und der afrika- 
nische Kontinent danach der 
wirtschaftlichen Ausbeutung und 
von außen unterstützten Bürger- 
kriegen preisgegeben wurde. Er 
sagte: »Wir wollen einen afrikani- 
schen Marshall-Plan als Wieder- 
gutmachung für Jahrhunderte 

der Peinigung und Mißachtung.« 


Delegierte auf dieser Konferenz 
forderten von Europa und Nord- 
und Südamerika eine Art Ent- 
schädigung für die Schäden die 
Afrika in fünf Jahrhunderten der 
Sklaverei erlitten habe. Ein Spre- 
cher wies darauf hin, daß 
Deutschland immer noch Wieder- 
gutmachung für Nazi-Verbrechen 
an Israel leistet, und daß die 
USA damit begonnen haben, 
Entschädigungen für schlechte 
Behandlung ihrer japanisch-ame- 
rikanischen Internierten wäh- 
rend des Zweiten Weltkriegs zu 
zahlen. Afrika sollte in gleicher 
Weise berücksichtigt werden. 


Die Forderung nach Wiedergut- . - 


machung wird beim Gipfeltreffen 
der Organization of African 
Unity (OAU) im Juni 1991 for- 
mell auf der Tagesordnung ste- 
hen. DO 
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Börse 


Der Deal mit 
Ramschaktien 


John Springfield 


Michael Milken, der Mann, der ganz allein den Mißbrauch von Junk- 
- Bonds oder Ramschaktien - Junk-Bonds sind Anleihen, die zwar 
hohe Renditen abwerfen, die aber von schwach im Kurs stehenden 
"Unternehmen ausgegeben werden - zur Finanzierung von Zwangs- 
übernahmen und »Leveraged buyouts« - durch Kredite finanzierte 
Aufkäufe von finanziell gesunden Firmen - erfunden hat, sieht nun 
wegen der paar Verbrechen, die er auf Grund einer mit der amerika- 
nischen Regierung ausgehandelten Vereinbarung bezüglich seiner 
Klageerwiderung gestanden hatte, einer zehnjährigen Freiheits- 


strafe entgegen. 


‘ Bei der Verkündigung dieses har- 
ten Strafurteils machte die US- 
Bundesrichterin Kima Wood 

-klar, daß die Strafe nicht nur auf 
den Verbrechen basiere, die er 
eingestanden hatte, sondern 
auch auf der klaren Beweislage, 
daß er noch viele weitere Verbre- 
chen begangen habe. Außerdem 
ließ sie wissen, daß Milken auf 
Grund seiner Macht und Einfluß, 
die Ende des 20. Jahrhunderts 
ohne Beispiel gewesen seien, mit 
seiner Handlungsweise dazu bei- 
getragen habe, die Berufsethik 
an der Wall Street und in den Vor- 
‚standszimmern der Firmen über- 
all in den USA herabzusetzen. 


Unsagbare Verwüstungen 
auf dem US-Finanzmarkt 


'Milken wird ohne allzu große 
Übertreibung zugeschrieben, er 
“ habe in amerikanischen Ge- 
‚schäftspraktiken unsagbare Ver- 
wüstungen angerichtet und sei 
für den Schuldenberg, der sich in 
den achtziger Jahren bei ameri- 
kanischen Firmen angesammelt 
: hat und viele von ihnen in den 
Konkurs und viele weitere dazu 
-trieb, sich nach ausländischen 
Käufern umzusehen, persönlich 
verantwortlich. Sein Junk-Bond- 
Imperium habe auch die Betrei- 
ber der entregulierten Spar- und 


. Darlehenskasse mit ihren Zusa- 


gen von schnellem und leichtem 
Bargeld auf den Geschmack ge- 
bracht, und dies habe zu einer 
Katastrophe in der Größenord- 
nung von 500 Milliarden Dollar 
und darüber hinaus geführt, die 
“in voller Schwere jetzt auf den 
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Schultern der amerikanischen 
Steuerzahler gelandet sind. 


Viele an der Wall Street betrach- 
teten Milken als.»den gefährlich- 
sten amerikanischen Banker seit 
J. P. Morgan«. Im Laufe der Zeit 
häufte Milken eines der größten 
Vermögen im Lande an und ver- 
diente sage und schreibe 650 Mil- 
lionen Dollar pro Jahr. Nachdem 
er seine Rekord-Geldstrafe von 
600 Millionen Dollar an die Re- 
gierung gezahlt hat, wird sein 
Nettowert auf 700 Millionen Dol- 
lar geschätzt. 


Milken ist für die amerikanische 
Finanzwelt zu einer höchst pein- 
lichen Verlegenheit geworden 
und seine vielen Feinde verun- 
glimpften ihn: im Kielwasser sei- 
nes Prozesses. Und doch hat er 
auch seine Verteidiger. Promi- 
nent unter diesen sind viele ein- 
flußreiche Mitglieder der zionisti- 
schen Pro-Israel-Gemeinde. Da- 
für gibt es einen einfachen 
Grund. Während seines Prozes- 
ses und des ungewöhnlichen An- 
schlußverfahrens, der Anhörung 
durch Richterin Wood vor der 
Verurteilung, wiesen seine Ver- 
teidiger häufig auf die Tatsache 
hin, daß er mit seinem Geld 
außergewöhnlich großzügig ge- 
wesen sei und eine große Vielfalt 
von Wohlfahrtsorganisationen 
mit Spenden bedacht habe. 


Aber neben seinen drei Familien- 
konzernen bei weitem am mei- 
sten Begünstigsten waren die 
jüdischen - Wohlfahrtsverbände 
seiner Heimatstadt, San Fran- 
cisco, die 100 Millionen Dollar er- 


hielten. Es wird geschätzt, daß 
mehr als 500 Organisationen und 
Programme von Milkens Fami- 
lienkonzernen finanziert wul- 
den. Die größte einzelne Bewilli- 
gung war fünf Millionen Dollar 
an den Bernard Milken Jewish 
Community Campus, der nach 
seinem verstorbenen Vater be- 
nannt wird. 


Der Stephen Wise Temple, den 
Milkens Familie besucht und wo 
deren Kinder die dortige Tages- 
schule absolvieren, erhielt eben- 
falls eine Zuwendung in Höhe 
von mehreren Millionen Dollar. 
Milken war auch ein großer Spen- 
der an den United Jewish Fund, 
die University of Judaism und 
den Beth Shalom Temple. Die Si- 
mon Wiesenthal Foundation for 
Holocaust Studies (Stiftung zum 
Studium des Holocaust) profi- 
tierte ebenfalls beträchtlich von 
Milkens unrechtmäßigen Gewin- 
nen. Zum Beispiel kaufte Milken 
insgeheim für 165000 Dollar, 
einen von Anne Frank geschrie- 
benen Satz Briefe auf, der indem 
Museum of Iolerance jener Insti- 
tution ausgestellt werden soll. 


Ein großer 
Wohltäter 


Auf landesweiter Ebene spen- 
dete Milken großzügig an den 


American Jewish Congress, die . 


ADL, Hebrew Union College, 
jüdische Altersheime und Tages- 
schulen. Seine Gaben erstreck- 
ten sich auch auf Israel, wo er 
Spenden an jüdische Schulen und 
Lehrerbildungsprogramme am 
besetzten. Westufer, Wissen- 
schafts- und Computerlaborato- 
rien in Drusendörfern - die Dru- 
sen, eine moslemische Sekte, 
identifizieren sich nicht mit dem 
Kampf der Palästinenser und die- 
nen häufig in israelischen Polizei- 
kräften - und an das Gesher-Bil- 
dungszentrum leistete, das ge- 
schaffen wurde, um religiöse 
Unterschiede unter den Juden in 


‚ Israel auszubügeln. 


»Es sind gute 
jüdische Jungs« 


Nachdem Milkens Anklage be- 
kanntgeworden war, herrschte 
unter jenen, die von seiner Groß- 
zügigkeit profitiert hatten, große 
Furcht davor, daß die ausgezahl- 
ten Millionen von den Regie- 
rungsbehörden mit der Begrün- 


. dung eingefroren werden könn- 


ten, daß die Gelder unrecht- ::- 
mäßig erworben wurden. Aber ".* 


die amerikanische Regierung tat . 


nichts dergleichen und wird: es 
auch wohl nicht tun. 

Im Stephen-Wise-Tempel, der 
von der Familie Milken besucht 
wird, sprach Rabbi Isaiah Zeldin 
im Namen der meisten derjeni- 
gen, die das Glück hatten, mit 


.den Abfallprodukten Milkens ge- 


segnet zu werden, als er Milken 


und seinen Bruder Lowell‘ - der _ 


für Michael arbeitete und als Teil 


“ des Abkommens seines Bruders 


über dessen Klageerwiderung 
selbst mit knapper Not um eine 
Anklage herumkam - als »sehr 
bescheidene Leute bezeichnete, 
die sich ihren Freunden gegen- 
über loyal verhalten und sehr um 
das jüdische Bildungswesen be- 
sorgt sind. Es sind wirklich »gute 
jüdische Jungs«. 


Diese Einschätzung wird von vie- 
len Pro-Israel-Aktivisten geteilt, 
die schnell damit bei der Hand 
waren, den Tadel für Milkens Ver- 
brechen so breit wie möglich auf 
andere Schultern zu verteilen. 

Das Versagen sei vielmehr eine 
landesweite Erscheinung gewe- 
sen, habe mit falschen Wirt- 
schaftsdoktrinen der Reagan-Re- 


gierung begonnen, und sei der. 


Ausdruck des Triumphes der 
Gier und des schnellen Geld- 
machens über harte Arbeit und 
gesunde Finanzierungspraktiken 
gewesen. 


Da ist etwas Wahres dran, aber 
die größere Wahrheit ist viel 
schwerer hinzunehmen. Die 
große Mehrheit derjenigen, die 
jetzt wegen verschiedener krimi- 
neller Machenschaften an der 
Wall Street angeklagt werden, 
darunter der berüchtigte Arbitra- 
geur Ivan Boesky, wurden alle in 
ihren betreffenden Freundeskrei- 
sen als »gute jüdische Jungs« be- 
trachtet. Alle waren sie in ihren 
Gemeinden aktiv und spendeten 
großzügig an Israel und für die 
Sache der Juden. Mit der Tat- 
sache, daß eine große Anzahl der 
Wall Street Straftäter aus der 


jüdischen Gemeinde kommen, _ 


befaßt man sich kaum, obwohl 
dies in Synagogen und Gemein- 
degruppen Diskussionen dar- 
über auslöste, ob das Problem als 
Ganzes nicht eine einzigartige 
zionistische 
und wie man mit den durch das 
Übergewicht an zionistischen 
Verbrechern entstandenen 
Image-Problemen fertigwerden 
soll. oO 
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Dimension habe, . 


Erg 


age 


George Bush 


Unter dem 
Banner der 


- Weltführung 


Victor Marchetti 


Die westliche Welt befindet sich mitten in Präsident Georg Bushs 
Krieg am Persischen Golf, ein Krieg, der sich noch mehrere Wochen 
oder noch länger dahinschleppen wird, und der möglicherweise noch 
viel blutiger und kostspieliger wird, als das gefühllose High-Tech- 


. Luftbombardement des Irak, dem man im Fernsehen zuschauen 


konnte. Die ersten Funken des grausamen Bodenkrieges sind ver- 
sprüht worden und vermitteln einen kurzen warnenden Einblick in 
das Blutvergießen, das mit Sicherheit noch eine Weile anhalten wird. 


Die von den frühen Erfolgen der 
Luftwaffen, der von den USA an- 
geführten Koalition, ausgelöste 
Euphorie macht langsam den 


».; nüchternen Realitäten einer Bo- 
„denschlacht Platz. Ein Tag mit 


mehreren tausend Lufteinsätzen 
über dem Irak mag zum Verlust 
eines einzigen Flugzeuges füh- 
ren. Eine Nacht des Bodenkamp- 
fes zwischen einem Bataillon der 


- „ amerikanischen Marine und ei-, 


ner irakischen Brigade hatte je- 
doch schnell den Tod von elf 
Amerikanern zur Folge. Der 
Krieg wandelt sich von einem ver- 
hältnismäßig harmlosen Spiel zu 
den kalten, blutbefleckten Tatsa- 
chen eines Bodengefechts. Aber 
das sehen wir nicht so.genau auf 
dem Bildschirm. 


- Hoffnung auf einen 


moralischen Sieg 


Indessen gelobt Saddam Hus- 
sein, einen blutigen Kampf bis 
zum Ende führen zu wollen und 
gibt der Weltöffentlichkeit immer 
wieder zu denken, indem er ver- 
wirrende und sogar unerwartete 
Schritte unternimmt. Schrecken 
einflößende Angriffe mit Scud- 
Raketen - nur unter Verwendung 
von konventionellen Sprengköp- 
fen - auf israelische und saudi- 


.„. arabische Städte. Wahnsinnige 


Ölteppiche gigantischen Ausma- 
Bes. Die Verlegung seiner Luft- 


+... waffe in den Iran. Was hat dieser 
-. jrakische Herrscher sonst noch in 


seiner Trickkiste? 


Wenn Saddam Hussein sich hal- 
ten kann, dann ist es nur noch 
eine Frage der Zeit, bis seine Ar- 
mee und. seine Regierung als 
Folge des kombinierten Drucks, 
des Luftbombardements, des 
Wirtschaftsboykotts und der di- 
plomatischen Isolierung zusam- 
menbrechen. Es lag zunächst 
noch kein Grund für US-Präsi- 
dent Bush vor, eine Bodenoffen- 
sive gegen den irakischen Dik- 
tator zu befehlen. Die Zeit war 
damit mehr auf Saddams Seite. 
Sie war seit Ausbrechen der Bo- 
denkämpfe sein Feind sowie Ver- 
bündeter der Koalition. 


Bushs mangelnde 
Geduld und Umsicht 


Der Präsident muß sich jetzt vor 
seinem eigenen Wunsch und vor 
dem Drängen der anderen - der 
Israelis und ihrer Freunde in Was- 
hington - hüten, Saddam schnell 
ausschalten zu wollen. Eine sol- 
che Strategie könnte für Amerika 
und seine Verbündeten ohne 
Zweifel zu einer Katastrophe 
werden. Der Krieg gegen Sad- 
dam ist dann vielleicht gewonnen 
worden, aber nur dem Namen 
nach. Und der nachfolgende Frie- 
den wäre mit Sicherheit gefähr- 
det. Wenn es jemals einen Krieg 
gegeben hat, der Geduld: und 
Umsicht verlangt,- dann ist das 
der Konflikt am Persischen Golf. 
Leider hat Bush seit Saddams 
Einmarsch in Kuwait wenig von 
beiden zur Schau gestellt. 


George Bush, der der Verantwor- 
tung für Amerikas wachsende In- 
nenpolitische und finanzielle Pro- 
bleme aus dem Wege gehen 
wollte und das Verlangen hatte, 
eine jüngere Kombination zwi- 
schen Teddy Roosevelt und John 
F. Kennedy zu werden, stürzte 
sich in unkluger Weise an den 
Golf und zog seine Nation mit 
hinein. Nichts hat sich seit den 
Anfangstagen des vergangenen 
August geändert. Bushs Krieg im 
Nahen Osten war der falsche 
Krieg, am falschen Ort und aus 
den falschen Gründen, ist es 
noch und wird esauch in Zukunft 
sein. 


Keine überzeugende 
Rechtfertigung des. 
Krieges 


Dies alles hat der amerikanische 
Präsident jedoch nicht begriffen. 
In seiner Ansprache zur Lage der 
Union suchte Bush nach einer 


überzeugenden Rechtfertigung 


für seine Kriegspolitik. Aber er 
konnte nichts anderes tun, als 
eine Aufeinanderfolge von glit- 
zernden, aber verschwommenen 
Gemeinplätzen von sich zu ge- 
ben. 


Die Erinnerung an die Anfangs- 
tage des Kalten Krieges - und die 
alten Träume vom amerikani- 
schen Imperium - beschwörend, 
sprach Bush von der Übernahme 
des Mantels der Weltführung. 


Ende der vierziger Jahre, als 
Großbritannien der Welt nicht 
mehr diktieren konnte, gab Win- 
ston Churchill in großmütiger 
Weise den kostbaren Mantel an 
die USA ab - in der Hoffnung, 
daß die USA London huckepack 
tragen würden, um britische geo- 
politische Ziele zu verwirklichen. 


Aber in jenen Tagen war Ame- 
rika reich und mächtig, militä- 
risch sowohl als auch wirtschaft- 
lich, und die übrige Welt war es 
nicht. Darüber hinaus war das 
heraufkommende bolschewisti- 
sche Weltreich die einzige Bedro- 
hung für den Weltfrieden, und 
die Vereinten Nationen waren ein 


‚ Instrument des Westens. 


Es ist 1991, Mr. Bush! Es ist eine 
andere Welt, als die von Teddy 
Roosevelt oder John F. Kennedy. 
Den Krieg, den die Amerikaner 
führen sollten, ist der Krieg zu 
Hause. Die USA müssen ihre 


wirtschaftliche und soziale Infra- 
struktur wiederaufbauen, sich 
um Amerikas eigenes Haus küm- 
mern, bevor sie in der Welt um- 
herlaufen und sich wie ein inter- 
nationaler Marshal Dillon auf- 
führen. 


Die harte Arbeit 
für die Freiheit 


Der Kolumnenschreiber George 
F. Will drückt es in knappen Wor- 
ten aus. Wenn Amerika eine Su- 
permacht bleiben will, schreibt 
er, »muß es erfolgreiche Schulen 
haben, die alle Schulkinder besu- 
chen - Kinder aus funktionieren- 
den Familien, die durch Straßen 
zur Schule gehen können, wo 
nicht geschossen wird. -, ich 
nenne das die harte Arbeit der 
Freiheit«. 


Heute kommt die Bedrohung für 
die nationalen Interessen Ameri- 
kas - für das Überleben der ame- 
rikanischen Gesellschaft und | 
Wirtschaft - nicht von außen, 
sondern von innen. Was nützt es 
den Amerikanern, daß sie in: der 
Lage sind, die Welt in der Produk- 
tion von Patriots und Tomahawks 
zu führen, wenn Amerikas Anteil 
auf dem Weltmarkt für elektroni- 
sche Verbrauchsgüter von 70 Pro- 
zent auf fünf Prozent gesunken 
ist? Und während die USA für 
andere Leute einen Ölkrieg füh- 
ren, ist es der Anführer in der 
Produktion von elektronischen 
Verbrauchsgütern, der uns das 
Geld für diesen Ölkrieg leiht 
oder widerwillig gibt. 


George Bush scheint sich selbst 


in das waspische New England 
rückversetzt zu haben (WASP = 
Angehöriger des weißen ameri- 
kanischen Bürgertums angel- 
sächsischer Herkunft und prote- 
stantischer Konfession), nach- 
dem er die längste Zeit seines Le- 
bens vorgegeben hatte, ein Texa- 
ner zu sein. Seine Andover-Yale- 
Ausbildung des WASP-Establish- 
ments und die glorifizierte Welt- 
anschauung des Gentlemen- 
Kriegers, die ihm Oberst Henry 
Stimson beigebracht hat, treten 
in seinem personalisierten Krieg 
mit Iraks Saddam Hussein ge- 
meinsam in den Vordergrund. 


Dies ist das Zeug, aus dem Bushs 
Traum von der Neuen Weltord- 
nung besteht, und dies ist das 
Zeug, das ihn dazu veranlaßt hat, 
Amerika in den Krieg am Persi- 
schen Golf zu führen. m) 
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Bilderberg-Konferenz 


Strategische 


Fragen 


der Politik 


‘ Zu den Treffen der Absprachegremien gehört natürlich auch die Dis- 
kussion strategischer Fragen, das heißt, wie sich die politischen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Probleme weiter entwickeln werden. Aus 
den vertraulichen Niederschriften der Bilderberg-Konferenz 19% 


veröffentlichen wir die Arbeitsergebnisse dieses Punktes der Tages- 


ordnung. 


Ende der sechziger Jahre machte 
Pierre Hassner über die Rolle der 
NATO, der Verteidigungsstrate- 
gie, der nuklearen Abschreckung 
und der Bemühungen zur Auf- 
. rechterhaltung des militärischen 
Gleichgewichts in Europa eine 
einfühlsame Bemerkung. Er 
sagte, diese Politik ziele nicht di- 
rekt darauf ab, den Status quo in 
Europa zu verändern, erlaube es 
“ aber, den sozialen und wirtschaft- 
lichen Trends, ihre Arbeit zu tun. 
Zwanzig Jahre später erweist sich 
Hassners Bemerkung als richtig, 
- denn die Regierungen des We- 
stens konnten durch Bewahrung 
der politisch-militärischen Stabi- 
lität den sozialen und politischen 
Trends in Osteuropa ihren Weg 
machen lassen. Diese Trends sind 
. weitgehend für die revolutionäre 
Lage verantwortlich, in der wir 
uns heute befinden. 


Neue Rivalitäten 
und Konfliktpotential 


Die Herausforderung, vor der 
wir. stehen, besteht darin, was 
dieser komplexe Prozeß der Ver- 
änderung der fünf fundamenta- 
.len strategischen Entwicklungen 
beinhaltet, die derzeit im Gang 
sind bewältigt zu werden: Das 
Verfallen der Sowjetunion und 
Rückzug des sowjetischen Mili- 
tärs; die politisch-wirtschaftliche 
Integration Westeuropas, und die 
sich verändernde Rolle der Verei- 
nigten Staaten in Europa und der 
Welt. 


Alle diese Veränderungen zusam- 
mengenommen werfen ein 
Schlaglicht auf die Wahrneh- 
mung, daß wir im kommenden 
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Jahrzehnt zwischen Bedrohun- 
gen und Gefahren unterscheiden 
müssen. Die klassische militäri- 
sche Bedrohung scheint weniger 
zwingend zu sein, aber es tau- 
chen bedeutsame neue Gefahren 
auf. 


Die Rolle der 
Atomwaffen 


Die Instabilität der Sowjets ist 
eine solche Gefahr. In Osteuropa 
erkennen wir neue Rivalitäten 
und neues Konfliktpotential. Wir 
sehen die Besorgnisse wegen der 
Wiedervereinigung _Deutsch- 
lands und des erneuten Drucks 
auf die USA, sich aus Europa zu- 
rückzuziehen. Um mit diesen 
und anderen Gefahren fertigzu- 
werden, wäre es für den Westen 
am sinnvollsten, die Strategie der 
Rüstungsbegrenzung, die uns in 
der Nachkriegszeit so erfolgreich 
gedient hat, der neuen Situation 
anzupassen, aber nicht aufzuge- 
ben. 


In bezug auf die Strategie der nu- 
klearen Abschreckung stellt sich 
nicht die Frage, ob wir die Anzahl 
der Kernwaffen verrifigern kön- 
nen oder sollten. Wir haben be- 
reits seit über einem Jahrzehnt 
Reduzierungen vorgenommen. 
Die eigentliche Frage lautet, ob 
wir die europäische Verteidigung 
atomwaffenfrei machen und eine 
Strategie der sogenannten Min- 
dest-Nuklearabschreckung be- 
treiben sollten. 


Trotz der Verringerung der kon- 
ventionellen Bedrohung durch 
die Sowjets gibt es starke Beweg- 
gründe dafür, den Trends in Rich- 


er 


tung atomwaffenfreie Verteidi: 
gung zu widerstehen. 


Da ist zunächst einmal die allge- 
meine Rolle der Kernwaffen. Zu 
einer Zeit stetiger Veränderun- 
gen, Ungewißheit und unvorher- 
sehbarer Ereignisse verstärken 
Kernwaffen Vorsicht und Beson- 
nenheit. Dies ist eine grundsätzli- 
che zwingende Notwendigkeit 
der Strategie. Genauer gesagt, 
die Strategie der USA der erwei- 
terten Abschreckung und ihre 
atomare Garantie für Deutsch- 
land wird in der derzeitigen Situa- 
tion von vielen als stabilisieren- 
des Merkmal, insbesondere als 
Mittel zur Ablenkung möglicher 
Wünsche deutscherseits, Atom- 
waffen zu erwerben, angesehen. 
Aber der Wunsch, eine Strategie 
der erweiterten Abschreckung 
beizubehalten, erfordert nicht 
die gleiche Anzahl und Zusam- 
mensetzung von Atomwaffen. 


Die USA haben damit begonnen, 
diese Zusammensetzung zu über- 
prüfen, die Anzahld er bodensta- 
tionierten Raketen zu verrin- 
gern, Atomartillerie abzuziehen 
und sich stärker auf eine kleinere 
Anzahl von Luft-Boden-Raketen 
und auf See stationierten Ab- 
schußbasen zu verlassen. 


Innerhalb dieses breiten Rah- 


mens der nuklearen Politik sind 


einige Fragen aufgetaucht, mit 
denen wir uns in den kommen- 
den Jahren auseinandersetzen 
müssen. Die erste lautet, ob wir 
Kernwaffen in Europa moderni- 
sieren können. Es gibt neuer- 
dings Diskussionen über die 
Luft-Boden-Rakete, TASM-Ra- 
kete, deren Entwicklung in Eu- 
ropa die Sowjets sich widersetzen 
werden und die auch von vielen 
in Westeuropa abgelehnt wird. 
Die Bush-Regierung hat sich 
nicht besonders darum bemüht, 
in absehbarer Zukunft eine Ent- 
scheidung über dieses System 
herbeizuführen. Aber es ist wich- 
tig, in den USA eine Debatte zu 
vermeiden, die sich auf die Auf- 
fassung »keine Atomwaffen, 
keine Truppen« konzentriert. 


Die Einstellung zu 
Atomwaffen ist im Fluß 


Zweitens, die sowjetische Ein- 
stellung zu Atomwaffen befindet 
sich im Fluß. Auf diplomatischer 
Ebene scheint die Sowjetunion 
jetzt von ihrer Strategie der völli- 
gen Entnuklearisierung abge- 


Fe 


rückt und sich. darüber klar ge- E: 
worden zu sein, daß eine be- 


grenzte Präsenz von Atomwaffen . - 


in Europa sich stabilisierend aus- : 
wirken könnte. Innerhalb derSo- 


wjetunion ist eine Debatte im 
Gange zwischen denjenigen, die 


für eine Mindest-Abschreckung 


eintreten, und denjenigen, die 
glauben, daß die Position der So- 
wjets auf dem Gebiet derkonven- 
tionellen Waffen so geschwächt 
werden könnte, daß eine größere , 


Betonung auf Atomwaffen gelegt : 


werden müsse. 


Drittens, ist da noch die Frage 
der britischen und französischen 
Atomwaffen. Dies sind unabhän- 
gige Abschreckungsmittel, sind 
jedoch für ein mögliches zukünf- 
tiges europaweites militärisches 
Gebilde beibehalten worden. 
Dies geht aus kürzlichen Gesprä- 
chen zwischen Paris und London 
über Pläne für eine anglo-franzö-, 
sische Kooperation auf dem Ge- 
biet der Kernwaffen hervor. 


Eine stärkere 
europäische Komponente 


Was nun die Aufgabe der konven-, 
tionellen Streitkräfte und die - 
amerikanische Präsenz in Eu- 
ropa betrifft, so werden die 
NATO und der Warschauer Pakt 
durch ein. CFE-Abkommen be- 
trächtlich reduziert werden. 
Durch Druck der Öffentlichkeit 
könnten diese Streitkräfte sogar 
noch weiter reduziert werden. Es 
ist daher höchste Zeit, für den 
Westen, über seine konventio- 
nelle Strategie nachzudenken. 
Ein politisches Erfordernis, nach 
Ansicht der Bush-Regierung, ist 
die Beibehaltung der US-Präsenz 
als notwendiges Bindemittel, um 
das amerikanisch-europäische 
Bündnis zusammenzuhalten - so- 
wohl um Deutschland im Westen 
verankert zu halten, als auch um 
neue innereuropäische Rivalitä- 
ten abzuwenden. Wenn die Ame- 
rikaner in Europa bleiben sollen,, 
dann muß es eine stärkere euro- 
päische Komponente geben. 


Strategisch gesehen müssen wir 


‘die Vorwärtsverteidigung neu 


überdenken. Zum ersten Mal in 
40 Jahren hat die NATO jetztden 
Luxus von Raum und Zeit. Da- 
her beginnen einige schon über 
eine Strategie der Wiederherstel- 
lung zu reden, wobei der Schwer- 
punkt auf solche Streitkräfte ge- 
legt werden soll, die die Aufstel- 
lung von größeren Verbänden zu 


a 


R Krisenzeiten erleichtern und die 
". stärker auf Beweglichkeit, Über- 
‚. wachung und Besen NälhzUnE 


ie 


ausgerichtet sind. 


Auf dem Gebiete der Rüstungs- 


- begrenzung ist es derzeit üblich, 


hinsichtlich START und CFE 
zwei Argumente ins Spiel zu brin- 


..gen: erstens, daß Rüstungsbe- 
“grenzung unerheblich geworden 


sei, weil in der Sowjetunion ohne- 
hin eine strukturelle Rüstungsbe- 
grenzung stattfinde; zweitens, 
daß Rüstungsbegrenzung durch 


- die Ereignisse überholt worden 


sei. 


Beide Argumente sind falsch. 


Die Lage in der Sowjetunion 
könnte sich sehr schnell ändern. 
Vereinbarungen sowohl auf dem 


‚ Gebiet der START- als auch auf 


den der CEF-Verhandlungen 
werden die Grundlage sein, von 
der wir ausgehen können. 


Konflikte könnten 
gefährlicher werden 


» Aber die Rolle der Rüstungsbe- 


grenzung hat sich geändert. Die 
Verhandlungen in den neunziger 


. Jahren werden weniger eine poli- 


tische, aber wahrscheinlich eine 
größere militärische Rolle spie- 
len. Zum ersten Mal können wir 


«einen Umbau auf dem nuklearen 


und konventionellen Gebiet er- 
reichen, der in der Vergangeheit 


‚undenkbar gewesen wäre. Die 


eigentliche Herausforderung, 


= „wenn wir die Kräfte nach stabile- 


ren Richtlinien neu strukturieren 
können, besteht, darin, selbst zu 
entscheiden, was eine stabilere 
Kraft sein wird. 


Im START-Bereich bedeutet dies 
ganz klar, weniger Verlaß auf Ra- 
keten mit Mehrfachsprengköp- 
fen und größere Bedeutung auf 
Systeme die weniger verwundbar 
gegen Angriffe und nicht für Erst- 
schläge optimiert worden sind. 


“ Schließlich, hinsichtlich der Kon- 
- tingente außerhalb des Bereichs 


gibt es zwei störende Trends. Er- 
stens: Obwohl es in einigen Re- 
gionen, wie im Nahen Osten, 
vielleicht weniger sowjet-ameri- 


- kanische Rivalitäten geben wird, 


könnte es auch weniger Kon- 


“ trolle durch Supermächte geben 


und die Fähigkeit, Konflikte in 


. diesen Bereichen in den Griff zu 
‘bekommen, könnte sich verrin- 


gern. Der Iran-Irak-Kontflikt 


“könnte der Vorläufer einer neuen 


Form von gefährlicheren Konflik- 
ten in der Zukunft sein. Zwei- 
tens, wie der Iran-Irak-Konflikt 
zeigt, erleben wir die Ausbrei- 
tung von Technologie - nukleare, 
chemische und biologische —, was 
Konflikte in der Dritten Welt 


noch.gefährlicher machen wird. 


Wir müssen uns in den neunziger 
Jähren noch mehr auf die Verbin- 
dung zwischen strategischen Fak- 
toren und wirtschaftlichen Trends 
konzentrieren. In gewisser Hin- 
sicht wird es eine Umkehrung der 
Prioritäten geben, wobei viele 
Regierungen Wirtschaftsfragen 
den Vorrang über strategische 
Fragen einräumen werden. Dies 
könnte bedeuten, daß die Fähig- 
keit, ein neu in Erscheinung tre- 
tendes Sicherheitssystem den Ge- 
gebenheiten anzupassen, davon 
abhängen wird, sowohl innerhalb 
Europas als auch zwischen den 
USA und Europa die Handels- 
und Investitionsprobleme besser 
zu lösen, als wir das in der Ver- 
gangenheit getan haben. 

Die augenblicklichen strategi- 
schen Zusammenhänge und die 
Neubewertung der Strategie ver- 
laufen nicht nach einem einheitli- 
chen Muster. Wir müssen zuerst 
erkennen, daß es eine Verstär- 
kung der Rolle der nuklearen Ab- 
schreckung gegeben hat. Zwei- 
tens müssen wir erkennen, daß es 
wichtig ist, die Länder des Sü- 
dens - das heißt die Dritte-Welt- 
Länder - in diese Neubewertung 
unserer Strategie einzubeziehen. 


Eine Neubewertung 
der Lage 


Was die Stärkung der Abschrek- 


kung anbelangt, wird die Fortset- 


zung der sowjetisch-amerikani- 
schen Gespräche über strategi- 
sche Waffen einen sehr bestimm- 
ten Einfluß auf eine tragbare Be- 
wegung in diesem Sinne haben. 
Es ist eine Bewegung, die ihre ei- 
genen Gesetze erzeugt und an- 
dere Regionen ins Spiel bringen 
wird. Über die letzten zwanzig 
Jahre hinweg hat uns das Krite- 
rium der Stabilität und der Zu- 
sammenstellung des grundlegen- 
den strategischen Lexikons in die 
Lage versetzt, daß wir uns heute 
in einem verhältnismäßig stabi- 
len Rahmen bewegen können. 


Ab 1983 hat es auch eine Neube- 
wertung der Lage gegeben, zwar 
nicht der Abschreckung an sich, 
aber es wurde der Gedanke vor- 
getragen, daß wir vielleicht hin- 


sichtlich des Systems in neuen 
Kategorien denken sollten. Nach 
SDI, und mit dem Amtsantritt 
der Bush-Regierung wurden die 
Prioritäten neu gesetzt - eine Be- 
stätigung der Wichtigkeit der Ab- 
schreckung und der Bewältigung 
des Übergangszustands auf stra- 
tegischem Gebiet, in dem wir uns 
zur Zeit befinden, doch mit ei- 
nem Jeicht unterschiedlichen 
Schwerpunkt. Für die Sowjet- 
union hat der ABM-Vertrag Vor- 
rang, es ist die Plattform, von der 
aus sie operieren. Für die Verei- 
nigten Staaten ist dies eine 
Phase, über die man hinausgehen 
muß. Es beteht hier eine grund- 
sätzliche Meinungsverschieden- 
heit und Einstellung zu diesen 
Dingen. Am wichtigsten ist je- 
doch, daß der Dialog weitergeht. 


Der Spielraum für 
die Großmächte 


Die Vorstellung, daß es eine Ver- 
stärkung der Abschreckung gege- 
ben hat, mag paradox erschei- 
nen, wird aber durch die Tatsache 
erhärtet, daß die Reduzierung 
bei den strategischen Streitkräf- 
ten der Abschreckung die eigent- 
liche Rolle spielt. Überfluß ver- 
anlaßte einige Leute dazu, den 
Zweck der Abschreckung in 


Frage zu stellen. Jetzt denken wir . 


unter dem Aspekt, daß weniger 
mehr ist. Dies hat die Probleme 
verringert und uns dazu veran- 
laßt, direkt auf den harten Kern 
der Abschreckung und Verteidi- 


gung zu schauen und festzustel-- 


len, wie groß der Spielraum des 
Überflusses für die beiden Groß- 
mächte in Wirklichkeit ist. 


Es gibt eine innere Logik, die neu 
untersucht wird. Sicherlich ist die 
nukleare Abschreckung in gewis- 
sen Kreisen nach wie vor unpopu- 
lär, sie wird aber durch Verhand- 
lung gestärkt und in diesem Sinne 
wird sie konsolidiert. Natürlich 
gibt es von außen wirkende 
Drücke. Die Kosten für For- 
schung und Entwicklung sind ge- 
stiegen. Der Kommando- und 
Kontrollmechanismus ist ver- 
stärkt worden. Es herrscht ein ge- 
wisser politischer Druck auf Ab- 
rüstung vor. 


Aber am Ende des Tages sehen 
wir eine Konsolidierung des Prin- 
zips der Abschreckung an sich, 
die uns drei Ergebnisse bringen 
wird. Erstens, wird sie uns in die 
Lage versetzen, zu vermeiden, 
unter dem Aspekt unseres eige- 


nen Überlebens als Geiseln ge- 


halten zu werden. Zweitens, wird 
es im Falle einer politischen Krise 
ein Rückgriff auf militärische Lö- 
sungen und, am Ende, eine Eska- 
lation im Falle eines Militärein- 
satzes geben, aber in jeder einzel- 
nen dieser Phasen findet eine 
Konsolidierung statt. Drittens, 
wird es Zug um Zug eine be- 
grenzte Umverteilung der Rollen 
geben. 


Die Sowjetunion wird sowohl we- 
gen ihrer Stärken als auch wegen 
ihrer Schwächen weiterhin eine 
große Bedrohung bleiben. Ein 
Gemeinschaftsgefühl zwischen 
ihr und dem übrigen Europa 
scheint noch in ferner Zukunft zu 
liegen. Daher muß ein strategi- 
sches Gleichgewicht beibehalten 
werden, in dem die atomare Di- 
mension eine bestimmende Kraft 
bleiben wird. 


Die Chemie wird 
eine große Rolle spielen 


Was die Rolle der britischen und 
französischen Atomstreitkräfte 
betrifft, so sollen diese die ameri- 
kanischen strategischen Kräfte 
nicht ersetzen sondern ergänzen. 


Es bietet sich jetzt ein Schaufen- .. 


ster der guten Gelegenheiten, 
weil sich Briten und Franzosen 
zum ersten Male auf technologi- 
schem Niveau auf der gleichen 
Wellenlänge begegnen. Der Dia- 
log ging von einem politischen zu 
einem solchen über, der unter 
dem Aspekt der Technik stattfin- 
det. In diesem Sinne wird man in 
den kommenden Jahren die Ge- 
legenheit am Schopf fassen, eine 


gemeinsame europäisch-ameri- . 


kanische Abschreckung zu gestal- 
ten. Diese wird erweitert und im 
europäischen Zusammenhang 
umorganisiert werden, wobei 
sich von selbst versteht, daß uns 
die amerikanische Präsenz erhal- 
ten bleibt. 


Ein anderes Thema befaßt sich 
mit der Behauptung, daß die Su- 
che nach globaler Sicherheit 
zwangsläufig einen aktiven Bei- 
trag der Länder der südlichen 
Hemisphäre mit sich bringe. Wir 
haben die Verbinndung von drei 
bedeutenden  Verhandlungs- 
gesprächen: Die bilateralen 
START-Verhandlungen, die mehr 
regionalen CFE-Verhandlungen, 
und die chemische Dimension, 
die weltweit ist. Diese drei Ge- 
sprächsrunden haben ähnliche 
Zeitpläne. Es ist klar, daß es im 
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| Bilderberg ernten 
Strategische 
Fragen 

der Politik 


chemischen Prozeß unmöglich zu 
einer Lösung kommen kann, 

. wenn ‚nicht jeder einbezogen 

- wird. Und natürlich, je nachdem 
über welche strategische und 
konventionelle Reduzierungen 
man sich einigt, werden sich die 
jeweiligen Kräfteverhältnisse än- 
dern. Mittelfristig und langfristig 
wird, wenn diese sich ändern, die 
Chemie eine größere Rolle spie- 
len. 


Die Zivilisation 
. steht auf dem Spiel 


Wir müssen alles tun, was in unse- 
ren Kräften steht, um eine Verla- 
gerung der Spannungen von Ost- 
West auf Nord-Süd zu vermei- 
den. Die Dritte-Welt-Länder von 
dieser Umwandlung des interna- 
tionalen Systems auszuschließen, 
würde uns zu einem Nullsum- 
men-Spiel führen, in dem der Ge- 
winn des einen den Verlust des 
anderen oder anderer Mitspieler 
mit sich bringt. Wir werden über 
die Grenzen unserer Politik der 
Nichtverbreitung von Atomwaf- 
fen der sechziger und siebziger 
Jahre, die die beiden Schneiden 
des technologischen Schwerts 
nicht wirklich im richtigen Ver- 
hältnis ansetzt, hinausgehen müs- 
sen. Die Vorstellung »good boys- 
bad boys« ist nicht realistisch, 
denn sie führt unvermeidlich zu 
dem Versuch, um die Spielregeln 
herumzukommen, und zieht die 
regionalen Dimensionen, die 
man von Fall zu Fall betrachten 
muß, nicht in Erwägung. Es wird 
daher sehr wichtig sein, diese 
Länder mit hineinzunehmen. 


“ Die Bedeutung 
der NATO 


Es gibt auf den einzelnen Gebie- 
ten viele Fragen, die jetzt in An- 
griff genommen werden müssen, 
wie zum Beispiel die Aktualisie- 
rung des Vertrags von 1972 über 
biologische Kriegsführung. Wir 
müssen bereit sein, einen Schritt 
über Rüstungsbegrenzung. hin- 
auszugehen und in den Katego- 
rien solcher Fragen mit Schul- 
den, Entwicklung, Energie, 
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Umwelt, _ Bevölkerungsexplo- 
sion, Drogen und Terrorismus zu 
denken. Hier stehen nicht nur 
ganz einfach die Rüstungsbegren- 
zung oder die Sicherheit auf dem 
Spiel. Es ist die Zivilisation, die 
auf dem Spiele steht. Wir müssen 
die Basis der Gespräche erwei- 
tern. Wenn wir das nicht tun, hei- 
zen wir unweigerlich den Funda- 
mentalismus und Terrorismus an, 
und beides kann nicht lediglich 
auf Europa begrenzt werden. 


ee AT El a an ED Te EN 


dender Bedeutung, ausreichende 
Kräfte zu haben, um die Strate- 
gie, einschließlich die Atomstreit- 
kräfte, zu unterstützen. 

Die Rolle der Atomstreitkräftein 
der veränderten: Sicherheitsum- 
gebung wurde lang und breit dis- 
kutiert. Die meisten Sprecher 
stimmten zu, daß diese noch im- 
mer ein wichtiger Teil der westli- 
chen Strategie seien. Eine wei- 
tere politische Unterstützung für 
sie stelle aber eine immer größer 


tigund umsichtig zu verhalten. 


In dieser Hinsicht brachte.ein 


Portugiese seine Besorgnis über 


die Möglichkeit zum Ausdruck, 


daß eine verzweifelte sowjetische 
Führung an die Macht kommen 
könne, die dazu bereit wäre, je- 
den atomaren Vorteil auszunut- 
zen. Ein solches Szenario sei kei- 


neswegs undenkbar, sagte‘ ein: - 
Amerikaner. Es dränge sich. da-, 


durch erneut die Zweckmäßig- 


Während praktisch alle Diskus- 
sionsteilnehmer anerkannten, 
daß sich die Sicherheitsland- 
schaft in Europa dramatisch ver- 
ändert, trat keiner von ihnen da- 
für ein, die NATO als Kernstück 
der westlichen Strategie aufzuge- 
ben. Ein Norweger vertrat die 
Ansicht, daß wir den Zusammen- 
halt des Sicherheitssystems, ge- 
schaffen durch das Nordatlanti- 
sche Bündnis das den Norden 
und Süden mit Mitteleuropa ver- 
binde, bewahren müssen. Wir 
sollten vermeiden, durch Rü- 
stungsbegrenzung oder durch 
eine »politische Architektur, die 
um Deutschland herum zentriert 
ist«, den Rahmen, der nach dem 
Zweiten Weltkrieg aufgebaut 
wurde, abzutrennen. 


Ein internationaler Gesprächs- 
teilnehmer stimmte zu, daß eine 
Struktur benötigt werde, um eine 
revidierte und verbesserte westli- 
che Strategie zu überwachen. Es 
müsse eine Überprüfung der Ver- 
einbarungen zur Rüstungsbe- 
grenzung, ein Krisenmanage- 
ment und eine Entscheidungsfin- 
dung vorgesehen werden. Die 
NATO sei hierfür die angemes- 
sene Struktur Es sei von entschei- 


werdende Herausforderung: dar. 
Die westliche Strategie müsse 
eine atomare Komponente ha- 
ben, sagte ein Sprecher aus Nor- 
wegen, weil konventionelle 
Streitkräfte nicht abschreckend 
genug seien.-Aber wir müßten die 
atomare Komponente auf die 
neuen Umstände in Europa maß- 
schneidern, um keine neue Kon- 
frontation heraufzubeschwören. 
Das atomare Element müsse in 
unserer. Gesellschaft politisch 
tragbar und mit der Gesamtstra- 
tegie der Abschreckung verein- 
bar sein. 


Der atomare 
Aspekt 


Einige Sprecher stimmten zu, 
daß der Westen vor der großen 
Aufgabe stehe, zu beschreiben, 
auf welche andere Weise die ato- 
mare Abschreckung zur Stabilität 
Europas beitragen könnte, als 
das in der Vergangenheit der Fall 
war. Wir müßten deutlich heraus- 
stellen, daß in einem sich mög- 
licherweise schnell verändern- 
den, unberechenbaren und unsta- 
bilen Zeitalter das Vorhanden- 
sein von Atomwaffen die Men- 


Mittelfristig und 


langfristig 
wird die Chemie eine immer 
größere Rolle in kriegerischen 
Auseinandersetzungen spie- 
len. 


keit auf, die derzeitige sowjeti- 
sche Führung auf Rüstungsbe- 
grenzungen festzunageln, bevor 
sie in Versuchung gerate, als Aus- 
gleich für regionale politische 
Verluste in Europa eine in erster 
Linie atomare Strategie einzu- 
schlagen. 


Die Frage der 
Lastenteilung 


Ein anderer amerikanischer Red- 
ner äußerte sich erschreckt über 
das, was er als Rückkehr zur al- 
ten Diskussion darüber ansah, 
warum Atomwaffen in Europa 
überhaupt notwendig sind. Zu- 
viele Leute im Westen reden 
schon wieder davon, daß die ato- 
mare Verteidigung Europas von 
den USA aus erfolgen könne, 
sagte der Sprecher. Wenn die 
Atomwaffen der NATO in den 
USA stationiert seien, dann wäre 
die Abkoppelung der USA von 


en , 


schen dazu bewegt, sich vorsich-: 


Europa schon sehr weit vorange- 
schritten. Es sei von entscheiden- 
der Bedeutung, zu erkennen, 
daß Atomwaffen in Europa vor- 
handen sein müssen, weil es mit- 
telfristig möglich sei, daß die ein- 
zige Bedrohung, die von den So- 
wjets ausgehen könnte, atomarer 
Natur sein werde. 


Die Frage der Lastenverteilung 

wurde von einigen Gesprächsteil- 
. nehmern als kritisches Element 
bei der Umgestaltung der westli- 
chen Strategie angeschnitten. 
Was sind die Europäer zu tun be- 
reit, um der Bush-Regierung zu 
helfen, das amerikanische Volk 
von der Notwendigkeit zu über- 
zeugen, amerikanische Truppen 
in Europa zu belassen, wollte ein 
‘Sprecher aus den Vereinigten 
Staaten gerne wissen. Seine 
: Frage selbst beantwortend, rief 
der Sprecher zu einer stärkeren 
europäischen Säule auf, was 
die Wiedereingliederung Frank- 
reichs in die militärische Struktur 
‘der NATO und eine größere 
Rolle für die britischen und fran- 
zösischen nuklearen Abschrek- 
kungsmittel einschließe. 


Als Antwort auf die beiden letzt- 
genannten Punkte brachte ein 
Franzose seine Zuversicht dar- 
-über zum Ausdruck, daß sein 
Land, ebenso wie andere euro- 
päische Mitgliederstaaten des 
Bündnisses, aus dem derzeitigen 
Prozeß des Überdenkens alter 
Konzepte als echte Ergänzung 
zur amerikanischen Präsenz her- 
vorgehen werde. Ein Brite be- 
merkte, daß als Ergebnis der Zu- 
stimmung der Amerikaner hin- 
sichtlich der anglo-französischen 
Kooperation große Fortschritte 
erzielt worden seien. 


Verhandlungen über 
- Rüstungsbegrenzung 


Ein internationaler Redner 
‘sagte, das westliche militärische 
Establishment sei über die der- 
zeitigen Gespräche über Rü- 
stungsbegrenzung erfreut. Das 
Militär sehe Rüstungsbegren- 
zung in immer stärkerem Maße 
als lebenswichtigen Teil der Stra- 
tegie an. Das langfristige militäri- 
sche Denken gehe dahin, daß es 
als Teil der westlichen Strategie 
eine Matrize von Verträgen ge- 


“ ben müsse. Die Wiener Verhand-. 


“ Jungen sollten so schnell wie mög- 
lich zum Abschluß gebracht wer- 
den und dann sollte die nächste 
Gepsrächsrunde beginnen. 


Ein Amerikaner war über die 
langfristige Evolution der Ver- 
handlungen über Rüstungsbe- 
grenzung besorgt. Der ursprüng- 
liche Gedanke sei gewesen, glei- 
che Kräfte auf beiden Seiten zu 
haben. Doch jetzt hätte sich die 
politische Teilungslinie bewegt, 
und wir verhandelten über Ver- 
hältnisse, die mit den politischen 
Realitäten nichts zu tun hätten, 
sagte der Sprecher. Keines der 
Länder Osteuropas wünsche so- 
wjetische Truppen auf seinem Bo- 
den. Bei den Gesprächen über 
ein neues Sicherheitssystem sei 
der Abzug der sowjetischen Trup- 
pen vom ostdeutschen Boden 
eine unabdingbare Vorausset- 
zung. 


Ein internationaler Gesprächs- 
teilnehmer stimmte dem zu, 
sagte aber, es gebe keine lebens- 
fähige Alternative zum derzeiti- 
gen Verhandlungsrahmen. Mit 
den sich verändernden Zahlen 
werde man sich in der zweiten 
Verhandlungsphase befassen. 
Die Zukunft der Rüstungsbe- 
grenzung werde sich nämlich völ- 
lig ändern. Es sei nicht mehr eine 
Fortsetzung des Zahlenspiels, 
sondern habe mit der veränder- 
ten Aufgabe der militärischen 
Streitkräfte und damit zu tun, 
wie die sowjetische Militärmacht 
in Zukunft auf andere Weise in 
Zaum gehalten werden könne. 


Ein Brite sagte, der Westen 
müsse alles tun, was in seiner 
Macht steht, »um den Sowjets ei- 
nen würdevollen Rückzug zu er- 
möglichen«. Im. Rahmen der 
KSZE-Verhandlungen müßten 
wir eine Struktur schaffen, die 
der Sowjetunion bei den europäi- 
schen Gesprächen eine zufrie- 
denstellende Rolle zuweist. Ein 
Amerikaner stimmte zu, daß der 
zentrale Schwerpunkt der Bemü- 
hungen um Rüstungsbegrenzung 
in Wien darauf gelegt werden 
müsse, die Sowjets aus Europa 
herauszubekommen, aber dies 
müsse stufenweise geschehen. Es 
liege im Interesse des Westens, ei- 
nen Zusammenhang zu schaffen, 
der den »friedlichen, ordentli- 
chen und vollständigen Abzug 
der Sowjets aus Ostdeutschland 
gewährleistet«. 


Ein internationaler Sprecher be- 
merkte, die sowjetischen Militärs 
machten sich in immer stärkerem 
Maße Sorgen um das Tempo und 
die Richtung der Ereignisse. Sie 
betrachten die Abmachungen zur 
Rüstungsbegrenzung mit Arg- 


wohn, da sie der Meinung seien, 
der Verlust ihrer Verbündeten 
werde bei den Wiener Gesprä- 
chen nicht berücksichtigt. Sie 
seien verärgert über die Zerstö- 
rung von Kriegsgerät und es sei 
schwierig für sie, in der sowjeti- 
schen Gesellschaft einen Platz zu 
finden. Die Probleme der Demo- 
bilisierung seien in der Tat ernst- 
hafter Natur, meinte ein Ameri- 
kaner. Es gebe keine Pensions- 
oder Sozialhilfeprogramme, wie 
es sie in westlichen Ländern gibt. 
Die Moral sei stark gesunken, 
und Wehrdienstverweigerung, 
Fahnenflucht und Beschimpfung 
von Offizieren seien an der Tages- 
ordnung. Einst der am meisten 
geehrte Stand in der sowjetischen 
Gesellschaft, wurde .das Militär 
jetzt für viele Probleme des Lan- 
des verantwortlich gemacht. Au- 
ßerdem sei die Wiedervereini- 
gung Deutschlands eine bittere 
Pille, die man schlucken müsse. 


Ein französischer Sprecher fügte 
hinzu, daß dem sowjetischen mi- 
litärischen Establishment bei sei- 
nen Bemühungen, solche Ein- 
richtungen wie Atom- und Che- 
miewaffenanlagen zu errichten, 
beträchtlicher Widerstand sei- 
tens der Bevölkerung entgegen- 
gebracht werde, Bei den beste- 
henden nationalistischen Trends 


‘und Wirtschaftsproblemen, sagte 


ein Amerikaner, seien viele Be- 
standteile, die zum Bau von Mili- 
tärausrüstung erforderlich sind, 
nicht mehr zu haben. 


Ein Staatsstreich in der 
UdSSR unwahrscheinlich 


Ein internationaler Sprecher 
meinte aber, trotz aller dieser 
Schwierigkeiten, mit denen es 
das sowjetische Militär zu tun 
habe, sei ein Staatsstreich kaum 


zu erwarten. Mit einer derart ° 


schmalen Basis der Unterstüt- 
zung durch die Bevölkerung 
hätte ein Staatsstreich auch kaum 
Aussicht auf Erfolg. Außerdem 
gebe es innerhalb des Militärs 
Spaltungen zwischen der jünge- 
ren und älteren Generation von 
Offizieren. 


Ein anderer internationaler Spre- 
cher vertrat die Auffassung, daß 
der Einfluß des sowjetischen Mi- 
litärs jetzt tatsächlich größer ist, 
als viele Leute glauben. Gorbat- 
schow brauche das Militär jetzt 
dringender als je zuvor, weil er 
die Autorität der Partei, des ein- 
zigen Instruments, das das Reich 


zusammenhalten konnte, zer- 
stört habe. Er brauche daher die 
bewaffneten Streitkräfte, um das 


-zusammenzuhalten, was übrig 


geblieben ist. Es gebe deutliche 
Hinweise darauf, daß er die Posi- 
tionen, Haltungen und Interes- 
sen des Militärs mit Aufmerksam- 
keit verfolgt. 


Gorbatschow braucht 
das Militär 


Ein Amerikaner stimmte dieser 
Beobachtung zu und wies darauf 
hin, daß das sowjetische Militär 
bei den Verhandlungen über Waf- 
fen eine neue und wichtige Rolle 
spiele. In der Vergangenheit 
habe die sowjetische Führung 
stets entschieden, das: Militär 
nicht unmittelbar in solche Ver- 
handlungen einzubeziehen. Aber 
in letzter Zeit hätten hochrangige 
Offiziere direkt auf höchster 
Ebene an den START-Verhand- 
lungen teilgenommen. 


Mehrere Sprecher äußerten ihre 
Besorgnis darüber, welche Wir- 
kung die Verringerung der Ost- 
West-Spannungen auf die Nord- 
Süd-Konflikte haben könnte. 
Ein Brite stimmte der Auffassung 
zu, daß das Nachlassen der Kon- 
frontation zwischen den Super- 
mächten es schwieriger mache, 
Konflikte der Dritten Welt in den 
Griff zu bekommen. Er sei auch 
darüber beunruhigt, daß eine ge- 
ringere Betonung des Westens 
auf Verteidigung die technologi- 
sche Lücke zwischen uns und füh- 
renden Waffenfabrikanten der‘ 
Dritten Welt verkleinern könnte. 
Ein Amerikaner sagte, dem We- 
sten fehle es an einem begriffli- 
chen Rahmen um mit Nord-Süd- 
Konflikten fertigzuwerden. Die 
einzige realistische Lösung des 
Sicherheitsproblems sei eine Art 
regionaler Vorstoß, an dem sich 
die USA beteiligen müssen, bei 
dem Europa und Japan jedoch 
eine tragende Rolle zu spielen 
hätten. oO 
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Ä Bilderberg-Konferenz 


Die 


Probleme der 
Sowjetunion 


Ein wichtiger Tagesordnungspunkt der Bilderberg-Konferenz 1990 
- war wieder der Diskussion der Probleme der Sowjetunion gewid- 
met. CODE veröffentlicht die Niederschrift der vertraulichen Ar- 
beitsergebnisse dieses Absprachegremiums in Fortsetzung. 


Um die sowjetische Politik von 
heute zu verstehen, müssen wir 
auf das zurückkommen,. was in 
den letzten fünf Jahren, seit Gor- 
batschow ans Ruder kam, gesche- 
hen ist.:Der Schlüssel zur heu- 
tigen sowjetischen Politik ist Gor- 
batschows: Verständnis für die 
Tatsache, daß das Hervorheben 
‚militärischer Macht heutzutage 
nicht mehr ausreicht, die Position 


einer Weltmacht zu halten. Für: 


den Erfolg des Kommunismus 
‘ und der Sowjetunion als Welt- 
macht werden eine wohlhabende 
Bevölkerung und 
scher Fortschritt gebraucht. So 
bestand Gorbatschows Pro- 
gramm, als er zur Macht kam, 
darin, die Wirtschaftsleistung zu 
beschleunigen, ohne das Einpar- 
‚teien-System oder die Planwirt- 
schaft irgendwie anzutasten, ab- 
gehen von der Einführung einer 
scharf überwachten Privatinitia- 
tive in kleinem Maßstab. 


Eine Atmosphäre des 
Friedens wurde gebraucht 


Die damit einhergehende Außen- 
politik war zweispurig. Die erste 
Spur war die Herstellung allge- 
meiner Beziehungen zu den Ver- 
einigten Staaten, die zu keiner 
Konfrontation führen können, 
hauptsächlich über Abrüstung, 
um die Last der Militärausgaben 
zu verringern und um der Bevöl- 
kerung sagen zu können, Gorbat- 
schows Politik bringe einen siche- 
ren Frieden. Dies war ein psycho- 
logisch sehr bedeutsamer Schritt, 
weil dem sowjetischen Volk stets 
gesagt worden war, es werde von 
kapitalistischer und imperialisti- 
scher Aggression bedroht. 
Die zweite Spur war eine enge 
Zusammenarbeit mit den Come- 
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technologi- 


con-Partnern, in deren Aufgabe 
man eine Hilfe zur Modernisie- 
rung der Sowjetwirtschaft sah. 
Dies alles erforderte eine Atmo- 
sphäre des Friedens und einige 
Anpassungen in der Ideologie, 
hauptsächlich in der Dritten 
Welt. Das Hauptelement dieser 
Politik bestand darin, die Aus- 
gaben für Überseekunden zu ver- 


‚ Tingern. Die Breschnew-Doktrin 


wurde aufgegeben. Scheward- 
nadze revidierte die Grundideo- 
logie und deutete den Gedanken 
der friedlichen Koexistenz von 
einem verbesserten weltweiten 
Klassenkampf auf Zusammenar- 
beit zwischen den Völkern zum 
Wohle der Menschheit um. 


Eine Verbesserung 
des Images Moskaus 


Die zweite Phase der Politik Gor- 
batschows setzte etwa 1987 ein, 
als er sich darüber klar wurde, 
daß seine Reformpolitik keinen 


. Erfolg hatte, und daß weder das 


ärbeitende Volk noch die Partei 
und die Verwaltung motiviert 
wurden. Er nahm dann Glasnost 
— Offenheit und Demokratisie- 
rung - in Angriff, um die Fähig- 
keiten des Einzelnen mit Hilfe 
persönlicher politischer Freiheit 
und der Gewährung von Men- 
schenrechten zu fördern. Er ma- 
növrierte die Partei aus, indem er 
forderte, daß die politische 
Macht um die Sowjets, die ge- 
wählten Körperschaften - von 
den Dörfern bis zum Obersten 
Sowjet - zentriert werden sollte. 
Diese Politik führte zum Partei- 
tag von 1988, zu den Verfassungs- 
änderungen, zur Wahl des Abge- 
ordnetenkongresses und des 
Obersten Sowjets mit Gorbat- 
schow als dessen Präsident und 


‚Herren, und später zum heutigen 


Präsidentialsystem. 


Diese Phase der Politik Gorbat- 


schows hatte außenpolitische 
Konsequenzen und andere stili- 
schweigende Folgen. Die Abrü- 
stungspolitik wurde fortgesetzt, 
führte zum INF-Abkommen und 
sah weitere Maßnahmen zur Be- 


grenzung strategischer Waffen, 


der Chemiekriegsführung und 
der konventionellen Waffen im 
Zusammenhang mit dem KSZE 
Abkommen vor. Eine Verbesse- 
rung des Image’der Sowjetunion 
wurde durch solche Dinge ange- 
strebt wie Zahlung der Schulden 
an die Vereinten Nationen; Be- 
reitschaft zur Zusammenarbeit 
bei Maßnahmen zur Sicherung 
des Friedens; Druckausübung 
auf Kuba und auf die angolani- 
schen Kommunisten, um zu einer 
Lösung des Konfliktes in Angola 
zu kommen; Kooperation mit 
dem Westen, um Notstandsgebie- 
ten wie Äthiopien zur Hilfe zu 
kommen; Druckausübung auf 
Ortega, Wahlen in Nicaragua zu- 
zulassen; diplomatische Schritte 
in Asien, um die vietnamesischen 
Streitkräfte dazu zu bewegen, 
sich aus Kambodscha zurückzu- 
ziehen, und Beendigung des Mili- 
täreinsatzes in Afghanistan. 


Die bedeutsamste Auswirkung 
von Glasnost und der politischen 
Reform war der revolutionäre 
Prozeß in Osteuropa. Es ist rich- 


tig, daß Polen und Ungarn be-. 


reits Bemühungen um mehr Un- 
abhängigkeit von Moskau ange- 
strengt hatten. Aber diese Ent- 
wicklung explodierte 1989, als 
selbst die stabilsten kommunisti- 
schen Regime in Osteuropa vom 
Volke beiseitegefegt wurden. 
Diese Ereignisse machten nicht 
nur der kommunistischen Herr- 
schaft ein Ende, sondern auch 
Gorbatschows Pläne zur wirt- 
schaftlichen Zusammenarbeit. 
Diese Länder gehören zwar im- 
mer noch dem Warschauer Pakt 
und dem Comecon an, aber der 
Zusammenbruch der stalinisti- 
schen Politik, politisch und wirt- 
schaftlich abhängige Staaten an 
der Westgrenze der Sowjetunion 
zu haben, ist augenscheinlich. 


Das Militär ist ein 
gefährlicher Faktor 


Die schwerwiegendste dieser 
Entwicklungen vom sowjeti- 
schen Standpunkt aus gesehen 
müssen die Ereignisse in der 


DDR sein - der letzte große Sieg 
des Zweiten Weltkriegs und die 
einzige Erfolgsgeschichte in der 


-kommunistischen Welt. Wie die 


Sicherheitsfragen an der West- 


“ front gelöst werden sollen, ist 


noch offen. Das erste Zwei-plus- 
Vier-Außenministertreffen in 
Bonn ließ sehr deutlich erkennen 
wie schwer es für die Sowjet- 
union zu verstehen ist, daß sie 
letztendlich nicht nur die Mit- 


- gliedschaft Deutschlands in der 


NATO akzeptieren muß, son- 
dern daß dies auf lange Sicht 
auch in ihrem eigenen Interesse 
sei. Die größte Hürde für die so- 
wjetische Führung scheint der 
psychologische Gesichtspunkt zu 
sein, der sich auf den Zweiten 
Weltkrieg bezieht. Die sowjeti- 
sche Führung muß nicht nur eine 
allgemeine Stimmung in der Be- 
völkerung, sondern auch die Hal- 
tung des Militärs i ins Kalkül zie- 
hen. 


Das Militär ist derzeit kein poli- 
tisch gefährlicher Faktor unter 
Gorbatschows Kritikern, aber es 
ist immer noch eine gewaltige 
und einflußreiche Organisation, 
obwohl sein Image seit Gorbat- 
schows Reformen beträchtlich 
gesunken ist. Es herrscht viel 
Frust und Unsicherheit im Mili- 
tär, und die Regierung kann nicht 
helfen. Aus Ungarn in die Hei- 
mat zurückkehrende sowjetische 
Soldaten bleiben bei ihren Fami- 
lien oder in Zelten, ohne Woh- 
nung und ohne Arbeit. Allein die 
380000 Männer in der früheren 
DDR stellen ein noch größeres 
Problem dar. 


Das letzte Kolonialreich 
bricht zusammen 


Eine weitere komplizierte Ange- 
legenheit ist die nationalistische 
Welle in der Sowjetunion selbst. 
In einer historisch irgendwie ver- 
späteten Entwicklung bricht das 
letzte große Kolonialreich der 
Welt auseinander. Dies könnte 
zwar noch Jahre oder gar ein 
Jahrzehnt lang dauern, scheint 
aber unvermeidlich zu 
DieUrsache hierfür ist der Zu- 
sammenbruch des Einparteiensy- 
stems mit seiner unbegrenzten 
Macht, sowie die nationalistische 
Welle in Osteuropa. 


Die außenpolitischen Implikatio- 
nen dieser Entwicklungen sind 
eher ein Problem für den Westen 
als für den Kreml. Der Fall, Li- 
tauen macht dies deutlich. Der 


sein ' 


£ 


na 


Staatspräsident Michail Gorbatschow (Mitte) steht zwischen den Fronten, wobei die Gefahr eines militärischen Eingriffs der Roten 
Armee besteht, um die Kommunistische Partei zu retten. Auf der anderen Seite fordern die Nationalisten von Moskau ihre Rechte. 


Westen benötigt einen Reformer 
in Moskau, um Zeit zu gewinnen, 
die Lage in Mittel- und Südost- 
europa zu stabilisieren und für 
den ordentlichen Ubergang des 
Status von Ost- und Westdeutsch- 
land zu einem international ak- 
zeptablen souveränen Deutsch- 
land zu sorgen. Dies kann nicht 
erreicht werden, wenn in der 
Sowjetunion Bürgerkrieg und 
Tumult herrscht, das heißt, wenn 
ein Mitspieler durch Inlandspro- 
bleme lahmgelegt wird. 


Gorbatschows Reform- 
politik ist gescheitert 


Andererseits stößt der Kampf um 
Freiheit und Unabhängigkeit in 
den Republiken, besonders in 
denen, die sich nach engeren Bin- 
dungen zur westlichen Welt seh- 
nen, auf freundliche und sympa- 
thische Emotionen. Der Hader 
um und die Sehnsucht nach 
Selbstbestimmung können in der 
Politik des Westens nicht einfach 
übersehen werden. 


Gorbatschows Wirtschaftsre- 
formpolitik- hat sich als Fehl- 


nr 
en er DENE 


schlag erwiesen. Vielleicht 
kommt der Erfolg in einem oder 
zwei Jahrzehnten, aber für die 
vorausschaubare Zukunft befin- 
det sich die Sowjetunion in einer 
politisch und wirtschaftlich 
schwachen Position. Gorbat- 
schows Reformpolitik auf wirt- 
schaftlichem Gebiet hat den Weg 
zu einer neuen europäischen 
Ordnung und zu einer friedliche- 
ren Koexistenz unter den Völ- 
kern der Welt freigemacht. Gor- 
batschows Reformpolitik enthält 
im Verlauf der unvermeidlichen 
Umstrukturierung der Sowjet- 
union, oder was von ihr übrig 
bleiben wird, gefährliche Ele- 
mente. 


Gorbatschows Fehlschlag könnte 
zur Abkapselung der Sowjet- 
union führen, wie es in China ge- 
schehen ist, und zu einer neuen 
Konfrontation zwischen der So- 
wjetunion und dem westlichen 
Bündnis, aber auf einem unter- 
schiedlichen und wahrscheinlich 
weniger gefährlichem Niveau, 
wie das vor 1985 der Fall war. Zu- 
mindest könnte er die sowjeti- 
sche Führung dazu zwingen, sich 
voll und ganz auf innersowjeti- 


sche Angelegenheiten zu konzen- 
trieren und zu versuchen, soviel 
wie mögich vom Status quo in- 
takt zu halten, wobei sie jedoch 
nicht in der Lage wäre, bei der 
Neugestaltung Europas eine kon- 
struktive Rolle zu spielen. 


Gorbatschows Manöverspiel- 
raum könnte durch den Partei- 
kongreß im Juni 1990 einge- 
schränkt werden, obwohl seine 
verfassungsmäßig garantierte Po- 
sition stabil und seine politische 
Entschlossenheit unvermindert 
zu sein scheint. Hier wird der 
amerikanisch-sowjetische Gipfel 
einen bedeutsamen Einfluß ha- 
ben. 


Schließlich lautet eine im Westen 
oft gestellte Frage, ob wir Gor- 
batschow helfen sollten — bei der 
Wirtschaft, bei der Abrüstung 
und in der Nationalitätenfrage. 
Auf wirtschaftlichem Gebiet be- 
trifft dies den gesetzlichen Rah- 
men und die Möglichkeiten zur 
Hilfeleistung. Diese Fragen müs- 
sen wirklich in der Sowjetunion 
gelöst werden. Das gilt auch für 
die Abrüstung. Die Sowjets müs- 
sen selbst festlegen, was Sicher- 


heit ist. In der Nationalitäten- 
frage könnten wir ihnen einige 
Ratschläge zu Verfassungsände- 
rungen geben, wie zur Beschrei- 
tung eines Pfades in Richtung auf 
ein Gemeinwesen der Völker. 
Aber hier liegen die Entscheidun- 
gen auch bei der sowjetischen 
Regierung. Wie de Tocqueville 
sagte: »Die gefährlichste Zeit für 
eine schlechte Regierung ist, 
wenn sie.damit beginnt sich zu re- 
formieren.« 


Große wirtschaftliche 
Schwierigkeiten 


Diese Bemerkungen konzentrie- 
ren sich vor allem auf die Pro- 
bleme innerhalb der Sowjet- 
union, besonders auf die wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten. Sie 
befassen sich zunächst mit der 
derzeitigen wirtschaftlichen 
Lage, mit der Frage damit, wie 
sie zustande kam und dann mit 
den Aussichten für weitreichende 
Reformen, von denen Gorbat- 
schow gesprochen hatte. 


Im letzten Quartal 1989 haben 
sich in der sowjetischen  Wirt- 
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schaft eine Reihe von Dingen er- 
eignet. Gorbatschow übernahm 
eine miese Wirtschaftslage, die er 
von Breschnew erbte, und ver- 
schlimmerte sie noch. Für das.er- 
ste Quartal 1990 sagt die offizielle 
sowjetische Statistik aus, daß die 
Produktion rückgängig ist. Sie 
: fiel um einen oder zwei Prozent, 


wobei die Inflation noch nicht be- - 


“ rücksichtigt ist. Zieht.man die In- 
flation in Betracht, dann ist das 
Bruttosozialprodukt um fünf bis 
sechs Punkte gefallen. Spezifi- 

. sche Industrien stecken in tiefen 

Schwierigkeiten. 


Ol, Kohle, Stahl und viele andere 
Industrien sind stark rückläufig. 
Die Inflation, die schwer zu mes- 
sen ist, beläuft sich auf 15 bis 20 
Prozent. Noch mehr Unheil ver- 
kündend ist, daß sie steigende 
Tendenz aufweist. Als Folge da- 
von sind die Waren aus den Läden 
verschwunden, es wird rationiert 
und es fehlt an allem. 


Die Sowjets hatten Schwierigkei- 
ten mit der Bezahlung ihrer 
Rechnungen an die Völkerge- 
.. meinschaft. Es handelt sich nicht: 
unbedingt darum, daß das ganze 
Geld verschwindet, spiegelt aber 
die Tatsache wider, daß, auf 
Grund der Dezentralisierung, 
.. einzelne Geschäfte in der Sowjet- 
union jetzt einige ihrer Verpflich- 
tungen selbst übernommen ha- 
ben, was einige Verwirrungen 
hervorrief. 


Dies geschah auch in China: Als 
man dort dezentralisierte, gingen 
einige Unternehmen dazu über, 
Verpflichtungen zu übernehmen, 
die- vom Staat als Ganzes nicht 
honoriert werden konnten. 


Was noch schlimmer ist, auf dem 
Lande stellen die Bauern ihre 
. Getreidelieferungen an den Staat 
ein, obwohl die Ernte sich ver- 
besserte und die Bauern offiziell 
mit harter Währung bezahlt wer- 
den sollen. 


Als Folge aller dieser Probleme 
herrscht in der Sowjetunion eine 
Form der wirtschaftlichen Ab- 
spaltung, die sogar noch schwer- 
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wiegender als die politische Ab- 
spaltung ist, weil die wirtschaft- 


liche Abspaltung sich über das 


ganze Land verbreitet. Ein Ge- 
biet weigert sich, Waren in ein an- 
deres Gebiet zu. senden. Die 
Folge ist eine Dominowirkung - 
kein sehr glückliches Szenario. 


Gorbatschow wußte 
nicht wohin 


Wie ist das geschehen? Wie hat 
Gorbatschow sich in diese Lage 
gebracht? Er hatte eigentlich 
einen guten Start. Die Produk- 
tion ging nach oben. Es trat eine 
Rückkehr zur Disziplin ein. Ein 
junger Mann hatte das Ruder in 
die Hand genommen. Aber Gor- 
batschow hatte keine Landkarte. 
Er wußte nicht, wohin er gehen 
sollte, welchen Weg er einschla- 
gen sollte. Und es wurden ihm 
einige schlechte wirtschaftliche 
Ratschläge erteilt. Er änderte 
ständig seinen Kurs. Schließlich 
rief dies schwerwiegende Pro- 
bleme hervor. 1986 entschloß er 
sich zum Beispiel zu einer Razzia 
auf alle Formen des Privathan- 
dels. 


Aber im darauffolgenden Jahr 
schlug er den umgekehrten Weg 
ein und verkündete, daß private 
Handelskooperative legal seien. 
1989 machte die Regierung er- 
neut Razzia auf einige der Ko- 
operativen und machte sie dicht. 
In diesem Jahr spricht Gorbat- 
schow erneut von weitreichenden 
Wirtschaftsreformen, Rückkehr 
zum Markt, Legitimierung des 
Privathandels auf allen Gebie- 
ten. Er ging von einem Extrem 
zum anderen. Dies ist alles sehr 
verwirrend und gefährlich. 

Gleichermaßen bedeutungsvoll 
ist die Tatsache, daß Gorbat- 
schow bei seiner Reform den 


Schwerpunkt auf den falschen . 


Wirtschaftssektor gelegt hat. Als 
er 1985 begann, konzentrierte er 
sich auf die Werkzeugmaschinen- 
industrie. Dies ist ein traditionel- 
les russisches Muster, das mit 
Lenin begann. Die Russen betrei- 
ben einen Fetisch mit Werkzeug- 
maschinen. Als Folge davon er- 
höhte Gorbatschow die Haus- 
haltsausgaben für Werkzeugma- 
schinen. Aber alser dies mit einer 
Razzia auf den Verkauf von 
Wodka verband, rief dies eine 
Haushaltskrise hervor. Es stellte 
sich heraus, daß das Steuerauf- 
kommen bei Wodka 10 bis 20 Pro- 
zent des Haushalts der Sowjet- 
union einbringt. 


So kam eine Erhöhung der Aus- 
gaben und eine Verringerung der 
Staatseinkünfte zustande. Dies 
verband sich mit der Tatsache, 
daß Gorbatschow auch die Aus- 
fuhr von Werkzeugmaschinen 
noch erhöhte. Aber da kam ihm 
die Senkung der Ölpreise in die 
Quere. Ol, der größte Exportar- 
tikel der Sowjetunion, brachte 
ein Drittel weniger Staatsein- 
künfte ein als vor dem Amtsan- 
tritt Gorbatschows - also ein star- 
ker Verlust bei den Staatseinkünf- 
ten. 


Der Rubel verlor 
ständig an Wert 


Um mit seinen übrigen Handels- 
problemen fertigzuwerden, 
mußte Gorbatschow auch einige 
Einfuhren beschneiden. Er ent- 
schloß sich irrtümlicherweise 
dazu, die Einfuhr von Ge- 
brauchsgütern zu senken. Dies 
warf zwei Probleme auf. 


Einmal bedeutete dies, daß plötz- 
lich Waren knapp waren, die vor- 
her verfügbar waren. Zweitens 
hatte dies zur Folge, daß auf Wa- 
ren, die nicht vorhanden waren, 
auch keine Umsatzsteuer erho- 
ben werden konnte, so daß das 
Haushaltsdefizit noch größer 
wurde. Das Haushaltsdefizit 
stieg von 18 Milliarden Rubel im 
Jahre 1985 auf 48 Milliarden. 


Im Jahr 1989 lag es bei über 100 
Milliarden Rubel - 10 bis 12 Pro- 
zent des sowjetischen Bruttoso- 
zialprodukts. 1990 ist das Defizit 
bisher sogar noch größer. Es gab 
Schätzungen darüber, daß, um 
dieses Defizit auszugleichen, die 
Sowjets sage und schreibe 500 
Milliarden Rubel freigegeben ha- 
ben. Die Leute begannen zu hor- 
ten, was das Verschwinden der 
Waren aus den Läden erklärt. Als 
Folge davon hat der Rubel an 
Wert verloren. Die Leute wollen 
aneinander nichts mehr verkau- 
fen. 


Der Privathandel ist 
in Mißkredit gekommen - 


Dies wiederum führt zu Streiks. 
Die Bergleute streikten, weil sie 
Seife haben wollten. Dieses Jahr 
reden die Olarbeiter über Strei- 
ken. Jedes Jahr werden die. So- 
wjets:von Streiks "heimgesucht. 
Im Schnitt sind ständig 100000 
Arbeiter gleichzeitig im Streik. 
Dies geschieht sowohl aus völki- 


“ schen wie aus wirtschaftlichen 


Gründen. 


Im Verlauf seiner Reformen hat 


Gorbatschow gerade die Lösun- 
gen in Mißkredit gebracht, auf 
die ersich verlassen muß. Die pri- 
vaten und kooperativen Unter- 


nehmensformen, die er zu ermu- . 


tigen begann, werden jetzt als 
Quelle der hohen ‚Preise, der 


Knappheiten und des Verbre- ' 


chens betrachtet, das in der So- 
wjetunion steil im Anstieg begrif- 
fen ist. Als Folge des Herausneh- 
mens von Gütern aus Gebieten, 
wo sie reichlich vorhanden wa- 
ren, und der Verlagerung dort- 
hin, wo sie knapp waren, wurden 
die Waren in beiden Gebieten 
knapp. Der Privathandel ist in 
Mißkredit geraten. 


Die Gemeinschaftsunternehmen 
befinden sich in Schwierigkeiten. 
Es gibt jetzt rund 1500 Joint Ven- 
tures. Es gibt keine Konvertier- 


barkeit. Einige haben ihre Pfor- 


ten geschlossen, andere haben 


nicht einmal das eigentliche Be- : 


triebsstadium erreicht. Und was 
noch unheilvoller ist, innerhalb 
der Sowjetunion gibt es Be- 
schwerden über die Gemein- 
schaftsunternehmen. Es heißt, 
sie beuten sowjetische Arbeiter 
und, was noch wichtiger ist, so- 
wjetische Rohmaterialien aus, 
und sie seien eine Quelle der Um- 
weltverschmutzung. In diesem 


Jahr wurde die Zahl der Eintra- . 


gungen von Gemeinschaftsunter- 


nehmen niedrig gehalten. Dem _ 


Obersten Sowjet liegen jetzt Vor- 
schläge zur Annullierung der Ge- 


setzgebung vor, die Gemein-- 


schaftsunternehmen 
macht. 


möglich 


In der Landwirtschaft hat Gor- 
batschow versucht, die Grün- 
dung von Privatbauernhöfen zu 
fördern. Aber die Bauern haben 
dagegen reagiert. Es gibt Wider- 
stand gegen dieses Verfahren. 


Gorbatschow hat es mit der Ver- 
einigten Arbeiterfront zu tun, die 
erklärt hat, es dürfe keinen Pri- 
vathandel geben, die Preise müß- 
ten eingefroren werden, und man 
müsse zur Planwirtschaft zurück- 
kehren. \ 


Die Aussichten für weitreichende 
Reformen sind sehr trübe. Die 
möglichen Institutionen zur 
Durchführung der Reformen 
sind in Mißkredit geraten, und es 
herrscht nun ein organisierter Wi- 
derstand gegen Reformen vor. 
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Kein aan 


..Die Menschen haben kein Ver- 
'trauen zu Gorbatschow. Sie hal- 


ten ihn für einen schlechten Wirt- 
schaftler, für jemanden, der nicht 


. weiß, welche Richtung er. ein- 


schlagen soll. Das sowjetische 
Volk glaubt, Gorbatschow pro- 
biere eine Lösung nach der ande- 
ren aus und keine davon funktio- 


niere. 


. Gorbatschow: 


der unersetzliche Mann? 


Ein Amerikaner leitete die Dis- 
kussion mit der Bemerkung ein, 
daß es für Gorbatschow von ent- 


:scheidender Bedeutung sei, daß 
- .er im Laufe des Jahres im Um- 


gang mit den beiden größten Her- 
ausforderungen seiner Zeit, näm- 
lich die Wirtschaftsfrage und die 
Nationalitätenfrage, echte Fort- 
schritte erzielt. Es sei wahr- 
scheinlich, daß ein Versagen in 
dieser Hinsicht ihn einen Groß- 


-- teil seiner Macht oder gar seinen 


Posten kosten kann. Falls das 
letztere eintritt, wollte der Red- 
ner gerne wissen, gibt es vom 
westlichen Standpunkt aus gese- 
hen eine reale Alternative zu 


“ Gorbatschow? 


In dieser Art fortfahrend, fragte 
ein deutscher Gesprächsteilneh- 
mer rhetorisch, ob der von Gor- 
batschow eingeleitete Prozeß der 
Veränderung, in wirtschaftlicher 
wie auch in außenpolitischer Hin- 
sicht, umkehrbar sei. Gorbat- 
schow habe die Sowjetpolitik 
grundsätzlich in dreifacher Hin- 
sicht geändert. Erstens, habe er 


‚den Gedanken des internationa- 


len Klassenkampfes aufgegeben 
und die Rolle der Ideologie zu- 
rückgestuft. Zweitens, scheine er 
bereit zu sein, das Rüstungsüber- 


gewicht seines Landes aufzuge- . 


ben. Drittens, habe er den Län- 
dern Osteuropas freien Lauf 


2 gelassen und den Prozeß der 


"d 


Wiedervereinigung Deutsch- 


lands ermöglicht. 


Wird dies alles rückgängig ge- 
macht, wenn Gorbatschow die 


Macht verliert? Würde ein Nach- 


folger diese Politik weiter verfol- 
gen oder sie umkehren? Und 


‚wäre es im Interesse des Westens, 


des Westens. Ohne ihn sei es 
wenig wahrscheinlich, daß der 
Reformprozeß überhaupt weiter- 
geht. Aber die Dinge seien für 
Gorbatschow nicht gut gelaufen. 
Sein Volk werde immer unzufrie- 
dener mit ihm und verliere die 
Achtung vor ihm. Es frage sich, 
wohin er marschiert. Die Basis 
der Unterstützung sei sehr 
schmal geworden. 


Ob es im Interesse des Westens 
sei, Gorbatschow zu helfen, war 
Gegenstand gewisser Meinungs- 
unterschiede. Indem er sagte, 
Gorbatschows »Zeit sei vorbei«, 
meinte ein schwedischer Ge- 
sprächsteilnehmer, der Erfolg sei 
keine Option mehr für diesen. Es 
sei auch nicht wünschenswert, 
daß er Erfolg hat. Die Wirtschaft, 
setzte der Redner hinzu, befinde 
sich in einem »hoffnungslosen 
Schlamassel« und das Nationali- 
tätenproblem sei unlösbar. Gor- 
batschow mache die Dinge nur 
noch schlimmer dadurch, daß er 
größere formale Macht. be- 
kommt, während gleichzeitig 
seine Popularität im Sinken be- 
griffen sei. Die beste Option vom 
westlichen Standpunkt aus gese- 
hen sei, eine Revolution ä la 
Tschechoslowakei, in der die sow- 
jetische Gesellschaft . »weich 
fällt«. 


Wie sollte der 
Westen reagieren? 


Die schlimmste Option sei ein 
Gorbatschow, der »zu stark ist, 
um gestürzt zu werden, aber zu 
schwach zum Regieren ist«. 


Ein Brite stimmte dieser These 
zu und sagte, es gebe nichts, was 
der Westen an diesem »unvor- 
stellbaren Schlamassel«, in. der 
sich die Sowjetunion befinde, än- 
dern könne. Gorbatschow habe 
völlig versagt, und es dürfe daher 
nicht das Ziel westlicher Politik 
sein, ihn unbedingt an der Macht 
zu halten. Der Westen müsse bei 
seiner Hilfsleistung zwischen der 
Sowjetunion und Osteuropa un- 
terscheiden. Wir hätten genug da- 
mit zu tun, letzterem zu helfen, 
funktionierende, tüchtige Markt- 
wirtschaften aufzubauen. 


Gorbatschow zu helfen und so- - - 


mit dazu beizutragen, die Verän- 
derungen beizubehalten? 


Als Reaktion auf diese besorgten 


Fragen vertrat ein amerikani- 
scher Redner die Ansicht, Gor- 
batschow sei die beste Hoffnung 


Andere Sprecher vertraten die 
Auffassung, Hilfe für Gorbat- 
schow sollte aus dem Westen 
kommen. Einige wiesen darauf 
hin, daß die Sowjetunion eine 
Atommacht habe, und ihre Un- 


stabilität, mit oder ohne Gorbat- 
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Dieses Buch zeigt, daß Frankreich ein 


wahrer Brückenkopf ist für die 
Einwanderungs-Invasion nach ganz 
Europa. Und diese Völkerwanderung findet 
in westlichen politischen Kreisen tat- 
kräftige Unterstützung, um Einwanderer 
und Asylanten anzulocken und sesshaft 

zu machen. 


Autor: Dr. jur. B.C. Bäschlin 

99 Seiten. SELVAPIANA-Verlag CH-6652 TEGNA 
Preis 19,- DM/17,- Sfr. Direkt beim 

Verlag (Porto und Verpackung inbegr.) 

oder im Buchhandel. 


BilderbergKonferenz 
Die 

Probleme der 
Sowjetunion 


schow, sei für den Westen eine 
ernsthafte Bedrohung. Ohne 
Gorbatschow, argumentierte ein 
Italiener, sei die Bedrohung 
umso gefährlicher. Der Westen 
müsse daher hauptsächlich auf 
zweifache Weise helfen: politisch 
durch eine für den Westen geeig- 
nete und für die Sowjets akzep- 
table Sicherheitsumgebung, und 
wirtschaftlich durch eine Ankur- 
belung des Handels beispiels- 
weise durch ordentliche Berufs- 
ausbildung. 


Möglich sind 
Aufstände und Revolution 


Der Schwerpunkt der sowjeti- 
schen Wirtschaft in der Gesamt- 
situation der UdSSR wurde von 
allen Gesprächsteilnehmern an- 
erkannt. Ein britischer Redner 
sagte, der Schlüssel zur Sicher- 
heit und Stabilität sei, daß der 
Westen Mittel und Wege findet, 
um der Sowjetunion bei der Lö- 
sung ihrer wirtschaftlichen Pro- 
_bleme zu helfen. Ein Landsmann 
stimmte dem zu und sagte, der 
einzige Grund für den Westen, 
Gorbatschow zu unterstützen sei 
der, daß dieser die Notwendig- 
keit zu einer Liberalisierung der 
Wirtschaft erkannt habe. 


Ein Amerikaner äußerte die Be- 
fürchtung, daß die Wirtschafts- 
probleme der Sowjets zu Aufstän- 
den und zu »revolutionärer Tätig- 
keit« führen könne. Das Kern- 
problem, setzte er hinzu, sei 
nicht so sehr eine allgemeine 
Knappheit an Waren, sondern de- 
ren »extrem schlechte Vertei- 
lung«. Die Höchstpreise für Ver- 
brauchsgüter seien zu niedrig 
und Korruption und Bestechung 
hätten derartige Formen ange- 
nommen, daß diese Waren in re- 
gierungseigenen Läden nicht 
mehr zu haben, aber auf dem 
Schwarzmarkt zu viel höheren 


Preisen zu bekommen seien. Die - 


Knappheiten seien auf Horten 
zurückzuführen. 


Was der Westen nach Ansicht 
eines anderen Amerikaners tun 
sollte sei, Gorbatschow zu hel- 
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fen, das ganze System vollständig 


umzukrempeln - durch Einfüh- 
rung einer Preisreform, Auftei- 
lung der Ministerien, Abschaf- 
fung der Kolchosen und sogar da- 
durch, so etwas wie die Nah- 
rungsmittel-Hilfsprogramme der 
dreißiger und vierziger Jahre in 
die Tat umzusetzen. 


Andere riefen zum Abschluß 
eines Handelsvertrages zwischen 
den USA und der Sowjetunion 
und zur Bereitstellung einer 
Reihe von Krediten durch die 
Bundesrepublik Deutschland 
auf. Ein Amerikaner wies darauf 
hin, daß andere Länder - vor al- 
lem Jugoslawien und Polen - 
durch schockartige Stabilisie- 
rungsmaßnahmen Verbesserun- 
gen im Handel und bei der Infla- 
tion und eine Verringerung der 
Warenknappheiten erzielt hät- 
ten. Das Ausmaß der Gelddesta- 
bilisierung sei in der Sowjetunion 
nicht so groß wie das in anderen 
Ländern der Fall gewesen sei. 
Ein anderer Sprecher fügte 
hinzu, der Westen sollte aus der 
Gunst der Stunde Nutzen ziehen, 
um die Last der Militärausgaben 
zu verringern und damit Hilfsmit- 
tel in unseren eigenen Volkswirt- 
schaften freizusetzen. 


In der Nationalitätenfrage 
keine Realpolitik 


In bezug auf die Nationalitäten- 
frage wurden einige Besorgnisse 
laut. Ein Amerikaner wies darauf 
hin, daß er »einen Grad der suk- 
zessiven Anpassung entdeckt« 
habe und fragte, ob bei den balti- 
schen Republiken ein Schluß- 
punkt gesetzt werden könne. Ein 
Deutscher fragte, ob Gorbat- 
schow » es sich leisten könne, 
gleichzeitig mit Deutschland 
sanft und mit Litauen rauh umzu- 
gehen.« Oder ob er mit Deutsch- 
land rauh umgehen müsse, falls 
er sich dazu entschließt, »das Li- 
tauen-Problem auf die lange 
Bank zu schieben«. 


Ein Sprecher aus Finnland 
meinte, es gebe in der Frage des 
Baltikums noch keine Realpoli- 
tik, Moskau sei verwirrt. Ein er- 
schwerender Umstand sei die 


. Vorstellung von einem Rückzug 


aus der. Sicherheitszone. Es sei 
für die russische Militärführung 
schwer zu akzeptieren, daß die 
UdSSR sich wieder auf die Gren- 
zen von 1939 zurückziehen muß. 
Wahrscheinlich bliebe dies Pro- 
blem noch einige Zeit ungelöst. 


Ein Deutscher stimmte dem zu, 
daß, bis die Grenzfrage geregelt 
ist, die Sowjets in der Frage:grö- 
Berer politischer Unabhängigkeit 
der baltischen Staaten keinen 
Schritt nach vorne tun werden. 
Und die vielen in den baltischen 
Staaten lebenden Volksrussen 
machen das Problem nur noch 
schlimmer, sagte er. 


Schwierige Zeit 
für das Militär 
Mehrere Sprecher sprachen die 


Rolle des Militärs bei den Ent- 
wicklungen in der Sowjetunion 


- an. Besteht die Gefahr eines mili- 


tärischen Eingriffs?, fragte ein 
Grieche. 


Ein Schwede meinte, dies wäre 
die letztendliche Folge dessen, 
was gegenwärtig in der Sowjet- 
union vor sich gehe. Es gebe »zu 
viele passive Männer unter Waf- 
fen, während die Kommunisti- 
sche Partei auseinanderfällt«. 


Ein Amerikaner fügte hinzu, die - 


letzten zwei oder drei Jahre seien 
für das sowjetische Militär die 
schwierigste Zeit seit. den An- 
fangstagen des Zweiten Welt- 
kriegs gewesen. Es sei wegen sei- 
ner Rolle in Afghanistan, Aser- 
beidschan und im Baltikum ge- 
schmäht worden; es sei aus allen 
politischen Debatten wie zum 
Beispiel bei den Rüstungsbegren- 
zungsverhandlungen herausge- 
halten worden, und jetzt würde 
Offizieren und Mannschaften, 
die aus Osteuropa abgezogen 
werden, von Gorbatschow befoh- 
len, aus Moskau herauszublei- 
ben. 


Stillschweigende 
Auswirkungen des 
sowjetischen Niedergangs 


Ein Brite sah in der sowjetischen 
Situation deutliche Aspekte des 
Untergangs eines Imperiums. Er 
fragte sich, ob der Verfall des So- 
wjetreiches für das kommende 
Gleichgewicht der Macht in Eu- 
ropa und anderswo eine Rolle 
spiele. Ein Franzose verlieh sei- 
ner Besorgnis über die Möglich- 
keit eines Bürgerkriegs Aus- 
druck. Was wären, vom Stand- 
punkt der Sicherheit aus gese- 
hen, die Auswirkungen eines 
Bürgerkriegs? Wären die Sowjets 
dann noch in der Lage, eine zu- 
sammenhängende Außenpolitik 


‚zu treiben? Und befindet sich die 


Sowjetunion in einem evolutio- 
nären oder vorrevolutionären 
Zustand, wollte ein Deutscher 
wissen. 


Einige Sprecher waren über das 


Erwachen nationalistischer und. 


antisemitischer Tendenzen in der 
Sowjetunion besorgt. Wäre dies 
ein Problem für Europa? Ein 
Deutscher sagte, es gebe zwei Ar- 
ten von konservativen Gruppie- 
rungen. Eine bestehe aus russi- 
schen Nationalisten, die sich um 
Pamyat herum konzentrieren. 
Diese Leute seien Antisemiten 
und stellten für die Sowjetunion 
eine Gefahr dar. Die andere 
Gruppe setze sich aus alten Par- 
teigenossen zusammen, die ver- 
suchen, das alte System wieder- 
herzustellen und ihre Privilegien 
wiederzuerlangen. Bislang sei 
Gorbatschow noch in der Lage, 
diese Kräfte im Gleichgewicht zu 
halten. 


Schließlich, zum Thema eines 
möglichen Sturzes von Gorbat- 
schow, vertrat ein Amerikaner 
die Auffassung, daß sich die 
Rechtmäßigkeit einer solchen 
Eventualität mit der Annahme 
des Präsidentialsystems und dem 
Machtverlust der Kommunisti- 
schen Partei und des Politbüros 


= 


geändert habe. Das frühere Mu- h 


ster der Palastrevolutionen inner- 
halb der KPDSU sei nicht durch- 
führbar. Aber ein anderer Ameri- 
kaner bemerkte, daß Gorbat- 
schow, da er nicht als Präsident 
kandidiert habe, kein Mandat 
des Volkes habe. Es bestehe die 
Gefahr, daß der Kongreß der 
Volksdeputierten ihn auffordern 
könnte, aus »gesundheitliehen 
Gründen« beiseitezutreten. I 


A 


| Sowjetunion 


Moskau oeht 
auf Distanz 
zum Westen 


Alfred König 


In der Sowjetunion verstärkt sich die Absatzbewegung vom Westen 
und seinen Lebensvorstellungen. In nahezu allen Feldern der Politik 
und der Wirtschaft ist dies immer deutlicher festzustellen. Ungeklärt 
ist nur die Frage, wohin diese Entwicklung führt: Entweder zu einem 
Wiederaufleben der stalinistischen Unterdrückungspolitik, so wie es 
derzeit fast aussieht, oder zu einem Sozialismus, der aufstreng natio- 


naler Grundlage aufgebaut ist. 


Für beide Alternativen gibt es 
derzeit Anhaltspunkte. Sicher ist 
dagegen zumindest im Moment 
nur eines, die Annäherung an die 
westlichen Lebensideale ist erst 
einmal vorbei. Einer der 
Gründe, wenn nicht sogar der 
Hauptpunkt, ist der Golfkrieg, 
der der denkenden Welt klar und 
deutlich aufgezeigt hat, um was 
.es den Amerikanern in Wirklich- 
keit ging, nämlich nicht um die 
Befreiung eines »armen überfal- 
lenen« Landes, sondern um das 
»unter Kontrolle behalten« eines 
eigene Wege gehenden Volkes 


und die Sicherung ihres Einflus- 


ses. Entlarvt wurde dies durch 
die in einem unvorsichtigen Mo- 
ment abgegebene Erklärung von 
US-Präsident George Bush, der 
von der Schaffung einer »Neuen 
"Weltordnung« sprach, zu der die 
. Amerikaner »berufen« seien. 


Die Zügel werden 
wieder angezogen 


Und spätestens dann, als die so- 
. wjetische Führung sah, welcher 


. Druck auf Deutschland ausgeübt 


wurde, das sich insgesamt gese- 
hen doch sehr in der Golfkrise zu- 
rückhielt und aus dem viele der 
kritischten Kommentare ka- 
men, mußte dieser klar werden, 
daß ein enges Bündnis mit den 
USA gleichzeitig auch stets zu- 
mindest eine Teilaufgabe der ei- 
genen Souveränität bedeutet. 
Also wurden die Zügel wieder 
angezogen. Leider deutet aber 
die Mehrzahl der bekannten Fak- 
ten darauf hin, daß dies in Rich- 


tung Stalinismus und nicht einen 
eigenen nationalen Weg geschah. 


Dafür sprechen die kürzlich von 
der in Moskau erscheinenden 
Oppositionszeitung »Nesawisi- 
maja Gaseta« (»Unabhängige 
Zeitung«) veröffentlichten Ge- 
heimdokumente aus dem ZK-Se- 
kretariat und dem Politbüro der 
KPdSU. Aus ihnen geht nämlich 
hervor, daß eine Niederschla- 
gung der litauischen Unabhän- 
gigkeitsbewegung von langer 
Hand. in Moskau vorbereitet 
wurde. 


So druckte diese Zeitung einen 
Bericht von Politbüromitglied 
Oleg Schenin ab, den dieser nach 
seinem dreitätigen Besuch im ver- 
gangenen August in Litauen ver- 
faßt hatte. Bereits damals sprach 
sich Schenin für eine Enge Not- 


wendigkeit zwischen der Kom- 


munistischen Partei und dem 
KGB aus. Auch solle das Polit- 
büro der KP eine Erklärung ab- 
geben, worin die »gesunden 
Kräfte« in Litauen unterstützt 
werden sollen. Dieser Begriff 
»Gesunde Kräfte« wurde von 
den Sowjets aber bereits 1948 bei 


einem Konflikt mit Tito, 1956 bei: 


der Niederschlagung des Un- 
garn-Aufstandes und 1968 beim 


‘Einmarsch in Prag benutzt, ist da- 


mit also alte stalinistische Sprach- 
weise. 


Ferner spricht der Bericht von ei- 
ner strafrechtlichen Verfolgung, 
der die litauische Führung durch 
der KP angehörende Staatsan- 
wälte und Richter unterzogen 


werden soll und von der Schü- 
rung eines Bauernaufstandes in 
Litauen. All dieses soll dann am 
29. August vom ZK-Sekretariat 
der KPdSU gutgeheißen worden 
sein. Das entsprechende, in Ko- 
pie abgedruckte Dokument trägt 
den Vermerk »Geheim«. Beson- 
ders auffällig sei, schreibt die Zei- 
tung weiter, daß in dem publizier- 
ten Dokument nicht ein einziges 
Mal der Name Gorbatschow er- 
wähnt wurde. 


Bonn soll den 
Sowjets 
noch mehr zahlen 


Dafür hat aber Gorbatschow 
kürzlich auf einer Allunionskon- 
ferenz von Staatsanwälten allen 
Kräften den Kampf angesagt, die 
das gegenwärtige System zu än- 
dern trachteten. Zwar sei eine 
Rückkehr zum Regime der Ver- 
gangenheit ausgeschlossen, doch 
werde die Einführung der Markt- 
wirtschaft »eine relativ lange 
Zeit« beanspruchen. 


Zur gleichen Zeit hat der Militär- 
berater Gorbatschows, Mar- 
schall Achromejew, dem russi- 
schen Parlamentspräsidenten Jel- 
zin und anderen Reformpoliti- 
kern vorgeworfen, sie strebten in 
enger Zusammenarbeit mit den 
»separatistischen und antisoziali- 
stischen Bewegungen im Balti- 
kum« den politischen »Umsturz 
und die Auflösung der Sowjet- 
union in drei, vier oder fünf Dut- 
zend unabhängige Staaten« an. 


Diese geht einher mit einer im- 
mer größer werdenden Distan- 
zierung der sowjetischen Füh- 
rung von Verträgen beziehungs- 
weise Vertragsverhandlungen. So 
forderte etwa der Befehlshaber 
der in Deutschland stationierten 
sowjetischen Streitkräfte vor kur- 
zem eine deutliche Erhöhung der 
bislang zugesagten 15 Milliarden 
Mark für die Rückführung der 
Roten Armee in die UdSSR. Er 
erklärte dies mit höheren Kosten 
für die Rückreise der Soldaten, 
da die Polen und Tschechen Ge- 
bühren für die Durchfahrt durch 
ihre Länder verlangten. 


Auch erwarte die UdSSR höhere 
Leistungen für die Überlassung 
der Gebäude auf den bisher der 
Roten Armee gehörenden Lie- 
genschaften sowie Gelder für ver- 
stärkte Umweltschutzmaßnah- 
men der Roten Armee in Mittel- 
deutschland. Wenn man be- 


we 


derikt, daß der Abzug der sowjeti- 
schen Soldateska nie und nimmer 
15 Milliarden Mark kostet, dieser 
Betrag vielmehr eine mehr oder 
weniger verdeckte Subvention 
der UdSSR darstellt, kann man 
über so viel Unverfrorenheit nur 
erstaunt sein. 


Zwei Milliarden 
Dollar 
Zahlungsrückstand 


Gleichzeitig wird der Druck der 
Sowjets immer stärker, die im 
deutschen Einigungsvertrag fest- 
geschriebenen Ergebnisse der 
Bodenreform der Jahre 1945 bis 
1949 im mittleren Teil Deutsch- 
lands nicht wieder rückgängig zu 
machen. Derartige Versuche 
seien »einfach abwegig«. Viel- 
mehr müsse dieser Vertrag »voll- 
kommen eingehalten werden«, 
sagte der Leiter der Außenstelle 
der sowjetischen Botschaft in 
Berlin, Schikin. 


Auch werden die Zahlungs- 
schwierigkeiten der Sowjetunion 
immer größer, mit weiter wach- 
sender Tendenz. Inzwischen wird 
der sowjetische Zahlungsrück- 
stand gegenüber westeuropäi- 
schen Lieferanten auf deutlich 
mehr als zwei Milliarden Dollar 
geschätzt. Der Bundesverband 
des Deutschen Exportfachhan- 
dels spricht sogar von einer »är- 
gerlichen Hinhaltetaktik« der so- 
wjetischen Stellen einschließlich 
der staatlichen Außenhandels- 


- bank. 


Nun wird seitens der UdSSR we- 
gen der Devisenknappheit sogar 
versucht, ihre Importe mit Trans- 
ferrubeln und anderen Ersatz- 
währungen zu bezahlen, die aber 
zumeist nicht gedeckt seien. So 
spreche selbst die sowjetische 
Staatsbank davon, daß Rubel- 
schecks oder Garantiebriefe _ 
nicht zulässig seien. Die Exporte 
dagegen können aber auch wei- 
ter nur in harter Währung begli- 
chen werden. Hinzu komme, daß 
die Sowjetunion selbst bei Expor- 
ten Lieferungen schuldig bleibe. 


Erschwert werden die Geschäfte 
mit der UdSSR auch noch da- 
durch, daß selbst ein Sonderpro- 
gramm für Hermes-Bürgschaften 
nicht zustande kam, da die Mos- 
kauer Außenwirtschaftsbank die 
hierfür notwendigen Garantieer- 
klärungen nicht abgab. Diese 
sind aber Voraussetzung für die 
Hermes-Deckung. EI 


41991 [CODE 27 


Luropa- 
Journal 


Die Lage der 
‚sowjetischen 
: Eisenbahn 


“- Zwei Reporter der sowjetischen 
Tageszeitung »Prawda« machten 
sich auf - eine Untersuchungs- 
"Rundreise zur Besichtigung der 
Haupt-Eisenbahnlinien der So- 
'wjetunion und kamen zu dem 
‘ Schluß, daß »der Anstieg des 
Transportvolumens für Ver 
brauchsgüter es einfach unver- 
meidlich macht, daß das gesamte 
Eisenbalintransportsystem bald- 
möglichst auf eine ‚moderne 
Grundlage gestellt wird. Im Hin- 
blick auf die internationalen Nah- 
rungsmittelhilfen sollten Transit- 
bahnhöfe an der Grenze massive 
Neuinvestitionen erhalten«, 
schrieben die Journalisten nach 
einer Besichtigung von Brest-Li- 
towsk, der zentralen Dreh- 
scheibe für den Transitverkehr 
zwischen Ost und West. 


Dort trafen sie chaotische Zu- 
stände an, mit einer großen An- 
zahl von Güterwagen, die wegen 


ihres erbärmlichen Zustandes un- _ 


genutzt unherstanden. Der Di- 
rektor des Bahnhofs Brest-Nord 
sagte zu den Reportern, seine ei- 
genen Arbeiter seien gezwungen, 
viele Güterwagen schon zu repa- 
rieren, bevor sie überhaupt zum 
ersten Mal in den Verkehr kom- 
men, da sie in einem verfallenen 
Zustand dort eintreffen. 


Schätzungsweise 4000 Güterwag- 
gons, von denen viele Lebensmit- 
tel aus Rumänien, Polen, Ungarn 
und der Tschechoslowakei trans- 
portieren, seien jetzt an der 
Grenze wegen der dort herr- 
schenden Unordnung und Miß- 
‘ wirtschaft blockiert. DO 


Rumänien will 
sich von 
Kommunisten 
trennen 


Die rumänischen Oppositions- 
. parteien schlossen ein neues 
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Bündnis und verkündeten ein ge- 
meinsamies : Wahlprogramm, "in 


dem der Rücktritt der kömmuni- 


stischen Regierung des Minister- 


- präsidenten Petre Roman und de- 


ren Ablösung durch eine Koali- 
tion »Regierung der nationalen 
Einheit« gefordert wird. Die 
neue Regierung würde einen par- 


'teilosen Ministerpräsidenten ha- 


ben. 


Gleichzeitig.bildete sich in Buka- 
rest ein Bündnis der außerparla- 
mentarischen :Oppositionskräfte 
und wählte Marian Munteanu, 
den Führer der Studenten-Oppo- 
sition gegen das Roman-Regime 
und gegen den Staatspräsidenten 
Illiescu, zum Vorsitzenden. Die 
Studenten hatten zusammen mit 
Lkw-Fahrern und Teilen der In- 
dustriearbeiterschaft eine Woche 
lang gestreikt. In rumänischen 
Städten fanden große Demon- 
strationen gegen die Regierung 
statt. 


Bereits im Dezember 1990 fan- 
den in Bukarest zum ersten Mal 
in der neuen Welle Massenprote- 
ste statt. Die Verärgerung in der 
Bevölkerung ist äußerst groß 
über die schlechte wirtschaftliche 
Lage - Nahrungsmittel- und 
Energieknappheit sind so 
schlimm oder noch schlimmer als 
unter dem verhaßten Regime des 
abgesetzten Diktators Nicolae 
Ceausescu, kombiniert mit einer 
steigenden Arbeitslosigkeit-und 
über die Tatsache, daß das Re- 
gime immer noch ein kommuni- 
stisches ist, wobei die Tatsache 
unterstrichen wird, daß Ceauses- 
cus Sturz im Dezember 1989 
keine wirkliche Revolution war. 


Israel fordert, 
Deutschland 
soll keine Juden 
aufnehmen 


Mit einem Beschluß, der nur als 
antisemtisch eingestuft werden 
kann, protestierte die israelische 
Regierung offiziell gegen die Her- 
einnahme jüdischer Emigranten 
aus ‘der Sowjetunion nach 
Deutschland. In der Protestnote 
an Bonn wurde die »Politik der 
offenen Tür der deutschen Regie- 
rung« als gegen die Interessen 
des Staates Israel, der »wahren 
Heimstätte für alle Juden«, ver- 
stoßend angegriffen. 


Der Ausschuß Jüdische Überle-: 
bende . des Holocausts sandte . 
"ebenfalls eine Prötestnote an.den 


Jüdischen Weltkongreß, in der 
die Unterstützung durch jüdische 
Organisationen, vor allem in 
Deutschland, angeprangert wird. 
Der Ausschuß erklärte, Deutsch- 
land sei, nach dem Holocaust, 
kein Land in dem Juden leben 
können. 


Heinz Galinski, Vorsitzender des 
Zentralrats der Juden in Deutsch- 
land, machte sich jedoch zum Ver- 
teidiger der jüdischen Einwande- 
rer und erklärte, Deutschland, 


“das vor dem Krieg mehr als 


500000 Juden gehabt habe, habe 
das gute Recht dazu, wieder eine. 
starke jüdische Gemeinde aufzu- 
bauen, Galinski sagte, er stimme 
mit der. Ansicht der israelischen 
Regierung nicht überein. 


Indessen wird aus Berlin berich- 
tet, daß von den annähernd 200 
jüdischen Flüchtlingen, die tag- 
täglich eintreffen, immer mehr 
aus Israel kommen. Sie waren zu- 
nächst aus der Sowjetunion di- 
rekt nach Israel eingewandert, 
aber es gefiel ihnen dort nicht. 

DO 


Einige Israelis 
wollen Ver- 


'handlungen mit 


der PLO 


Shlomo Lahat, der Bürgermei- 
ster von Tel Aviv, schlug vor, daß 
der Vorsitzende der Palästinensi- 
schen Befreiungs-Organisation 
(PLO), Jassir Arafat, nach Israel 
kommen sollte, um über die Er- 
richtung eines palästinensischen 
Staates in den besetzten Gebie- 
ten zu verhandeln. Die Israelis 
müßten halt akzeptieren, daß 
»die Palästinenser eine Tatsache 
sind und Arafat ihr Führer, auch 
wenn ihnen das, nicht gefällt«, 
sagte er. Lahats Äußerungen rie- 
fen eine ärgerliche Reaktion bei 
der Likud-Partei hervor, deren 
Mitglied er ist. 


Es gibt auch einen Vorschlag des 
ehemaligen Leiters des israeli- 
schen militärischen Geheimdien- 
stes, Professor Harkabi, dahinge- 
hend, daß Israel sich aus allen be- 
setzten Gebieten zurückziehen 
müsse, weil es sonst keinen Frie- 
den geben könne. Harkabi sagte, 
angesichts des Wiederauflebens 
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der Intifada gibt es »keine Wahl 
zwischen guten und schlechten: 
Optionen. Es gibt nur eine Wahl 
zwischen schlechten und noch 


schlechteren Optionen«. 


Aus der oppositionellen Arbei- 
terpartei rief Yossi Beilin, ein 
Schützling des ehemaligen Mini- 


sterpräsidenten Shimon Peres; % 
zur Gründung eines voll souver- ' & 


änen Palästinenser-Staates zu- 


nächst im Gazastreifen auf,.dem: '. E 
dann Palästinenser des Westjor- : 


danlandes beitreten können, falls 
sie dies wünschen, Beilin, der im 


Namen des Mashov-Kreises der: 


Arbeiterpartei sprach, sagte, ein 


solcher Staat würde entmilitari: 


siert, sonst aber würden ihm kei- 
nerlei Beschränkungen aufer- 
legt. Er wäre zur Vollmitglied- 
schaft in den vereinten Nationen 
berechtigt, würde ‚Botschafter in 
andere -Länder entsenden und 
auf jede Weise als separater Staat 
funktionieren. 


Die »Jerusalem Post« stellte fest, 
der Vorschlag Beilins habe inner- 
halb der Arbeiterpartei einen 
Aufruhr hervorgerufen. Peres 
selbst habe sich diesem. Plan nicht 


‚ angeschlossen, obwohl Beilin 
seit Jahren ein hochrangiger Ge- 
ms 


hilfe von Peres sei. 


Mehr Menschen 


als Elefanten 
getötet 


Angebliche »Wilderer« werden 
in Kenyas Nationalpark von der 
Umweltschutzpolizei erschos- 
sen, um das ungesetzliche Jagen 
von Elefanten zu verhindern, be- 
richtete die »Washington Times«. 
In den letzten Monaten seien 
dank der Umweltschutzwach- 
gruppen mehr Menschen als Ele- 
fanten getötet worden. 


Der Anthropologe Richard Lea- 
key schuf eine ansehnliche para- 
militärische Umweltschutzpoli- 
zei, die auf Zuwiderhandelnde 
bei Anblick das Feuer eröffnet. 
Laut »Washington Times« hat 
Leakey »einen Kleinkrieg ge- 
führt, in dem allein in den ersten 
sechs Monaten mehr als50 Wilde- 
rer getötet wurden Er verfügt 
über eine neu ins Leben gerufene 
Wilderer-Bekämpfungstruppe in 
einer Stärke von 300 Mann, be- 
waffnet mit: 300 automatischen 


G-3-Karabinern aus NATO-Be- ° 


ständen und über eine Lizenz, 


Vasen errang EZ E R Ban T TNTee Eee gere 


erregen nn 


we 
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die ihm’ erlaubt, »anzufangen 
und zu kämpfen«, wie er sich.aus- 
drückte. 


Als er mit seinem Feldzug be- 
gann, sagte Leakey: »Es ist 
meine Hoffnung, daß in den 
" nächsten paar Wochen die Presse 
‚ nicht um Erlaubnis ersuchen 
wird, tote Elefanten, sondern 
tote Wilderer zu filmen.« 


Leakeys elitäre Umweltschutzpo- 
lizei gehört zum Wildlife Service 
Kenyas, der wie die »Washington 
Times« schreibt, »ein Staat im 
Staate ist. Mr. Leaky kann Men- 
schen erschießen, hat seinen ei- 
genen Geheimdienst und Geld, 
das er dafür ausgeben kann, und 
er kann jeden nach Belieben 
strafrechtlich verfolgen. Sein Kö- 
nigreich ist riesig. Allein der 
Tsavo-Tierpark hat die Größe ei- 
nes amerikanischen Bundesstaa- 
tes.« 


Leaky erhielt auch Hilfestellung 

und Waffen von internationalen 
- Umweltschutzgruppen. Der 

World Wildlife Fund hat Hub- 

schrauber zur Verfügung gestellt, 
so daß Eindringlinge aus der Luft 
‚beschossen werden können. Sie 
verwenden Personen-Bekämp- 
fungsminen, Granatwerfer und 
andere schwere Waffen gegen 
verdächtige Wilderer. Wenn auch 
keine genauen Zahlen vorliegen, 
so steht doch fest, daß Leakys pa- 
ramilitärisca Kampfgruppen 
mehrere Hundert Verdächtige ge- 
tötet haben. 


In Kenya zertrampeln Elefanten 
die Getreidefelder, fressen Nah- 
rungsmittel auf und zerstören 
ganze Dörfer. Die Menschen sind 
. gezwungen sie zu töten, um ihre 
eigene Nahrungsmittelversor- 
gung zu erhalten und sich einen 
kleinen Nebenverdienst mit dem 
Elfenbein zu verschaffen. oO 


Milizen in 

- Jugoslawien 
sollen Waffen. 

niederlegen 


Die jugoslawische Zentralregie- 
rung hat die Republiken Kroa- 
tien und Slowenien in einem Ulti- 
matum aufgefordert, daß alle un- 
abhängigen Milizen ihre Waffen 
an die Armee abliefern sollen. 
‘ Ein Zeitraum von zehn Tagen 

“wurde dafür festgelegt. Die Bel- 


grader Behörden bezichtigten 
nicht-sozialistische Gruppierun- 
gen in den nicht-serbischen Ge- 
bieten, »illegale paramilitärische 
Einheiten aufgebaut zu haben, 
die terroristische Aktionen pla- 
nen und eine unmittelbare Be- 
drohung durch bewaffneten Auf- 
stand darzustellen«. 


Mitglieder der Kroatischen De- 
mokratischen Bewegung, be- 
hauptete die Regierung in Bel- 
grad, seien in den letzten Wochen 
mit 30000 Kalaschnikow-Geweh- 
ren versorgt worden, und Einhei- 
ten von Aufständischen seien 
nahe der Grenze mit Serbien sta- 
tioniert. 


Die Zeitung der jugoslawischen 
Armee, »Narodna Armiya«, er- 
ließ einen Aufruf an die Regie- 
rung, das Problem der Einberufe- 
nen, die sich dem Dienst in der ju- 
goslawischen Armee entziehen 
und lieber bei den neuen sloweni- 
schen Milizen dienen wollen, zu 
lösen. Die Bildung dieser Miliz, 
klagte die Zeitung an, bedeute 
eine »völlige - Loslösung vom 
Rechtssystem Jugoslawiens«. U 


Russischer Adel 
meldet sich 
zu Wort 


»Nach 70 Jahren tritt der russi- 
sche Adel wieder ins Rampen- 
licht der Offentlichkeit«, lautet 
die Überschrift in der italieni- 
schen Zeitung »Il Giorno«. »In 
diesen Tagen zieht er in Moskau 
eine Reihe von feierlichen Ereig- 
nissen durch, um »der großen so- 
wjetischen Republik die Rolle 
des russischen Adels bei der Ent- 
wicklung der nationalen Kultur 
und des russichen Volkes darzule- 
gen««, schreibt die Zeitung. 


»Prinz Schakowskoy verließ zu 


. diesem Zweck sein Exil in Paris _ 


und begab sich nach Moskau. 
Dort tat er sich mit Prinz Andrey 
Kirillowitsch Golitsyn zusam- 
men, um die verschiedenen Er- 
eignisse, die bis Ende Mai dauern 
werden, vorzubereiten. Danach 
werden die Feierlichkeiten in der 
westlichen Welt weiter gehen. 
Diese Ereignisse werden auch die 
zwischen dem russischen Adel 
und der westeuropäischen Tradi- 
tion bestehenden gemeinsame 
Kultur unterstreichen, wie der 
Adelige auf einer Pressekonfe- 
renz erklärte, die in der Residenz 


Morozob, dem Standort der Ge- 
sellschaft für Freundschaft unter 
den Völkern in der Kalinin- 
Straße in der Moskauer Innen- 
stadt, stattfand.« 


Dieser Klub der Adeligen, 
schreibt »Il Giorno«, hat bereits 
1000 Anträge von Adeligen erhal- 
ten, die ihre Ländereien und ihre 
Titel wiederhaben wollen. Ähnli- 
che Klubs werden in allen sowje- 
tischen Regionen gegründet. Die 
Gesellschaft bezeichnet sich 
selbst streng unpolitisch, und sie 
verfolge das Ziel, Tätigkeiten auf 
den Gebieten der Erholung und 
der Wirtschaft zu fördern sowie 
die historische Kontinuität des 
russischen Volkes wieder herzu- 
stellen, und zwar nicht nur die 
des Adels, sondern aller gesell- 
schaftlichen Gruppen von den 
Kaufleuten bis zu den Bauern. 


Prinz Golitsyn sagte, sein Ziel sei 
es, die Bruchstücke der Gesell- 
schaft, die das »Blutbad des Bol- 
schewismus« überlebten, zu ei- 
nem Mosaik zusammenzufügen, 
das den »zerstörten Organismus 
des russischen Volkes« wieder 
zum Leben erweckenkann. D 


USA kaufen 
sowjetischen 
Kernreaktor 


Auf der Jahreskonferenz über 
Space Nuclear Power (Weltraum- 
Atomenergie) gab US-Senator 


. Peter Domenici bekannt, daß die 


US-Regierung zehn Millionen 
Dollar ausgeben werde, um den 
sowjetischen Weltraum-Kernre- 
aktor Topaz 2 zu kaufen. Der Vor- 
standsvorsitzende der Space Po- 
wer gab bekannt, seine Firma 
verkaufe den Reaktor für die 
Russen. 


Laut »New York Times« besteht 


der Zweck des Kaufes darin, et- 


was über die sowjetische Techno- 
logie zu erfahren, nicht um den 
Reaktor zu benutzen. Obwohl 
die USA bei der Entwicklung der 
Raumkernkraft Pionierarbeit ge- 
leistet haben, als die bemannten 
Marsflüge Anfang der siebziger 
Jahre eingestellt wurden, wurde 
auch das Forschungs- und Ent- 
wicklungsprogramm beendet. 
Wenn auch die Strategic Defense 
Initiative (SDI) etwas Leben in 
die Raumkernenergie hauchte, 
so wurde doch durch die Einstel- 
lung der gesteuerten Energiepro- 


gramme der Raumkernkraft die 
Unterstützung seitens des US- 
Verteidigungsministeriums ent- 
zogen. Die Sowjets haben neue 
Technologien zur Umwandlung 
von Materialien und Energie ent- 
wickelt, um Elektrizität aus der 
Hitze der Spaltung zu erzeugen, 
und sind durch das Versagen der 
USA diesen um Jahre voraus. U 


Deutsche For- 
scher warnen 
vor Aids mit 
Tbc verbunden 


Die Dezember-Ausgabe der 
deutschen Zeitschrift »Aids-For- 
schung« berichtet über einen Vor- 
trag zum Thema »Tuberkulose 
und Aids« von Peter Eriki, der ei- 
nen Überblick über die Folgen 
der HIV-Epidemie für das welt- 


weite Vorkommen von Tuberku- ° 


lose gab: 


»Rund ein Drittel der Weltbevöl- 
kerung ist mit Tuberkulose infi- 
ziert - in den Entwicklungslän- 
dern-etwa 80 Prozent der erwach- 
senen Bevölkerung -. Zur Zeit 
leiden etwa 20 Millionen Men- 
schen an aktiver Tuberkulose, - 
und jedes Jahr ziehen sich wei- 
tere drei Millionen diese Krank- 
heit zu. Unter den von Bakterien . 
verursachten Infektionen ist Tu- 
berkulose die bedeutendste To- 
desursache. Weltweit sind etwa 
zwei Millionen Personen gleich- 
zeitig mit Tuberkulose und HIV 
infiziert - 1,5 Millionen davon in 
Afrika, 300000 in Südamerika 
und 100000 in Nordamerika -. 


Wegen der Aktivierung von Tu- 
berkulose in HIV-infizierten Per- 
sonen wird seit 1984/85 eine Stei- 
gerung der aktiven Tuberkulose 
in den Gebieten Afrikas festge- 
stellt, wo die Infektion mit HIV 
in hohem Grade vorherrtscht. 


In Afrika tritt bei Personen mit 
aktiver Tuberkulose eine sechs- 
mal höhere HIV-Rate als bei ver- 
gleichbaren Bevölkerungsgrup- 
pen ohne aktive Tuberkulose in 
Erscheinung. 


Bis 1986 hat die HIV-Epidemie in 
den USA wahrscheinlich mehr 
als 9000 zusätzliche Fälle von Tbc 
verursacht. Diese Erhöhung be- 
traf hauptsächlich Schwarze in 
der Altersgruppe von 25 bis 45 
Jahren.« DO 
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Spionage 


Der »fünfte 
Mann« lebt in 
Frankreich 


Vivian Bird 


Wer war der »fünfte Mann«, der für Moskau arbeitende Verräter im 
hohen politischen Establishment? Der langgesuchte »fünfte Mann« 
in der Clique der homosexuellen kommunistischen Spione der drei- 
Biger Jahre, die während und unmittelbar nach dem Zweiten Welt- 
krieg in der britischen Regierung eine katastrophale Rolle spielten, 
ist bei bester Gesundheit in einer luxuriösen französischen Villa mit 
ausgedehnten Ländereien und lebt zusammen mit einer Blonden, 


die halb so alt ist wie er. 


Zum Kreis der fünf Agenten ge- 
hörte Kim Philby, Sir Anthony 
Blunt, Guy Burgess und Donald 
MacLean. Alle fünf wurden wäh- 
rend ihrer Studentenjahre an der 
Cambridge Universität angeheu- 
ert. Der »fünfte Mann« hat zwei- 
fellos Erfolg gehabt. Wer ist es? 
Es ist niemand anderes als John 
Cairncross, ein Name, der der äl- 
teren Generation, die die Nach- 
richten während des Zweiten 
Weltkrieges verfolgte, vertraut 
ist. Cairncross bekleidete unter 
anderem den wichtigen Posten 
des Sekretärs von Lord Hankey, 
führendes Mitglied des Kriegs- 
kabinetts von Winston Churchill. 
Er hatte somit Zugang zu allen 
geheimen Staats- und Militärdo- 
kumenten. Cairncross stieg von 
diesem wichtigen Posten zur 
Funknachrichtenstelle der Gene- 
ral Cipher and Code School, der 
Vorläuferin des GCHO »Horch- 
postens« und des SIS (Britischer 
Geheimdienst) auf. 


Ein Rüpel und 
gesellschaftlicher 
Langweiler 


Anders als die vier anderen 
KGB;Agenten aus Cambridge - 
die Cairncross als gesellschaft- 
lichen Langweiler und wegen sei- 
ner Tischmanieren als Rüpel 
erachteten — kam dieser aus ein- 
fachen Familienverhältnissen in 
Glasgow, Schottland, und es 
fehlte ihm daher an deren privile- 
gierter Erziehung und sogenann- 
ten gesellschaftlichen Vorzügen. 
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Eine Gruppe der »Apostel«, 1933. Dritter von rechts: Anthony 


gemeinsam eine Appartement- 
wohnung in London. 


Cairncross erhielt bald Befehle 
aus Moskau - über Blunt -, jede 
offene Verwicklung in die Kom- 
munistische Partei fallenzulassen 
und sich fortan als voll und ganz 
angesehener britischer Staatsbe- 
amter zu geben. Cairncross’ Fä- 
higkeiten - und daher seine Mög- 
lichkeiten - wurden von Blunt 
und den KGB-Bossen im Kreml 
früh erkannt. Cairncross hatte 
außergewöhnliche geistige Fähig- 
keiten, und bei einer Aufnahme- 
prüfung für das Foreign Office 
(Außenministerium) erzielte er 
die besten Noten aller Kandida- 
ten. 


Cairncross, jetzt 76 Jahre alt, 
sollte 1979 nach der Entlarvung 
Blunts als langjähriger KGB- 
Agent noch einmal Schlagzeilen 
machen, als amtlich bekanntge- 


Blunt. Von links nach rechts: Richard Liewellyn-Davis, Hugh Sy- 
kes Davies, Alister Watson, Julien Bell und Andrew Cohen. 


Aber er war ebenso wie jeder an- 
dere von ihnen, vielleicht sogar 
noch stärker als diese, dem 
Drang nach der Zerstörung der 
westlichen Zivilisation ergeben. 


Der homosexuelle »Ästhet« und 
verdeckte KGB-Agent Anthony 
Blunt hatte Cairncross für heim- 
liche KGB-Arbeit vorgesehen 
und schäumte vor Wut, als auf 
einer homosexuellen Party ein re- 
lativer Außenseiter gegen den 
jungen Cairncross ausfällig 
wurde. Von da an nahm Blunt 
Cairncross unter seine Fittiche 
und teilte eine Zeitlang mit ihm 


geben wurde, daß er 1952 seines 
Postens im Finanzministerium 
ohne Pension enthoben wurde, 
nachdem er wegen eines Sicher- 
heitslecks zur Verantwortung ge- 
zogen worden war. Diese un- 
dichte Stelle soll schon vor dem 
Krieg entstanden sein und be- 
stand daraus, daß er Material 
über Politiker und Beamte an 
Guy Burgess weitergeleitet 
hatte. 


Burgess war Cairncross’ Dozent 
in Cambridge. Dieses Material 
soll in der Zeit zwischen Januar 
und September 1939 weitergege- 
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ben worden sein und sich auf das 


politische Denken der. Briten 


über Nazi-Deutschland auf höch- 
ster Ebene bezogen haben. Es 
war daher von großer Bedeutung 
für Josef Stalin. Als er seinerzeit 
vom MI-5, dem internen briti- 
schen Sicherheitsdienst, vernom- 
men wurde, gab Cairncross zu, 
daß er die Informationen an Bur- 
gess übergeben hatte, nachdem 
er an einem zwanglosen Mittag- 
essen mit Sir John Colville, dem 
damaligen Privatsekretär des 
Premierministers Neville Cham- 
berlain und späteren Sekretär 
Winston Churchills, teilgenom- 
men hatte. 


Als seine vergangenen Misse- 
taten durch ‚Blunt entlarvt wur- 
den, beharrte Cairncross nichts- 
destoweniger 1979 bei einer Be- 
fragung durch Reporter darauf, 
daß es ihm niemals zu Bewußt- 
sein gekommen sei, daß Burgess 
ein Kommunist, ganz zu schwei- 
gen davon ein Geheimagent war. 
Er sagte, er habe lediglich »Mei- 
nungen« über Großbritanniens 
Pläne zur Wiederbewaffnung von 
sich gegeben. Seitdem Burgess 
und MacLean in die UdSSR ge- 
flüchtet seien, habe er »in Angst 
und Schrecken« gelebt, weil 
diese Flucht alles in ein neues 
Licht gerückt hätte. 


Aus Regierungskreisen verlau- 
tet, daß Cairncross, anders als 
Blunt, dem in Mißkredit gerate- 
nen ehemaligen Beamten des Fi- 
nanzministeriums, niemals Im- 
munität gegen Strafverfolgung 
gewährt worden war, aber es 
wurde beschlossen, daß es sich 
angesichts der inzwischen ver- 
flossenen Zeit nicht lohnen 
würde, eine Strafverfolgung in 
die Wege zu leiten. Cairncross 
verließ Anfang 1980 das Land. 


Zwei Jahre später erschien eine 
schäbig gekleidete, herunterge- 
kommene Figur wegen der An- 
klage des Währungsschmuggels 
vor einem Gericht in Rom. 
Cairncross war gefaßt worden, 
als er versuchte, den Gegenwert 
von 26000 Pfund Sterling in ita- 
lienischer Lire über die italie- 
nisch-schweizerische Grenze zu 
schmuggeln. Er wurde zu einem 
Jahr Gefängnis, zu einer Geld- 
strafe im Gegenwert von 43000 
Pfund - in Lire - verurteilt, und 
die 26000 Pfund - in Lire - wur- 
den beschlagnahmt. 


Er wurde anschließend des Lan- 
des verwiesen und verschwand 
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von der Bildfläche, bis auf gele- 
gentliche Erwähnungen in Bü- 
chern über Spionage. Jetzt ist er 
wieder aufgetaucht — als aus- 
sichtsreichster Kandidat für den 
Titel »König Ratte«. 


Es war der ehemalige KGB- 
Agent Oleg Gordiewsky, der in 
enger Zusammenarbeit mit dem 
brillianten Cambridger Histori- 
ker und Geheimdienstexperten 
Christopher Andrew, schließlich 
die ganze Wahrheit über die 
Rolle, die Cairncross vor, wäh- 
rend und nach dem Krieg als 
Moskaus erfolgreichster Agent 
gespielt hat, und zwar in einem 
noch größeren Ausmaß als alle, 
die nicht angezweifelten »Errun- 
genschaften« der anderen vier 
verräterischen Cambridger, zu- 
sammengenommen. 


Sir Anthony Blunt, Kustos der Gemälde der Königin, mit Ihrer Ma- 
jestät der Königin 1959 im Courtauld Institut, dessen Direktor er 


war. 


ein bequemes, reiches Leben füh- 
rend, als sie sich’an die guten al- 
ten Tage erinnerten. Dazu gehör- 
ten Michael Straight, ein Ameri- 
kaner und enger Vertrauter der 
»Fünf« in Cambridge. Straight 
war Ende der dreißiger Jahre Prä- 
sident der Sozialistischen Gesell- 
schaft an der Cambridge Univer- 
sity. 


Eine weitere dieser Ratten ist 
Leo Long, ein Schüler von Blunt 
am Trinity College, Cambridge, 
der zur Kriegszeit für den briti- 
schen Militärgeheimdienst arbei- 
tete. 


Gordiewsky behauptet, Long sei 
ein sowjetischer Spion mit dem 
Decknamen »Elli« gewesen und 
habe in der KGB-Hierarchie aus- 
ländischer Agenten an hoher 


Donald MacLean kam aus der 
gleichen »Szene« wie Philby 
und gehörte zum Spionagering 
Homosexueller. 


Cairncross landete zwei entschei- 
dende Coups für seine sowjeti- 
schen Herren, die niemals auf- 
hörten auf ihn anzustoßen und in 
deren Heldengalerien er an vor- 
derster Stelle steht. Es war Cairn- 
cross,der, nachdem er 1943 an 
streng geheime britische Akten 
mit militärischen Daten über 
deutsche Schlachtpläne gekom- 
men war — die die Briten aus ir- 
gendwelchen Gründen beschlos- 
sen hatten, nicht an die Sowjets 
weiterzuleiten -, in der Lage war, 
letztere über die Standorte der 
Luftwaffen-Stützpunkte und 
Truppen der Wehrmacht und Pan- 
zerstellungen zu informieren, 
und zwar kurz vor der großen 
Panzerschlacht bei Kursk, die 
den letztendlichen Ausgang des 
Krieges zugunsten der Sowjets 
entschied und zur Versklavung 
halb Europas über Jahrzehnte 


Kim Philby gehörte als Student 
der Universität Cambridge 
dem homosexuellen »Apo- 
stel«-Club an. 


hinweg führte. 

Wie Professor Andrew in einer 
vor kurzem ausgestrahlten Fern- 
seh-Dokumentation feststellte, 
als er Cairncross zum ersten Mal 
als den »fünften Mann« ent- 
larvte, war die Schlacht bei Kursk 
ein entscheidender Augenblick in 
der europäischen Geschichte, 
und wenn Cairncross keinen Zu- 
gang zu britischen Geheimnissen 
gehabt hätte, wäre Sowjetruß- 
land zerstört worden, und der 
Westen hätte keine 50 Jahre auf 
den inneren Zusammenbruch zu 
warten brauchen, um dies zu er- 
reichen. 


Es war ekelhaft, den alten Cairn- 
cross im Garten seiner eleganten 
Villa kriecherisch winseln zu 
sehen, während seine blonde Ge- 
liebte - die er sich wohl um des 
Anscheins willen hält -im Hinter- 


Michael Straigh, Amerikaner, 
war Präsident der Sozialisti- 
schen Gesellschaft in Cam- 
bridge. 


grund hin und her huschte, 
scheinheilig tuend und mit der 
Hand winkend, als ob er hilflos 
um Verzeihung bitten wollte, 
aber schließlich ein Eingeständ- 
nis stotternd: »Ja - Kursk war äu- 
Berst entscheidend, ein entschei- 
dender Augenblick in der Ge- 
schichte.« 


Laut Gordiewsky war der andere 
große Coup, den Cairncross 
landete, daß er Einzelheiten über 
die angelsächsischen Pläne, eine 
Atombombenfabrik zu errich- 
ten, an Moskau weiterleitete, 
was Cairncross zum ersten Atom- 
spion der Welt machte. 

Im Verlauf der Entlarvung von 
Cairncross über die Bildschirme 
des Fernsehens, krochen noch 
andere Ratten aus den Mäuselö- 
chern hervor, gesund und mun- 
ter, vergnügt ohne Gewissen und 


Anthony Blunt kam ebenfalls 
aus Cambridge und gelangte 
in der Regierung in eine Spit- 
zenposition. 


Stelle rangiert. Long rutschte un- 
ruhig hin und her, und es wurde 
ihm sehr warm unter dem Kra- 
gen, als er befragt wurde. 


Vielleicht das komischste Merk- 
mal der inneren Fäulnis im Leben 
des britischen Establishments 
war die Enthüllung während der 
Sendung, in der der »fünfte 
Mann« entlarvt wurde, daß An- 
thony Blunt, lange Zeit der Spre- 
cher der britischen Königsfami- 
lie, mit der er Geschenke aus- 
tauschte und bei der er an Wo- 
chenenden häufig zu Gast war, 
einst von der alternden Queen 
Mary ein Weihnachtsgeschenk 
zugeschickt bekam zusammen 
mit einer kurzen Mitteilung, in 
der sie ihn bat, das Päckchen sehr 
sorgfältig zu öffnen. Als Blunt 
dies tat, stellte sich das Geschenk 
als Damenhandtasche heraus. U 
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Rumänien 


Von der 


Iyrannei zur 
Anarchie 


Dan Roman 


Im Dezember 1990 besuchte Dan Roman, Verfasser des Buches 
»A Man Without Youth«, Rumänien als Korrespondent von CODE. 
Nachstehend sein Bericht über die derzeitige Situation in seinem 
Heimatland, aus dem er vor einigen Jahren geflüchtet war. 


Im vergangenen Dezember be- 
suchte ich Rumänien als Korre- 
spondent für CODE. Es war das 
zweite Mal, daß ich seit der De- 
zember-Revolution von 1989 wie- 
der in meinem Heimatland war. 
Dieses Mal schauten die Leute 
nicht über die Schulter, wie sie es 
früher taten. Zumindest diejeni- 
gen, die vom kommunistischen 
Regime nicht eingesperrt oder 
gefoltert worden waren, wirkten 
entspannter. Geldunternehmer 
wechselten Lei gegen einen Dol- 
lar auf der Straße um, ohne be- 
fürchten zu müssen, dafür in ein 
Arbeitslager geschickt zu wer- 
den. 


Man fährt sogar 
auf dem Bürgersteig 


An jeder Straßenecke verkauf- 
ten Zigeuner, Schieber und 
Schmuggler ihre Zigaretten, 
Strumpfhosen, Schnaps oder an- 
dere westliche Waren - alles zu 
aufgeblähten Preisen. Und es 
fehlte ihnen nicht an Kunden. 
Auf der Lipscani, der Einkaufs- 
straße in Bukarest, wurde der 
Verkehr völlig durch Straßen- 
händler blockiert. Man konnte 
nicht einmal ungehindert spazie- 
ren gehen. Überall standen par- 
kende Autos. Es gab keine Stra- 
fen für Fahren auf den Bürger- 
steigen. Und viele Leute taten ge- 
nau das, da es unmöglich war, auf 
der Straße zu fahren. 


In Fabriken, Büros oder auf den 
Feldern arbeitete niemand, ob- 
wohl einige Leute jeden Tag mit 
der Absicht aus dem Haus gin- 
gen, zur Arbeit zu gehen. Nun sa- 
gen wir einmal fast jeden Tag. 
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daß sich die Menschenschlangen 
von den leeren Geschäften zu 
den Buden der Straßenhändler 
bewegten. Nichts konnte man 
kaufen, ohne stundenlang anzu- 
stehen - nicht einmal Zeitungen. 


In der Wohnung eines Freundes 
mußte ich meinen Mantel anbe- 
halten: »Es ist jetzt viel kälter als 
im vergangenen Winter«, sagte 
mein Freund nostalgisch. 


Es gab morgens zwei Stunden 
Wasser und abends zwei Stun- 
den. Es gab kein Toilettenpapier. 
»Die Schlange war zu lang (für 
Toilettenpapier), und es war alle, 
bevor ich an die Reihe kam«, 
sagte die Frau meines Freundes. 
»Es war die einzige Lieferung in 
drei Monaten. Wenn Sie das 


Rumäniens Präsident Ion Illiescu (links) während eines Telefonge- 


sprächs in Anwesenheit von Premierminister Petre Roman 
(rechts). Der dritte Mann ist unbekannt. 


überall versammelten sich die 
Leute zu politischen Gesprä- 
chen. Die Geschäfte waren leer. 


In Bukarest ging das Wort um, 
daß es dem rumänsichen Führer 
Ion Illiescu gelungen sei, die 
Menschenschlangen außerhalb 
der Lebensmittelgeschäfte da- 
durch abzuschaffen, daß er die 
Lebensmittel abschaffte. Wenn 
ab und zu Kartoffeln, Milch, Öl 
oder Eier zu einem Lebensmittel- 
geschäft gebracht wurden, dann 
wurden sie schon verkauft, bevor 
sie vom Lkw abgeladen wurden. 


In kürzester Zeit bildete sich eine 
Schlange trauriger, hungriger 
Menschen, hunderte von Metern 
lang, auf dem Bürgersteig zwi- 
schen den Autos. Die Leute ha- 
ben dieses jahrzehntelang ge- 
lernte Ritual nicht vergessen. 
Diesmal stellte ich jedoch fest, 


nächste Mal kommen, bringen 
Sie bitte Toilettenpapier mit«, 
riet sie mir. 


»Nieder mit dem 
Neo-Kommunismus!« 


Wenige Meter von dem düsteren 
Gebäude der Kommunistischen 
Partei entfernt, rief eine kleine 
Gruppe von Menschen: »Nieder 
mit Illiescu!« 


Auf dem Hauptboulevard rief 
eine Gruppe von Arbeitern, die 
auf den Siegesplatz zumarschier- 
ten: »Nieder mit dem Neo-Kom- 
munismus!«. 

Auf der University Plaza fragte 
ein Student auf einer Stegreif- 
Rednertribüne mit Hilfe eines 
Lautsprechers »nach Wahrheit, 
über die Tötungen vom 22. De- 
zember (1989)«. 


Jeder schien zu wissen, welche 
Tötungen gemeint waren. Eine 
Studentin beschuldigte Illiescu 
des »Völkermords«. 


Die Studenten, die um die 
Rednertribüne herumstanden, 
schrien: »Nieder mit der Nomen- 
klatura!«. 


Fremde in der 
rumänischen Regierung 


Dies alles war nicht überra- 
schend. Nach einem despoti-. 
schen Regime, als sogar Schreib- 
maschinen zu gefährlichen Waf- 
fen erklärt wurden, wollten die 
Leute frei atmen. Das Erstaunli- 
che — und Traurige - daran war 
die Haltung der Regierung. War 
es Gleichgültigkeit, Unfähigkeit 
oder Böswilligkeit? Ich glaube al- 
les drei. 


Mehr als die Hälfte der Leute in 
der neuen »demokratischen« Re- 
gierung sind keine Rumänen. 
»Genau so wie es 1945 war, sag- 
ten die Leute. 


Die Mutter von Petre Roman 
(des Ministerpräsidenten) ist 
eine spanische Sephardin. Und es 
ist keine gewöhnliche. Sie ist die 
Nichte der verstorbenen Dolores 
Ibarruri — bekannt als »La Pasio- 
naria« —, ehemaliger Kopf der 
Spanischen Kommunistischen 
Partei. 


Der Vater des Ministerpräsiden- 
ten, Walter Neulander, war der 
Sohn eines Rabbiners aus Öster- 
reich. Er kämpfte im Spanischen 
Bürgerkrieg in einer kommunisti- 
schen Brigade und wurde wegen 
seines Eifers ein Schützling von 
Josef Stalin. Er hatte auch in der 
verhaßten Diktatur Ceausescus 
eine hohe Position inne. 


Wenigstens sprechen 
sie rumänisch 


Sein Sohn, der Ministerpräsi- 
dent, wuchs als Marxist auf, mit 
allen kommunistischen Privile- 
gien, einschließlich eines Inge- 
nieurstudiums in Frankreich. 
Uber Nacht wurde er zum demo- 
kratischsten Kommunisten. Er 
brachte seine Freunde und Ver- 
wandten aus aller Welt in die ru- 
mänische Regierung ein. Sie ha- 
ben alle echte rumänische Na- 
men -die mit »escu«enden-und 
stellen die neue Generation der 
»Technokratie-Minister« dar. 


»Zumindest sprechen: sie Rumä- 
nisch«, sagte ein sympathischer 
Mann zu ihren Gunsten. Das war 
nach dem Zweiten Weltkrieg 
nicht der Fall. Die neuen Mini- 
ster, Berater und hohen Beamten 
der Regierung reisen inzwischen 
in Privatflugzeugen über den gan- 
zen Globus. Bogdan Duvaz, zum 
Beispiel, der Sportminister, rei- 
ste 24000 km weit bis Südkorea, 
um zu erfahren, wie man einen 
Querfeldein-Wettkampf organi- 
siert. 


»Wir haben da von den Deut- 
schen gelernt«, sagte ein koreani- 
scher Beamter zu dem rumäni- 
schen Minister. »Deutschland ist 
Ihr Nachbarland. Warum sind Sie 
nicht dorthin gereist?«. 


Ich ging zu fünf Ministerien, wo 
ich einige Geschäfte erledigen 
wollte, und ich bekam die glei- 
chen Antworten. Das Szenario 
lief stets wie folgt ab: 


Ich: »Ich hätte gerne einen Ter- 
min mit Minister X.« 


Der untergeordnete Funktionär 
des Ministeriums: 


»Es tut mir leid, er ist in Frank- 
reich.« 


Ich: »Dann mit seinem Stellver- 
treter.« 


Der Funktionär: »Es tut mir leid, 
sie sind alle außerhalb des Lan- 
des; Herr P ist in Italien; Herr I 
ist in Japan; Herr V ist in Indien, 
USW. USW.«. 


Eine Rundreise 
durch Lateinamerika 


Ministerpräsident Petre Roman, 
begleitet von vier Ministern und 
einem Schwarm von Beratern, 
machten eine Rundreise durch 
Lateinamerika von Tijuana nach 


‘ Punta Arenas-im Privatflugzeug 


des verstorbenen Nicolae Ceaus- 
escu. Roman kann viel leichter in 


Frankreich, Monaco, Schweiz 


oder Italien als in Rumänien auf- 
gespürt werden. Seine einzige 
Sorge ist, wie er weitere rumäni- 
sche Vermögenswerte schneller 
an seine Freunde in Westeuropa 
verkaufen kann, um Geld für sich 
zu machen. 


Hunderte von Rumänen fliehen 
täglich aus dem Land. Österreich 
wollte im November 8000 von ih- 
nen. ausweisen. Zwei Teenager 


trugen sich mit dem Gedanken, 
einem Hospital je eine ihrer Nie- 
ren zu spenden, um in Belgien 
politisches Asyl zu bekommen. 
»Wir wollen in einem freien Land 
leben«, sagten sie zu den belgi- 
schen Behörden. 


Die Hoffnung auf echte Demo- 
kratie und Wohlstand nach der 
Revolution vom 22. Dezember 
1989 ist verflogen. Statt Freiheit 
haben die Menschen eine Anar- 
chie bekommen. Statt Privatisie- 
rung, freier Markt und freier 
Wettbewerb erhielten sie den be- 
trügerischen Handel, Schieberei, 
Inflation und in die Höhe schie- 
Bende Preise. Die Polizei läuft so- 
zusagen mit verbundenen Augen 
umher, die Justiz ist taub und die 
Regierung ist mit ihren eigenen 
Schiebereien beschäftigt. 


Die Läden sind leerer als vor ei- 
nem Jahr, wenn ein leerer Laden 
überhaupt noch leerer werden 
kann; das Elend sitzt tiefer. 


Privatgeschäfte des 
Ministerpräsidenten 


Nur die Schaufenster mit dicken 
Eisenstäben davor sehen freund- 
licher aus. Hier kann man westli- 
che Waren mit harter Währung 
kaufen. Aber wer hat harte Wäh- 


rung in Rumänien?: »Die 
Schmuggler und hochrangige 
Kommunisten«, sagte mein 
Freund. 


In einem Land mit einer kaput- 
ten Wirtschaft und einer mora- 
lischen Krise ist es eine teuflische 
Initiative, die Eröffnung solcher 
Läden anzuregen. Dies erzeugt 
Prostitution, Plünderung, 
Schmuggelei, Raubüberfälle und 
alle anderen Verbrechensarten. 
Es ist keine Überraschung daß 
die Verbrechensquote im vergan- 
genen Jahr um 200 Prozent in die 
Höhe gegangen ist. 


»Diese Läden sind die Privatge- 
schäfte des Ministerpräsiden- 


ten«, flüsterte mir mein Freund 
ins Ohr und sah sich dabei ängst- 
lich um. DO 


Neue Weltordnung 


Bushs neuer 
Eine-Welt- 
Superstaat 


William Tincher 


Wer verstehen will, was das Konzept der Weltregierung bedeutet, 
muß nur wissen, was mit den Vereinigten Staaten geschehen ist. Wer 
diese Politik finanziert, wer die Massenmedien beherrscht, wer über 
die Institutionen des höheren Bildungswesens dominiert. Es gibt 
heute zweifellos mehr Freiheit der Meinungsäußerung in den Län- 
dern, die wir früher als hinter dem Eisernen Vorhang liegend be- 
zeichneten, wo eine unsichtbare und geheimnisvolle Zensur ebenso 
wirksam war, die jeweils von den Bolschewisten auferlegt wurde. Wir 
können nicht begreifen, was jetzt geschieht, und wir haben keine Ge- 
walt über das, was in der Zukunft geschieht, es sei denn, wir begrei- 
fen, was in der Vergangenheit geschah. Mit den folgenden Beiträgen 
geben wir einen Überblick über Präsident George Bushs »Neue 
Weltordnung«, der letzte Versuch, die Menschen in den Vereinigten 
Staaten davon zu überzeugen, daß eine »Eine-Welt-Regierung« - 
nämlich die Auslieferung und Aufgabe der nationalen und persön- 
lichen Souveränität an einen weltweiten Despotismus - gut für sie 
sei. Wir blicken in die Geschichte der Bewegung, wo sie war, wo sie 
jetzt ist, und wohin die elitäre Kabale der verrückten Genies sie in 
der Zukunft zu bringen hofft. Freiheit ist nicht kostenlos. Wer nicht 
dazu bereit ist, den Preis der ewigen Wachsamkeit zu zahlen, wird 
eines Tages aufwachen und feststellen, daß sie nicht mehr vorhanden 


ist. 


Seit undenklichen Zeiten haben 
Intellektuelle — sowohl blauäu- 
gige wirrköpfige Typen als auch 
verrückte Genies — Phantasien 
über einen Welt-Superstaat aus- 
gebrütet. 


Der Philosoph des vierten Jahr- 
hunderts vor Christus, Plato, trat 
in seinem Buch »Republik« für 
einen allmächtigen Superstaat 
mit Philosophen-Königen an der 
Spitze ein. Er und seine intellek- 
tuellen Mitstreiter sahen sich als 
Modelle für diese Philosophen- 
Könige an. 


Die Träume 
der Träumer 


Thomas More schrieb »Utopia«, 
Edward Bellamy war der Verfas- 
ser von »Looking Backward« und 
Alfred Lord of Tennyson, hatte 
sein »Parliament of Man«. Sogar 
H. G. Wells sprang mit »The 
Open Conspiracy« auf den fah- 
renden Zug der Eine-Weltler auf. 
Über Generationen hinweg wa- 


Thomas More mit seinem 
Buch »Utopia« gehört zuden 
Philosophen, die die ge- 
danklichen Grundlagen für 
einen »Eine-Welt-Super- 
staat« erarbeiteten. 


ren Studenten von derartigen 
Hirngespinsten fasziniert, und 
diese dienten in der ganzen Welt 
als Grundlage für Diskussionen 
in den Schlafsälen der Universitä- 
ten bis spät in die Nacht hinein. 
Größtenteils waren es harmlose 
Ablenkungen. Aber als die wohl- 
habendsten und politisch mäch- 
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Neue Weltordnung 


Bushs neuer 
Eine-Welt- 
Superstaat 


tigsten Männer der Welt sich dar- 
über klar wurden, daß eine Welt- 
regierung ihren Wohlstand und 
Macht auf unglaubliche Höhen 
treiben könnte, indem sie ein 
Monopol des Welthandels und 
der Hochfinanz in ihre Gewalt 
brachten, wurden die »Träume 
der Träumer« zu Intrigen der In- 
triganten«, um den verstorbenen 
Gary Allen zu zitieren. Millionen 
von Dollar sind in diese Pläne ge- 
flossen. Der gesunde Menschen- 
verstand deutet darauf hin, daß 
dies nicht leichtsinnig geschah. 

Diese Thinktank-Eine-Weltler 
wollen uns glauben machen, daß 
eine Weltregierung uns ewigen 
Frieden und Wohlstand beschert, 
wenn wir nur unsere Souveräni- 
tät - sowohl die individuelle als 
auch die nationale - abgeben, die 
Unabhängigkeitserklärung in 
den Abfalleimer der Geschichte 
werfen, unsere Verfassung zerrei- 
ßen und ein Weltgericht, Welt- 
Steuersystem und Welt-Finanz- 


amt sowie eine Weltarmee -soet-. 


was wie eine »Friedenserhal- 
tungs«- oder »Polizei«-Streit- 
macht der Vereinten Nationen - 
ins Leben rufen. 


Intrigen um die 
Souveränität 


Die von ihnen betriebenen Intri- 
gen, wenn sie entlarvt würden, 
wären für den Durchschnittsbür- 
ger unverdaulich. Unter dem 
Strich heißt das, daß Regierun- 
gen - zusammen mit Gesellschaf- 
ten — fusioniert werden müssen, 
wenn diese Intrigen erfolgreich 
sein sollen. Dieser Gesichts- 
punkt wurde von dem populisti- 
schen amerikanischen Abgeord- 
neten B. Carroll Reece offenge- 
legt, der 1953 eine umfangreiche 
Untersuchung der privaten 
Thinktanks — Beraterstäbe oder, 
salopp ausgedrückt, Hirnkästen 
—und Stiftungen sowie der Rolle, 
die sie bei der Finanzierung und 
Förderung von Bestrebungen, 
die die Souveränität Amerikas 
gefährden, spielten —- und in der 
Tat immer noch spielen - in die 
Wege leitete. 

Während dieser Untersuchung 
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sagte Rowen Gaither, damals 
Präsident der Ford-Stiftung, zu 
Norman Dodd, dem Untersu- 
chungsleiter des Reece Commit- 
tees, warum die Ford-Stiftung 
und andere Stiftungen verdäch- 
tige Gruppen und Organisatio- 
nen finanzieren: »Es ist, weil«, 


Cecil Rhodes hat testam- 
entarisch sein Vermögen für 
die Wiedereroberung des 
britischen Weltreichs be- 
stimmt. 


sagte Gaither, »wir im Rahmen 
einer Direktive des Weißen Hau- 
ses arbeiten, nämlich um das Le- 
ben in den Vereinigten Staaten so 
zu ändern, daß es bequem mit 
dem Leben in der Sowjetunion 
zusammengeschlossen werden 
kann.« 


Plato träumte — wie später 
Cecil Rhodes — von einem 
allmächtigen Superstaat mit 
Philosophen-Königen. 


Dan 


Der Turm zu Babel ist in gewisser Hinsicht das Urbild aller 
Pläne der Ein-Weltler. 


Jahrelang war der Guru der Ver- 


haltenswissenschaftler Dr. BE 


Skinner, Vorsitzender der Abtei- 
lung für Psychologie an der Har- 
vard-Universität.- 


Vor zwanzig Jahren schrieb Pro- 
fessor Skinner, der mit einer Be- 
willigung von 283000 Dollar vom 
National Institute of Mental 
Health der US-Bundesregierung 
tätig wurde, ein Buch mit dem 
Titel »Beyond Freedom and Di- 
gnity« (»Jenseits von Freiheit 
und Würde«). 


Eine erschreckende 
Botschaft für 
Uneingeweihte 


»Time Magazine« vom 20. Sep- 


tember 1971, faßte das Buch fol- 
gendermaßen zusammen: 


»Seine Botschaft ist eine, die den 
Anhängern von Skinner vertraut, 
aber für Uneingeweihte erschrek- 
kend ist: Wir können uns die Frei- 
heit nicht mehr leisten, und da- 
her muß sie von der Herrschaft 
über den Menschen, über sein 
Verhalten und seine Kultur, abge- 
löst werden. Diese These, die 
nicht von einem Verfasser von 
Science-Fiction, sondern von 
einem Mann der Wissenschaft 
aufgestellt wurde, stellt das Spek- 
trum einer orwellschen >»1984«- 
Gesellschaft dar, die tatsächlich 
auf uns zukommen könnte.« 


Das wöchentlich erscheinende 
Nachrichtenmagazin zitiert spä- 
ter den Verfasser wie folgt: 


»Mein Buch ist eine Bemühung, 
darzulegen, wie die Dinge schief- 
laufen, wenn man aus der Frei- 
heit und Würde des Einzelnen 
einen Fetisch macht. Wenn man 
darauf besteht, daß die Rechte 
des Einzelnen das »summum 
bonum« sind, dann fällt die ganze 
Struktur der Gesellschaft in sich 
zusammen.« 


Die Worte des 
Großen Bruders 


»Time« kommentiert: 

»Skinner glaubt tatsächlich, daß 
die westliche Kultur sterben und 
vielleicht durch die disziplinierte 
Kultur der Sowjetunion oder 
(Rot-)Chinas abgelöst werden 
könnte.« 

Das Idol der amerikanischen Ver- 


u 
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haltenswissenschaftler sah mit 
begeisterter Freude einer Gesell- 
schaft entgegen, die in George 
Orwells Buch »1984« beschrie- 
ben wird. In »Walden Two«, ei- 
nem früheren Buch, ließ Skinner 
sein anderes Ich erklären: 

»Ich habe nur einen Gedanken in 


Welt-Regierung. 


meinem Leben - eine wahre fixe 
Idee. Um es so grob wie möglich 
auszudrücken - der Gedanke, 
daß sich die Dinge nach mir rich- 
ten sollen. »Beherrschung« 
drückt es aus - die Beherrschung 
des menschlichen Verhaltens. In 
meinen frühen Tagen der Experi- 
mente war es ein wahnsinniger, 
selbstsüchtiger Wunsch zu herr- 
schen. Ich erinnere mich an die 
Wut, die mich überkam, wenn 
eine bestimmte Voraussage 
schiefging. Ich hätte die Objekte 
meiner Experimente anschreien 
können. »Benimm Dich, ver- 
dammt nochmal! Benimm Dich 
wie es sein sollte!«« 


So spricht der »Große Bruder«, 
das verrückte Genie, das unser 
Leben von der Wiege bis zur 
Waage leiten will. Die »Neue 
Weltordnung« bedeutet Herr- 
schaft - und Herrschaft ist der 
Name des Spiels. Wer die Spitze 


einer sozialistischen Weltregie- 


rung beherrscht, beherrscht die 
Welt. 


Professor B.F. Skinner plädierte für eine sozialistische Eine- 


Eine revolutionäre Weltbewe- 
gung, die ein Zeitalter des Kon- 
flikts und Leidens ohne Präze- 
denzfall in der Geschichtsschrei- 
bung hervorgebracht hat, weist 
nur eine oberflächliche Ahnlich- 
keit mit dem Unternehmen Welt- 
regierung auf, wie es ursprüng- 


lich gegen Ende des 19. Jahrhun- 
derts formuliert und in die Wege 
geleitet wurde. 


Die Gedanken 
Cecil John Rhodes 


Aber wir müssen wissen, wie dies 
alles begann, und von wem es be- 
gonnen wurde, wenn wir verste- 
hen wollen, wie und von wem es 
in etwas ganz anderes - in das 
»Netzwerk« oder Verschwörung 
mit der die Welt heute fertig wer- 
den muß - umgewandelt wurde. 


Das »Netzwerk«, von dem viel 
bis heute, wenn auch nur dem 
Namen nach, erhalten geblieben 
ist, hatte seinen Ursprung in den 
Gedanken von Cecil John Rho- 
des, des Multimillionärs der De 
Beers, das gigantische südafrika- 
nische Diamanten-Bergwerks- 
und Verkaufs-Konglomerat, 
gründete und der damit rech- 
nete, daß sein Name in dem eines 
kleinen Landes in Zentralafrika - 


Rhodesien, das jetzt ironischer- 
weise Zimbabwe heißt — unsterb- 
lich gemacht würde. Rhodes, ein 
Junggeselle, wurde die lebende 
Verkörperung einer Zielsetzung, 
die ihn schon stark zu motivieren 
begann, als er, im Alter von 24 
Jahren und bereits wohlhabend, 


fik, soweit sie Großbritannien 
bislang noch nicht gehören ... 
und die letztendliche Wiederer- 
oberung des britischen Welt- 
reichs ... Schließlich die Grün- 


dung einer Macht, die stark ge- 
nug ist, um von nun an Kriege un- 
möglich zu machen und die be- 


H.G. Wells beschrieb in seinen Büchern die »schöne neue‘ 
Welt«, das Regime des »Großen Bruders«. 


seinen zweiten Willen testa- 


mentarisch verfaßte. 


Die Wiedereroberung 
der USA 


Darin nannte er zwei Testaments- 
vollstrecker, denen er sein ganzes 
Geld übergab, »an und für die 
Gründung, Förderung und Ent- 
wicklung einer geheimen Gesell- 
schaft, deren wahrer Sinn und 
Zweck die Ausdehnung der briti- 
schen Herrschaft in der ganzen 
Welt, die Perfektionierung eines 
Systems der Auswanderung aus 
dem Vereinten Königreich und 
Kolonisierung durch britische 
Bürger aller Länder, in denen die 
Mittel zum Lebensunterhalt 
durch Energie, Arbeit und Unter- 
nehmungsgeist erworben werden 
können, und vor allem die Beset- 
zung des gesamten afrikanischen 
Kontinents, des Heiligen Lan- 
des, des Euphrat-Tals, der Inseln 
Zypern und Candia (Kreta), ganz 
Südamerikas, der Inseln des Pazi- 


sten Interessen der Menschheit 
zu fördern.« 

Ivor Benson, der südafrikanische - 
politische Analytiker und Autor, 
schreibt: »Es kann daher kein 
Zweifel darüber bestehen, daß 
die gesamte Weltbewegung als 
britisches imperialistisches Un- 
ternehmen begann, wobei der 
Gedanke zugrundelag, das, was 
damals das größte Reich der Welt 
war, in einen einzigen Weltstaat 
umzuwandeln.« 


»You’ve come a long way, baby« 
(»Du hast lange gebraucht, 
Baby«) lautet ein volkstümlicher 
Werbeslogan. Er kann auf die 
Gedanken von Rhodes angewen- 
det werden. Die Idee einer Welt- 
regierung ist soweit fortgeschrit- 
ten, daß der Präsident der Ver- 
einigten Staaten seinen Wählern 
im landesweiten Fernsehen ins 
Gesicht sagen kann, daß er ame- 
rikanische Jungen und Mädchen 
für eine »Neue Weltordnung« 
zum Sterben in die Wüste schickt. 
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Neue Weltordnung 
er Weg ın 
ein Chaos? 


John P, Kokensparger 


Am 16. Januar 1991, als der amerikanische Präsident George Bush 
den Angriff auf den Irak befahl, wird in zukünftigen Geschichts- 
büchern als Übergangspunkt in der Geschichte verzeichnet werden. 
Aber wird es die von Bush im September 1990 proklamierte »Neue 
Weltordnung« auf der Grundlage der Charta der Vereinten Nationen 
sein, in der alle Nationen zusammenarbeiten, um den Frieden zu er- 
halten? Oder wird es lediglich die Rhetorik sein, hinter der ein welt- 
weites amerikanisches Imperium aufgebaut wird? 


In einem Artikel in der Londoner 
»Financial Times« fragt der politi- 
sche Analytiker Edward Morti- 
mer, ob die »Neue Weltordnung« 
tatsächlich zur neuen Weltord- 
nung geworden ist. Laut Mor- 
timer werden solche Fragen in 
Europa gestellt. Und die Antwor- 
ten darauf seien für Bush und die 
Vereinigten Staaten nicht immer 
schmeichelhaft. 


Das letzte Hurra 
der Welthegemonie 


Ein Szenario, das vorgetragen 
wird, besteht darin, daß Bushs 
Irak Abenteuer dasletzte Hurra 

der Welthegemonie Amerikas 
sein wird, wonach die Vereinig- 
ten Staaten wieder in ihre eige- 
nen Inlandsprobleme oder die ih- 
res hegemonialen Hinterhofes 
absorbiert werden und die sehr 
zerzauste übrige Welt dem eige- 
nen Schicksal überlassen bleibt. 


Und was ist mit Bushs gutem 
Freund Michail Gorbatschow 
und dem sowjet-bolschewisti- 
schen Weltreich’ _Mortimer 
fragte: »Welche Beziehung hat 
der 16. Januar 1991 zum 9. No- 
vember 1989, der Nacht, in der 
die Berliner Mauer durchbro- 
chen wurde, die der Welt symbo- 
lisierte, daß die Sowjetunion der 
globale Rivale der Vereinigten 
Staaten ist.« 

Eine Auslegung - von den Briten 
als Bushs Ansicht betrachtet - 
geht dahin, daß die Abdankung 
der Sowjets das Haupthindernis 
zur ordnungsgemäßen Funktion 
des von US-Präsident Franklin 
D. Roosevelt entworfenen Welt- 
systems beseitigt. 
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Aber nach dieser Auslegung 
tauchte erst unter Gorbatschows 
Regime eine sowjetische Füh- 
rungspersönlichkeit auf, die mit 
den Vereinigten Staaten zusam- 
menarbeiten konnte, um »die 
Aggression zu besiegen«. Eine 
zweite Auslegung, die besonders, 
aber nicht nur, unter arabischen 
Intellektuellen populär ist, be- 
sagt, daß, was auch immer die be- 
sonderen Verdienste oder Übel 


en 


des Kommunismus als Regie- 
rungsform sein mögen, der Kalte 
Krieg als solcher auch etwas für 
sich habe. 


Die imperiale 
Überforderung der USA 


Zugegeben, es gab viele uner- 
freuliche Kriege, einige nicht 
ganz so klein, aber sie wurden im 
großen und ganzen durch die 
Furcht eingedämmt, daß eine Es- 
kalation die Atomsupermächte in 
unmittelbare Konfrontation mit- 
einander bringen könnte. 


Aus diesem Blickwinkel gesehen 
ist der Rückzug der Sowjetunion 
aus dem globalen Wettbewerb 
eine Katastrophe. Das Fehlen 


eines ernsthaften Gegners besei- 
tigt die entscheidende Beschrän- 
kung auf den Gebrauch der 
Macht. Amerika steht jetzt unan- 
gefochten als die im Weltsystem 
dominierende Macht da. Für 
viele Leute, einschließlich einige: 
Amerikaner und Freunde Ameri- 
kas, scheint dies angesichts der 
Versuchungen, die mit absoluter 
Macht einhergehen, eine gefähr- 
liche Sachlage zu sein. 


Und noch: eine‘ weitere Ausle- 
gung stammt von Paul Kennedy, 
Verfasser der Bücher »The Rise 
and Fall of the Great Powers«, 
der für die sogenannte »deklini- 
stische« Schule in den Vereinig- 
ten Staaten federführend ist. 
Nach seiner Ansicht leiden die 
Vereinigten Staaten an einem 


zwar weniger fortgeschrittenen, 


aber nicht weniger tödlichen Fall 
der todbringenden Krankheit, 
von der die Sowjetunion jetzt be- 
fallen ist. Kennedy nennt sie den 
»imperial overstretch« (»impe- 
riale Überforderung«). 


Indem sie ihre Hilfsmittel den 
Militärausgaben und der Projek- 
tion der Macht nach Übersee 
widmen, folgen die Vereinigten 
Staaten dem Pfad, der alle voran- 


An Saddam Hussein wollte 
Amerika seine Stärke nach 
dem Rückzug der Sowjets als 
Supermacht demonstrieren. 


gegangenen Großmächte zum 
Untergang geführt hat, weil sie in 
den Schlüsselindizien der Stärke, 
die wirtschaftlicher Natur sind, 
unerbittlich von Japan und mög- 
licherweise auch von Europa, 
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George Bush hält Ausschau 
nach neuen »Windmühlen«, um 
durch äußere Stärke innenpoli- 
tische Schwäche zu kaschie- 
ren. 


oder zumindest von Deutschland 
überholt werden. 


Ausschau nach 
neuen Windmühlen 


Die Anstrengung, sich überall in 
der Welt der Sowjetunion stellen 
zu müssen, hat Amerikas Stärke 
bereits ausgelaugt. Anstatt die 
»Friedensdividende« zu kassie- 
ren und sich den Rückzug der So- 
wjetunion aus dem Wettbewerb 
zunutze zu machen, verdammen 
sie sich jetzt selbst zu weiterem 
Niedergang, indem sie nach an- 
deren Windmühlen schauen, ge- 
gen die sie ankämpfen können, 
und einen mittelklassigen regio- 
nalen Rowdy mit dem unaufrich- 
tigen Titel eines »neuen Hitlers« 
würdigen. 


Wirtschaftswissenschaftler des 
Establishments sagen, diese 
These sei Unsinn. Was auch im- 
mer ihre derzeitigen Probleme 


sein mögen, die Vereinigten Staa- 
ten seien immer noch die größte 
und stärkste Volkswirtschaft. 
Ihre Fähigkeit, wirtschaftliche 
Stärke in politisch-militärische 
Macht umzusetzen, sei einmalig. 
Wenn sie ihre Prioritäten aussor- 
tieren und Staatseinkünfte und 
-auslagen wenigstens halbwegs 
ausgleichen können, dann sind 
sie, nach den Worten von Joseph 
Nye an der Harvard-Universität, 
»gezwungen zu führen«. 


Aber »das sind die großen Wenn 
und Aber«, sagt Mortimer, »und 
rein wirtschaftliche Bedingungen 
zählen nicht unbedingt«. Die 
Frage lautet, meint der britische 
Kolumnenschreiber, werden 
Amerikaner es als der Rede wert 
oder notwendig erachten, bei 
Nichtvorhandensein einer kom- 
munistischen Bedrohung weiter- 
hin die Macht in dem Ausmaß, 
wie wir es derzeit erleben, nach 
Übersee zu projizieren? Viel- 
leicht wird der Ruhm des Siegs 


- über Saddam Hussein sie, die 


Vereinigten Staaten, dazu ermu- 
tigen, dies noch eine Zeitlang zu 
tun, sagt Mortimer. 


Aber selbst wenn ein militäri- 
scher Sieg das Versprechen von 
gestern erfüllt, können die politi- 


schen Früchte in einer derart 
widerspenstigen Region, wie der 
Nahe Osten es ist, allzu wahr- 
scheinlich auf der Zunge sauer 
werden. Und selbst wenn sich die 
Verluste an amerikanischen Men- 
schenleben als gnädig gering er- 
weisen sollten, dann wird die Fi- 
nanzrechnung immer noch als 
sehr deftig erscheinen. Schließ- 
lich trifft sie in der Mitte einer 
Rezession ein und muß gegen an- 
dere Ansprüche an den öffent- 
lichen Geldsack verrechnet wer- 
den. Hinzu kommt noch die ge- 
ringe Bereitschaft der amerikani- 
schen Mittelklasse, höhere Steu- 
ern zu zahlen. 


Größere Herausforderung 
ist Europa und Japan 


Dann, sagt Mortimer, werden die 
alten Argumente über »Lasten- 
teilung« wieder aufgegriffen, in 
einem neuen Zusammenhang, 
ohne die Befürchtung, daß die so- 
wjetische Macht sie ins rechte 
Licht rücken wird. Amerikaner 
werden sich fragen, warum sie 
eine derart unverhältnismäßig 
hohe Anstrengung in eine Sache 
gesteckt haben, die Europäer 
und Japaner unmittelbarer als sie 
betrifft, und in einen Versuch, 


Frieden und Stabilität in eine Re- 
gion zu bringen, die gegenüber 
allen derartigen Konzepten von 


Geburt her immun zu sein 


scheint. 


Viele fragen sich bereits, und 
noch mehr Leute werden sich fra- 
gen, ob die japanische indu- 
strielle Konkurrenz und europäi- 
sche landwirtschaftliche Subven- 
tionen keine größere und unmit- 
telbare Herausforderung für die 
Vereinigten Staate sind, als alles, 
was Hussein tun könnte. 


»Kurz gesagt«, spricht Mortimer 
zu seinen Miteuropäern, »wir 
sollten nicht auf die Vereinigten 
Staaten zählen, daß sie die der- 
zeitige Übung wiederholen. Es 
kann sehr wohl sein, daß sie das 
nächste Mal mit Vergnügen ande- 
ren, die unmittelbarer in die Sa- 
che verwickelt sind, die Last des 
Widerstands gegen die Aggres- 
sion überlassen werden. Wir 
könnten es mit einer Welt zu tun 
haben, in der es keine Super- 
mächte gibt - eine Welt, die anar- 
chistisch und gefährlich sein 
wird, es sei denn, neue Mächte 
nehmen einige der Führungsla- 
sten auf sich, die jetzt den Ver- 
einigten Staaten zugefallen 
sind.« 
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Neue Weltordnung 


Absprachen 
auf den Treffen 
der Eliten 


Jack Logo 


Seit 1973 halten jedes Jahr eine Handvoll der wohlhabendsten und 
einflußreichsten Finanzleute, Industriellen, Medien-Barone, Ge- 
werkschaftsbosse und Politiker aus Nordamerika, Westeuropa und 
Japan eine geheime Klausursitzung ab und planen die Zukunft des 


Globus. 


Die Beratungen dieser Elite- 
gruppe von Maklern der Macht, 
angeführt von David und Lau- 
rence Rockefeller, gestalten den 
Verlauf der Weltangelegenhei- 
ten. Und doch wissen nur sehr 
wenige Leute, daß diese Organi- 
sationen — die Trilaterale Komis- 
sion, der Council on Foreign Re- 
lations und die Bilderberger - 
existieren. Diese Organisationen 
sind die Grundlage der Neuen 
Weltordnung - einer internatio- 
nalen Regierung der Eliten, 
durch die Eliten und für die Eli- 
ten. 


Zwischen zwei 
Zeitaltern 


Die Trilaterale Kommission 
wurde 1973 ins Leben gerufen. 
Ihr Gründer und hauptsächlicher 
Finanzier ist der internationale 


Banker David Rockefeller, lang- 


jähriger Vorsitzender der von der 
Familie Rockefeller beherrsch- 
ten Chase Manhattan Bank und 
unangefochtener Overlord des 
weltweiten Firmenimperiums sei- 
ner Familie. 


Rockefellers Idee zur Gründung 
der Trilateralen Kommission 
tauchte auf, nachdem er ein Buch 
mit dem Titel »Between Two 
Ages« (»Zwischen zwei Zeital- 
tern«), geschrieben von einem 
Gelehrten des Establishments, 
Professor Zbigniew Brzezinski 
von der amerikanischen Colum- 
bia University, gelesen hatte. Mit 
Rockefellers Rückendeckung 
wurde Brzezinski zur mächtig- 
sten Persönlichkeit in der Regie- 
rung von Jimmy Carter. Carter 
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US-Präsident Jimmy Carter 
wurde von den trilateralen Brü- 
dern als idealer Präsident- 
schaftskandidat ausgewählt. 


war nicht gerade so zufällig- und 
ist immer noch - Mitglied der Tri- 
lateralen Kommission. 


In seinem Buch schlug Brzezinski 
eine breite Allianz zwischen 
Nordamerika, Westeuropa und 
Japan vor. Nach Meinung des 
Verfassers machen die Verände- 
rungen in der heutigen Welt ein 


. solches Bündnis erforderlich. 


Schutz der 
Interessen der Elite 


»So sehr es sich dagegen wehren 
mag«, schrieb Brzezinski an an- 
derer Stelle, »das amerikanische 
System ist dazu gezwungen, sich 
allmählich an diesen neu in Er- 
scheinung tretenden Zusammen- 
hang anzupassen, wobei die ame- 
rikanische Regierung aufgerufen 
wird, die verschiedenen Abma- 
chungen, die sogar von Privat- 
firmen getroffen wurden, auszu- 
handeln, zu gewährleisten und in 
gewissem Ausmaß zu schützen.« 


Mit anderen Worten, es sei not- 
wendig, daß sich die internatio- 
nale Oberklasse zusammentut, 
um ihre Interessen. wahrzuneh- 
men und in den entwickelten 
Ländern dafür zu sorgen, daß po- 
litische Führer an die Macht kom- 
men, die gewährleisten, daß die 
weltweiten Finanzinteressen der 
internationalen Elite vorrangig 
vor denen der »hoi poloi« (des ge- 
meinen Volkes) geschützt wer- 
den. 


Obwohl die ersten Vorkehrungen 
zur Gründung der Trilateralen 
Kommission auf einer Reihe von 
Sitzungen auf dem berühmten 
Rockefeller--Gut in Pocantico 
Hills außerhalb von New York 
City getroffen wurden, trug Rok- 
kefeller den Gedanken an eine 
Kommission erstmals auf einer 
Jahresversammlung der Bilder- 
berg-Gruppe vor, die im Herbst 
1972 im belgischen Knokke abge- 
halten wurde. 


Die Bilderberg-Gruppe ist mit 
der Trilateralen Kommission in- 
sofern vergleichbar, als sie vom 
Rockefeller-Imperium finanziert 
und stark beeinflußt wird und 
sich aus internationalen Ban- 
kern, Industriellen, Medienma- 
gnaten, Gewerkschaftsbossen, 
Akademikern und führenden Po- 
litikern zusammensetzt. 


Die Anerkennung 
der Japaner 


Die Mitgliedschaft in der viel äl- 
teren Bilderberg-Gruppe ist 
streng auf Teilnehmer aus den 
Vereinigten Staaten, Kanada und 
Westeuropa, das heißt auf das 
NATO-Bündnis begrenzt. Rok- 
kefeller muß sich auch mit der 


Familie Rothschild aus Europa 


die Macht teilen. 


Die Trilaterale Kommission war 
jedoch einmalig, indem sie die ja- 
panische herrschende Elite in die 
inneren Räte der globalen Mak- 
ler der Macht einführte, eine 
Anerkennung des wachsenden 
Einflusses Japans in der Weltwirt- 
schaft und in der weltpolitischen 
Arena. 


Eines der vorrangigen Ziele der 
Kommission bestand darin, 1976 
einen von den Trilateralen beein- 
flußten amerikanischen Präsi- 
denten ins Weiße Haus zu setzen, 
und um dieses Ziel zu erreichen, 
war es notwendig, einen geeigne- 
ten Kandidaten aufzubauen, der 
bereit sein würde, mit den Bestre- 
bungen der Trilateralen Kommis- 
sion zu kooperieren. Rockefeller 
und. Brzezinski wählten eine 
Handvoll wohlbekannter libera- 
ler Demokraten und einige we- 
nige Demokraten — hauptsäch- 
lich die mit der liberal-internatio- 
nalistischen Ader - aus, um in der 
Kommission zu dienen, 


Und um der Kommission ein re- 
gionales Gleichgewicht zu verlei- 
hen, bat Rockefeller den damals 
noch völlig unbekannten Gouver- 
neur von Georgia, Jimmy Carter, 
der nur eine Amtsperiode absol- 
viert hatte, der Kommission bei- 
zutreten, 


Nun war die Sache gelaufen. Auf 
der ersten Jahresversammlung 
der Kommission im Mai 1975 
stellte Rockefellers Mann Brze- 
zinski den ruhmlosen Carter sei- 
nen trilateralen Brüdern als idea- 
len Präsidentschaftskandidaten 
vor. 


Von diesem Augenblick an war al- 
les paletti, bis auf das Ausrufen 
des Kandidaten. Nach Mitteilung 
des ehemaligen US-Senators 
Barry Goldwater »war Carter für 
Rockefeller und Brzezinski der 
ideale Kandidat. Sie halfen ihm, 
die Nominierung zum Präsident- 
schaftskandidaten und schließ- 
lich die Präsidentschaft zu gewin- 
nen«. 


Mobilisierung 
der Geld-Macht 


»Um dieses Ziel zu erreichen, 
mobilisierten sie die Geldmacht 
der Wall-Street-Banker, den in- 
tellektuellen Einfluß der Akade- 
mikerschaft - die dem Wohlstand 
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der großen steuerfreien Stiftun- 


gen untertan ist- und die Mitglie- 
der im CFR (Council on Foreign 
Relations; ein weiteres Rockefel- 
ler-Gebilde) und in der Trilatera- 
len Kommission vertretenden 
Kontrolleure der Medien.« 


Diese direkt von Rockefeller ins 
Leben gerufenen und finanzier- 
ten Machtblöcke der internatio- 
nalen Politik werden häufig mit- 
einander verwechselt. Ein Grund 
für diese Verwirrung besteht 
darin, daß diese Gruppen in ihrer 
Zielsetzung sehr ähnlich sind, 
eine sich überlappende Mitglie- 
derschaft haben, und gewöhnlich 
in einer konzertierten Aktion auf 
die gleichen Ziele hinarbeiten. 


Alle drei Gruppen zählen Mit- 
glieder der Familie Rockefeller, 
von ihr bezahlte Angestellte und 
Berater, verbündete internatio- 
nale Banker und Industrielle, 
Akademiker aus bedeutenden 
Universitäten und steuerfreien 
Stiftungen, hochrangige Gewerk- 
schaftsführer, Spitzenpersönlich- 
keiten und Kontrolleure der Me- 
dien sowie auserwählte politische 
Persönlichkeiten in ihren Rei- 
hen. Aber die Drei - die Trilate- 
rale Kommission, der Rat für aus- 
wärtige Beziehungen (CFR) und 
die Bilderberg-Gruppe — weisen 
einige Unterschiede auf. 


Der Council on 
Foreign Relations 


In New York ansässig, setzt er 
sich ausschließlich aus amerikani- 
schen Staatsbürgern zusammen. 
Der CFR bringt das Vierteljah- 
resmagazin »Foreign Affairs« 
heraus und hält regelmäßige Sit- 
zungen und Seminare ab. Wich- 
tige Sitzungen sind streng ver- 
traulich und werden nicht proto- 
kolliert. 


Der CFR wurde 1921 mit Rocke- 
feller-Geldern gegründet und trat 
als amerikanischer Zweig des 
British Royal Institute on Inter- 
national Affairs (RIIA) als Nach- 
folger eines früheren, weniger 


gut organisierten Gebildes, das 


bereits diese Rolle spielte, in 
Erscheinung. Das RIIA war Gei- 


. steskind des englischen Finan- 


ziers Cecil Rhodes. CFR-Mitglie- 
der, angefangen von der republi- 
kanischen amerikanischen Re- 
gierung Herbert Hoovers bis zum 
heutigen Tag gleichermaßen in 
demokratischen und republikani- 
schen Regierungen, sind kontinu- 
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David (links) und Laurance Rockefeller sind die wichtigen Fi- 
nanziers und Mentoren der drei internationalistischen Abspra- 
chegremien. 


Unter dem Vorsitz von Prinz Bernhard der Niederlande tagte im 


Bilderberg-Hotel im niederländischen Oosterbeek zum ersten 


Mal das Insider-Gremium. 


ierlich in hohe politikmachende 
Stellungen gehievt worden. 


David Rockefeller selbst diente 
als langjähriger Vorsitzender des 
CFR und ist praktisch nach wie 
vor sein Chef. 


Die Bilderberg- 
Gruppe 


Diese Organisation erhielt ihren 
Namen nach dem Hotel in Hol- 
land, in dem sie 1954 zum ersten- 
mal zusammentraf. Sie tritt regel- 


mäßig an verschiedenen Orten 
überall in der Welt zusammen, 
stets unter größter Geheimhal- 
tung. oft an Zufluchtsorten, die 
von der Familie Rockefeller kon- 
trolliert werden. Die Bilderberg- 
Gruppe hat eine umlaufende Mit- 
gliederschaft von mehreren hun- 
dert Teilnehmern, die sich aus 
Eliten aus den Vereinigten Staa- 
ten und Westeuropa, in erster Li- 
nie - fast ausschließlich - aus den 
NATO-Ländern zusammensetzt. 


Die Familie Rothschild ist die 
führende europäische Macht in- 


nerhalb der Bilderberg-Gruppe 
und teilt sich die Macht mit dem 
in Amerika ansässigen Rockefel- 
ler-Imperium. Die Bilderberg- 
Gruppe hält sich äußerst bedeckt 
und veröffentlicht selten, wenn 
überhaupt, Berichte oder Stu- 
dien unter ihrer eigenen offiziel- 
len Agide. 


Teilnehmer an den Bilderberg- 
Sitzungen haben jahrzehntelang 
die bloße Existenz der Gruppe 
verleugnet, bis sie durch den 
Glanz der Medien-Publizität, 
weitgehend ausgelöst durch die 
amerikanische Zeitung »The 
Spotlight« und »CODE« ans Ta- 
geslicht der Öffentlichkeit ge- 
zerrt wurde. 


Die Trilaterale 
Kommission 


Die Trilaterle Kommission 
wurde 1973 ausschließlich von 
Rockefeller organisiert. Sie hält 
eine offizielle reguläre Jahresver- 
sammlung ab, die der unabhängi- 
gen Presse nicht zugänglich ist, 
führt aber Seminare und andere 
Versammlungen durch, die weni- 
ger exklusiv sind. Die Mitglied- 
schaft ist begrenzt auf elitäre Per- 
sönlichkeiten aus den Ver- 
einigten Staaten und Kanada, 
Westeuropa und Japan, einige 
Hundert an der Zahl. Aus gewis- 
sen Kreisen verlautet, daß die 
Kommission in naher Zukunft 
damit beginnen könnte, ihre Mit- 
gliederschaft auf Eliten aus 
Mexiko auszudehnen. 


Die Trilaterale Kommission gibt 
von Zeit zu Zeit als »Triangle Pa- 
pers« bekannte Berichte sowie 
Pressemitteilungen heraus und 
verlegte ein Journal mit demTitel 
»Trialogue« (inzwischen einge- 
gangen). David Rockefeller 
diente kontinuierlich, seit der 
Gründung, als »nordamerikani- 
scher Vorsitzender«, wird aber 
als die Haupttriebkraft der Tri- 
lateralen Kommission aner- 
kannt. Oo 
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Neue Weltordnung 


Wird 


Jerusalem 
Hauptstadt 


der Welt? 


Otis Lopez 


Der amerikanische Präsident Franklin D. Roosevelt sagte, in der Po- 
litik geschehe nichts durch Zufall. Könnte die von US-Präsident Ge- 
orge Bush kürzlich verkündete »Neue Weltordnung« eines dieser ge- 
planten Ereignisse sein? 


Er 


In Tel Aviv verkündete David Ben Gurion 1948 den Staat Is- 
rael. Er sah in Jerusalem die künftige Welt-Hauptstadt. 
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Lord Balfour (links), ein britischer Verbündeter des Zionis- 


mus, bei der Einweihung der Hebräischen Universität. In 


Universitätstracht Sir Herbert Samuel, Juda Magnes, der 


Rektor, und rechts Chaim Weizmann. 


Drei prominente US-Zionisten. Von links nach rechts: der 


Philanthrop Nathan Straus, Louis D. Brandeis, Richter am 
Obersten Bundesgericht, und Rabbi Stephen S. Wise. 


Premierminister Yitzhak 
Shamir sieht sich näher dem 
zionistischen Ziel einer 
»Neuen Weltordnung«. 


Der amerikanische Schriftsteller 
Des Griffen führt in seinem Buch 
»Wer regiert die Welt?« aus: »Es 
ist seit Jahren eine feststehende 
Tatsache, daß die Zionisten pla- 
nen, Jerusalem zur Verwaltungs- 
haupstadt einer »Eine-Welt-Re- 
gierung« zu machen.« 


Die Spekulation 
von David Ben Gurion 


In diesem Zusammenhang ist es 
wichtig darauf hinzuweisen, daß 
schon 1962 der israelische Mini- 
sterpräsident David Ben Gurion 
auf eine zukünftige Eine-Welt- 
Ordnung nach dem Zusammen- 
bruch der Sowjetmacht spekul- 
lierte. In einem für die amerika- 
nische Zeitschrift »Look« ge- 
schriebenen Artikel sagte Ben 
Gurion: 


»Das Image der Welt im Jahr 
1987, in meiner Vorstellung nach- 
gezeichnet, sieht wie folgt aus: 


12) 
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Unter Teilnehmern des 6. 
Zionistenkongresses (1903) 
sitzt Theodor Herzl, Begrün- 
der des modernen Zionis- 
mus, mit gekreuzten Armen 
zwischen seiner Mutter und 
dem Schriftsteller Zangwill. 


Der Kalte Krieg wird eine Sache 
der Vergangenheit sein. Der in- 
terne Druck der ständig wachsen- 
den Intelligentsia in Rußland 
nach mehr Freiheit und der 
Druck der Massen zur Erhöhung 
ihres Lebensstandards könnte zu 
einer allmählichen Demokrati- 
sierung der Sowjetunion führen. 
Andererseits könnte der zuneh- 
mende Einfluß der Arbeiter und 
Bauern und die größer werdende 
politische Bedeutung von Män- 


nern der Wissenschaft die Verei- 
nigten Staaten in einen Wohl- 
fahrtsstaat mit einer Planwirt- 
schaft verwandeln. 

West- und Osteuropa werden sich 
zu einer Föderation autonomer 
Staaten mit einem sozialistischen 
und demokratischen Regime zu- 
sammenschließen. Mit Aus- 
nahme der UdSSR als föderati- 
ver eurasicher Staat werden sich 
alle Kontinente zu einem Welt- 
bündnis vereinigen, dem eine in- 
ternationale Polizeimacht zur 
Verfügung stehen wird. 


Die Prophezeiung 
Jesajas 


Alle Armeen werden abge- 


schafft, und es wird keine Kriege 
mehr geben. In Jerusalem wer- 
den die Vereinten Nationen - die 
wirklich Vereinten Nationen — 
einen Schrein der Propheten 
bauen, der der zu einem Bund 
zusammengeschlossenen Union 
des Obersten Gerichts der 
Menschheit dienen soll, um alle 
Streitigkeiten unter den föderali- 
sierten Kontinenten zu schlich- 
ten, wie von Jesaja prophezeit 
wurde. Das höhere Bildungswe- 
sen wird das Recht eines jeden 
Menschen auf der Welt sein. Eine 
Pille zur Schwangerschaftsverhü- 
tung wird das explosive natür- 
liche Wachstum in China und 
Indien verlangsamen. Und bis 
spätestens 1987 wird die durch- 
schnittliche Lebenserwartung 


hundert Jahre erreicht haben.« 
(»Look magazine«, 16. Januar 
1962, S. 20) Griffin schreibt: 
»Man achte darauf, daß der isra- 
elische Ministerpräsident die 
Zeit vorraussah, wo Amerika 
wahrscheinlich zu einem >Wohl- 
fahrtsstaat mit einer Planwirt- 
schaft« werden würde. Anders als 
die amerikanischen Bauern ver- 
stand er offensichtlich, was die 
Manipulierer hinter den Kulissen 
gegen unsere einst große Repu- 
blik im Schilde führten.« oO 


Das Buch von Des Griffin »Wer re- 
giert die Welt« ist im Verlag Diagno- 
sen, D-7250 Leonberg, erschienen. 
Einzelheiten darüber in der Anzeige 
auf der Rückseite dieser Zeitschrift. 


Er 
4/1991 \SODE 41 


Neue Weltordnung 


Funktionalis- 


mus Stuck 


fur Stuck 


Michael Suggs 


Was in der endgültigen Form erschreckend oder überwältigend zu 
sein scheint, mag in einzelnen Stücken aufgeteilt viel verdaulicher 
sein. Daher schlagen Psychologen oft vor, daß eine Arbeit in ihre 
verschiedenen Teile aufgegliedert wird. Eine Aufgabe, die zunächst 
unüberwindbar zu sein scheint, ist dann leichter zu bewältigen, be- 


haupten die Psychologen. 


Und so ist esauch mit der»Neuen 
Weltordnung«. Es gab Wider- 
stand dagegen, die nationale Sou- 
veränität einzelner Staaten an 
eine Weltgruppe - wie die Verein- 
ten Nationen - auszuliefern. Des- 
wegen hat die undurchsichtige 
Elite, die uns und die Welt be- 
herrscht, einen Plan, um die 
»Eine-Welt-Regierung« Stück für 
Stück zu verwirklichen. 


Die Aussichten 
werden verbessert 


Dies wurde in allen Einzelheiten 
von Harland Cleveland vom As- 
pen Institute für Humanistic Stu- 
dies erklärt. Cleveland argumen- 
tiert dahingehend, daß, wenn die 
mächtigen globalistischen Insti- 
tutionen eine Weltregierung zu- 
standebringen wollen, die Pläne 
geändert werden müssen. Er ver- 
wies auf das Versagen des Völker- 
bunds und der Vereinten Natio- 
nen bei dem anhaltenden Ver- 
such, die erwähnte Eine-Welt- 
Regierung zustandezubringen. 


Der neue Plan, der laut Cleve- 
land ausgeführt werden muß, 
heißt »Piecemeal Functionalism« 
(»Funktionalismus Stück für 
Stück«). David Rockefellers Tri- 
laterale Kommission hat diesen 
neuen Schlachtplan aufgegriffen 
und erklärt ihn folgendermaßen: 


»Im allgemeinen können die Aus- 
sichten zur Erreichung einer 
wirksamen internationalen Ko- 
operation (Kontrolle) oft verbes- 
sert werden, wenn die einzelnen 
Punkte — nach außen hin — ge- 
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Mortimer Adler ist der Mei- 


nung, daß Frieden ohneWel- 


tregierung unmöglich ist. 


trennt gehalten werden -, was wir 
Funktionalismus Stück für Stück 
nennen. Koalitionen von Spezia- 
listen können auf bestimmten 
Funktionsgebieten über die Lan- 
desgrenzen hinweg gebildet wer- 
den, wodurch den Nationalis- 
men, die sonst einer Einigung im 
Wege stehen könnten, die Spitze 
abgebrochen wird. 


Teile eines 
gigantischen Puzzles 


»Funktional spezifischen interna- 
tionalen Organisationen gelingt 
es viel besser als Mehrzweck-Or- 
ganisationen — wie die Vereinten 


Nationen —, konkrete Aufgaben 
zu erledigen.« 


Das Konzept des stückweisen 
Funktionalismus besagt, daß der 
Versuch, über große, allumfas- 
sende Organisationen, wie die 
Vereinten Nationen, eine Neue 
Weltordnung direkt zu schaffen, 
nicht durchführbar ist. 


Wenn jedoch der Brennpunkt der 
Aktivitäten von solchen großen 
Organisationen genommen und 
auf viele Organisationen zer- 
streut wird, und wenn die Stücke, 
die das Ganze ausmachen, 
scheinbar getrennt gehalten wer- 
den können, dann können Stück 
für Stück, Vertrag für Vertrag, 
Gesetz für Gesetz, Sache für 
Sache und Organisation für Or- 
ganisation, alle diese Teile wie 
ein gigantisches Puzzlespiel zu- 


Robert Edgar behauptet, 
Umweltprobleme kommen 
durch die Souveränität der 
Staaten. 


sammengesetzt werden. 


Und wenn das Puzzle komplett 
ist, dann erscheint das fertige 
Bild als das einer »Neuen Welt- 
ordnung«. 


In der Tat behauptet Richard N. 
Gardner, Professor für interna- 
tionale Organisationen an der 
Columbia University und Mit- 
glied der Trilateralen Kommis- 
sion und des Council on Foreign 
Relations, bei seiner Argumenta- 
tion gegen die alte Philosophie, 
die darin besteht, zu versuchen, 
eine »sofortige Weltregierung« zu 
erreichen, daß »ein Endlauf um 
die nationale Souveränität, wo- 


bei diese Stück für Stück ausge- 
höhlt wird, mehr Erfolg ver- 
spricht als ein altmodischer 
Frontalangriff«. 


Die stückweise Annäherung an 
die Problemlösung bedeutet je- 
doch nicht, daß diese Globalisten 
jetzt einen Weg aufs Geratewohl 
einschlagen. Alle diese Stücke 
werden sorgfältig gehandhabt. 
Die Mechanismen der neuen Phi- 
losophie finden sich in der Tech- 
nik des Management durch Kri- 
sen wieder. 


Das Management 
durch Krisen 


Management durch Krisen ist im 
Grunde genommen eine dreifa- 
che Technik. Als Reaktion auf 
Terrorismus — oder angenomme- 
nen Terrorismus - wird die Regie- 
rung, die durch die Verfassung 
verbrieften Rechte, des Bürgers 
einstweilig aufheben und der 
»Subversion« Verdächtige auf- 
greifen. Dies funktioniert folgen- 
dermaßen: 


Diejenigen, die eine Verände- 
rung in eine bestimmte Richtung 
wollen, und diejenigen, die über 
ausreichende Hilfsmittel verfü- 
gen, schaffen, erfinden oder ent- 
decken eine vorhandene Krise — 
wie Terrorismus durch Feinde aus 
dem Nahen Osten -. Sie publizie- 
ren diese Krise weit und breit; 
und wenn genügend Unruhe un- 
ter der Bevölkerung entstanden 
ist, dann schlagen sie - stets be- 
rühmte Akademiker zitierend - 
ihre Lösung zur Bewältigung der 
Krise vor. . 


Das Geheimnis einer bewältigten 
Krise besteht darin, die Men- 
schen dazu zu bringen, etwas als 
Krisenlösung zu akzeptieren, was 
sie niemals akzeptiert hätten, 
wenn man sie überhaupt nicht 
auf diese »Krise« aufmerksam ge- 
macht hätte. 


Was heute unter dem Aspekt des 
stückweisen Funktionalismus vor 
sich geht, ist, daß für viele der 
weithin publizierten Krisen - wie 
zum Beispiel die Umweltkrise, 
die Bevölkerungskrise und die 
Irak-Krise - die einzige von Ex- 
perten vorgeschlagene Lösung in 
der Bildung einer Weltregierung 
und der entsprechenden »Neuen 
Weltordnung« besteht. 


In der Zielsetzung derjenigen, 
die hinter dieser stückweisen Pro- 
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‚blemlösung stehen, macht es kei- 
“nen Unterschied, ob die Krise 


real oder erfunden ist. Der wich- 
tigste Punkt ist, daß viele Bürger 
glauben, es müsse etwas »Drasti- 
sches« geschehen, um der Krise 
Herr zu werden, und dies öffnet 
die Tür zur Akzeptanz der vorge- 
schlagenen Lösung. 


Souveränität 
ist Sabotage 


Eine der Schlüsselfiguren in der 
»Umweltkrise« ist zum Beispiel 
der ehemalige amerikanische Ab- 
geordnete Robert Edgar. Er 
sagte, daß die Umweltprobleme 
auf die Souveränität zurückzu- 
führen sind, und daß nur eine 
Weltregierung die Umwelt »ret- 
ten« könne. 


Im einzelnen behauptete er, die 
bestehende amerikanische Re- 
gierungsform sei fehlerhaft, weil 
Regierungsmitglieder nur einem 
Land gegenüber verantwortlich 
sind und nur über eine Amtszeit 


‘ von mehreren Jahren hinweg die- 


nen. Er sagte: »Von einem sol- 
chen System kann man nicht er- 


- warten, daß es mit langfristigen 


Problemen, wie saurem Regen, 
fertig wird.« 


Edgar wurde ernst genommen, 
mit großer Aufmerksamkeit der 


- Medien des Establishments und 


in Berichten von Gelehrten, die 
seinen Behauptungen Rücken- 
deckung gaben. Zum Beispiel 
Philip Isley, der Präsident der 


- World Constitution and Parlia- 


ment Association, behauptet, 
daß »diese Probleme, die die Zu- 
kunft aller Menschen auf Erden 
zu zerstören oder schwer zu be- 
einträchtigen drohen, können 
nicht auf örtlicher Ebene gelöst 
werden, auch nicht durch Ver- 
handlungen zwischen souver- 
änen Staaten, ob innerhalb oder 
außerhalb der Vereinten Natio- 
nen«. 


Ein-Weltler vertreten die An- 
sicht, daß die Regierungen des 
Planeten bald einen Punkt der 
kritischen Instabilität erreichen 


-. werden. Der Augenblick der kri- 


tischen Instabilität, so lautet die 
Theorie, wird durch eine massive 


„Krise oder eine Serie von Krisen 
herbeigeführt, die das Funda- 


ment des derzeitigen National- 
staatensystems, wie ein guter 
Krieg, in den Grundfesten er- 
schüttern wird. 

Wenn dieser Augenblick gekom- 


men ist, glauben diese Analytiker 
in der Lage zu sein, die Gelegen- 
heit beim Schopf zu fassen und 
tatsächlich die Evolution zu einer 
neuen Gesellschaft in der Rich- 
tung ihrer Wahl zu beeinflussen — 
ungeachtet dessen, daß Marx 
und Lenin genau das gleiche ge- 
sagt haben. 


Ervin Lazlo, Leiter des Institute 
for Training and Research der 
Vereinten Nationen, meint: »In 
der kommenden Periode des 
Wandels werden wir in der Tat 
eine Chance haben, Herren unse- 
res eigenen Schicksals zu sein.« 


Marx und Lenin 
sagten das gleiche 


Willis Harman, ein Berater für 
den Nationale Goals Research 
Staff des Weißen Hauses, sagt: 
»Wir sind vielleicht die erste Ge- 
sellschaft in der Geschichte, die 
in der Lage sein wird, eine derart 
fundamentale Wandlung zu er- 
kennen, während sie noch im 
Gange ist.« 


Und Dieter Heinrich, ehemaliger 
Präsident der World Federalists 
of Canada, behauptet: »Die Tat- 
sache, daß die Welt, so wie sie ist, 
noch nicht zu einer Weltregierung 
bereit ist, bedeutet nicht, daß die 
Weltföderalisten mit ihren Ideen 
zu früh gekommen sind, oder daß 
wir abwarten sollen während 
viele Leute ihre Denkweise än- 
dern. Letzteres kann sich im Kiel- 
wasser einer Krise urplötzlich än- 
dern. Wir sollten bereit sein, 
wenn die ganze Sache losgeht. So 
gehen Evolutionen vor sich, 
nicht in einer sanften Kurve oder 
Fortschritt, sondern durch plötz- 
liche auftretende Krisen und Ver- 
änderungen.« 


Mortimer J. Adler vom Aspin In- 
stitute schrieb in einem Artikel 
mit der Überschrift »World 
Peace in Truth«: »Weltfrieden ist 
unmöglich ohne Weltregierung; 
Weltregierung ist unmöglich 
ohne ein Weltgemeinschaftsge- 
fühl; und Weltgemeinschaft kann 
unmöglich ohne eine Einheit der 
Wahrheit herbeigeführt wer- 
.den.« 

Mit anderen Worten, man bringe 
die Leute dazu, ähnlich zu den- 
ken und zu glauben und der näch- 
ste Schritt, die Weltregierung, ist 
leicht zu vollziehen. Adler vertrat 
auch die Auffassung, daß »das 
Christentum der Einheit der 
Wahrheit im Wege steht«. DO 
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Neue Weltordnung 


Eine moralisch 
degenerierte 


Elite 


Peter Blackwood 


Um die Jahrhundertwende bissen sich eine ehrgeizige und moralisch 
degenerierte Gruppe von Bankern und Industriellen an einem lang- 
fristigen Plan fest, der ihnen am Ende die Herrschaft über alle Men- 
schen in der Welt und deren Ressourcen in die Hände spielen sollte. 


Das grundsätzliche Ziel dieser 
verrückten . Genies bestand 
darin, die Verfassung der Ver- 
einigten Staaten zu demontieren 
und an deren Stelle eine Weltre- 
gierungsklausel zu setzen, über 
die das Kartell bestimmen sollte. 


Die Clique machte 
sich alle Vorteile zunutze 


Um dieses Ziel zu erreichen, 
setzte diese Clique Mittel wie In- 
filtration, Aufstand und Rebel- 
lion ein, die auf die religiösen, 
wirtschaftlichen und sozialen 
Disziplinen der bestehenden 
Ordnung abzielten. Indem sie ih- 
ren ganzen Wohlstand und Ein- 
fluß zusammenrafften, um insge- 
heim nihilistische Lehrsätze zu 
fördern, glaubten sie, die geistige 
Führung von Kirche und Univer- 
sität an sich reißen zu können. 


Die Beherrschung der Kanzeln 
und der Universitäts-Lehrstühle, 
so meinte sie, würde dazu beitra- 
gen, den ganzen geistig-pädago- 
gischen Prozeß, die Korruption 
der Massenmedien und die Grün- 
dung einer brüchigen steuerlosen 
Gesellschaft, die ihren Zwecken 
dient, inden Griff zubekommen. 
Die politische Autorität zu erlan- 
gen, war offensichtlich eine Vor- 
bedingung für den Erfolg. Das 
Kartell setzte daher 1912 eine be- 
deutende Durchdringung der po- 
litischen Struktur der Vereinigten 
Staaten durch, indem sie die Re- 
publican Party aufspalteten, um 
eine Marionette, den Demokra- 
ten Woodrow Wilson, zum ameri- 
a Präsidenten zu wäh- 
en. 
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US-Präsident Woodrow Wilson 
war eine Marionette, die der in- 
ternationalen Clique durch 
neue Gesetze große Vorteile 
brachte. 


Die Clique machte sich diesen 
Vorteil schnell zu. nutze und 
setzte in den letzten Tagen der 
Amtszeit des Kongresses von 
1913 drei Gesetzesentwürfe 
durch, mit denen die Verfassung 
entmannt und eine politische 
Machtbasis für ihre Operationen 
geschaffen wurde. Es handelte 
sich um folgende Gesetze: 


Die 16. Verfassungsänderung, 
die sogenannte »Einkommen- 
steuer-Änderung«, die, wie die 
Steuerzahler irrtümlicherweise 
glauben, zur Erhebung von Steu- 
ern auf persönliche Einkünfte be- 
rechtigt. 

Die 17. Verfassungsänderung, 


die eine direkte Wahl der amerı- 
kanischen Senatoren verlangt. 


Und den Federal Reserve Act, 
das amerikanische Zentralbank- 
gesetz. 


Mit einem Schlag erreichte die 
Clique auf diese Weise: Unbe- 
grenzte Finanzierung durch un- 
begrenzte Besteuerung; Beherr- 
schung des Kongresses durch Be- 
seitigung der staatlichen Aufsicht 
über Senatoren; und die Verlage- 
rung der Macht, um Gelder vom 
Kongreß für ihre Privatbank, 
dem Federal Reserve System, 
locker zu machen. 


Auf dieser unwiderstehlichen 
und unangreifbaren Machtgrund- 
lage richtete das Kartell 1914 
einen »Brain Trust« ein, der zu 
einem Instrument zur Eroberung 
der Welt-gestaltet werden sollte. 
Die Organisation erhielt den 
Namen »Inquiry« und wurde um 
einen Kern von Mitgliedern 
herum gebildet, die aus der Inter- 
collegiate Society, einer soziali- 
stisch orientierten Gruppe, ange- 
worben wurden. 


Man hatte einen Plan 
zur Machtübernahme 


Die Inquiry, die sichtbare Struk- 
tur einer verdeckten Operation, 
begann damit, eine »intellektu- 
elle Elite« anzuwerben und her- 
anzubilden, die unter der Lei- 
tung ihrer verborgenen Sponso- 
ren die Covenant of the League 
of Nations (Völkerbundsklausel) 
entwarfen. 


Der Völkerbund war als Funda- 
ment für die »Neue Weltord- 
nung« geplant. Als der amerika- 
nische Senat sich weigerte die 
amerikanische Mitgliedschaft im 
Völkerbund zu ratifizieren, 
wurde die Inquiry neu organisiert 
und 1919 in Council on Foreign 
Relations (CFR) umgenannt. 
Der Hauptsitz des CFR war in 
New York City, dem Finanzzen- 
trum der Welt. Sechsundzwanzig 
Jahre sollten vergehen, bevor die 
Clique, über das Instrument des 
CFR, den ersten Schritt in Rich- 
tung auf eine Weltregierung un- 
ternahm. 


Das während des Zweiten Welt- 
kriegs erzeugte Propaganda- 
klima bot die Gelegenheit, und 
am 28. Juli 1945 wurde eine auf- 
gemöbelte Völkerbundsklausel 
mit einem neuen Titel - Charter 


der Vereinten Nationen - von ei- 
nem unterwanderten US-Senat 
ratifiziert. Die Verfassung der 
Vereinigten Staaten erlitt einen 
entscheidenden Verlust an Be- 
deutung und die staatliche Sou- 
veränität wurde stark ge- 
schwächt. 


Mit der Zeit wurde ein ineinan- 
dergreifender internationaler 
Apparat — eine unsichtbare Wel- 
tregierung — entworfen. Heute 
gehören zu diesen angeschlosse- 
nen Körperschaften des Royal In- 
stitute for International Affairs in 
England — 1919 zeitgleich mit 
dem CFR während eines Mittag- 
essens in Paris gegründet -, das 
Institute des Relations Interna- 
tionales in Belgien, die Dänische 
Gesellschaft für Außenpolitik, 
der Indische Rat für Weltangele- 
genheiten und ähnliche Organi- 
sationen in Frankreich, Italien, 
Jugoslawien, Griechenland und 
der Türkei. 


Zwei der mächtigsten - und ge- 
heimsten - internationalistischen 
Banden in der Welt sind die Bil- 
derberg-Gruppe und die Trilate- 
rale Kommission. Erstere hat ih- 
ren Sitz in Europa; letztere in 
Amerika. David Rockefeller lei- 
tet die Trilaterale Kommission 
und teilt sich die Macht innerhalb 
der Bilderberg-Gruppe mit den 
Rothschilds in Europa. -Beide 
sind schon des öfteren in CODE 
entlarvt worden. 


Der CFR, die Bilderberger und 
die Trilateralen arbeiten hinter 
den Kulissen auf eine »Eine- 
Welt-Regierung« hin. 


Sie haben einen beträchtlichen 
Einfluß. Sie scheuen die Auf- 
merksamkeit der Öffentlichkeit. 
CFR-Mitglieder und Trilaterale 
sagen, sie seien eine harmlose 
Gesprächsgruppe. Die Bilderber- 
ger geben vor, nicht vorhanden 
zu sein. DO 
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 Golf-Krieg 


Das Versagen 
der Vereinten 


Nationen 


Warren Hough und George Nicholas 


Jetzt, wo sich die Vereinten Nationen »von einem Forum des Frie- 
denis in ein Instrument des Krieges« gewandelt haben, wie Dr. Ali A. 
Treiki, der Libyens angesehener Außenminister war und derzeit als 
"UN-Botschafter seines Landes in New York dient, drängen immer 


mehr blockfreie Länder auf Beendigung des Krieges im Nahen 


Osten. 


Die Kritiker der Vereinten Natio- 


. nen rufen zu einer Reform der 


Grundstruktur der internationa- 
len Körperschaft auf, die sich seit 
kurz nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges, als die Vereinten 
Nationen ins Leben gerufen wur- 
den, nicht geändert hat. 


Diese »schweigende Mehrheit« 
-der Länder des Nahen Ostens - 
deren Regierungen sich weder 
dem Irak noch dem Lager der Al- 
liierten unter: amerikanischer 
Flagge angeschlossen haben - 


“fand in den Vereinigten Staaten, 


wo das Kriegsfieber die Massen- 
medien ergriffen hat, wenig oder 
gar kein Gehör. 


Um für denkende Mitbürger ein 
Fenster zu dieser lebenswichti- 
gen Region zu öffnen, erhielt der 
langjährige diplomatische Korre- 
spondent unserer Schwesterzei- 
tung »The Spotlight« ein exklu- 
sives Interview mit Dr. Ali A. 
Treiki. 


Obwohl Treiki weithin als einer 


., der fähigsten arabischen Diplo- 


maten und einflußreicher Spre- 


„cher für die große islamische Welt 


„bekannt ist, ist er in den Vereinig- 


“ten Staaten und Westeuropa, wo 
: &die meisten Nachrichten einen 


“pro-israelischen Geschmack ha- 


ben, keine bekannte Person. 


Aber bei den Vereinten Nationen 
"wenden sich eine wachsende An- 
zahl von Delegationen, die über 


die Bereitschaft der Weltorgani- 


„sation, Krieg gegen den Irak zu 


führen, enttäuscht sind, wegen 


“einer Auslegung des Konflikts an 


Dr. Treiki und bitten ihn um Rat, 
wie dieser zu lösen ist. 

Das Exklusiv-Interview mit dem 
libyschen Beamten fand in den 
letzten Januartagen.in der neuen 
libyschen Botschaft, neben dem 
Hauptsitz der Vereinten Natio- 


nen in New York City, statt. 


Die an ihn gerichteten Fragen 
sind in Fettdruck, die Antworten 
in Normaldruck wiedergegeben. 


Am Golf steht ein arabisches 
Land unter Feuer. Es gibt Be- 
richte über massive Luftangriffe 
und Vorbereitungen für weitere 
Angriffe, die sich von Tag zu Tag 
verstärken. Was kann getan wer- 
den, um die Verwüstung des Iraks 
zu verhindern? 


Treiki: Die fünf nördlichen Län- 
der der Region - Algerien, Ma- 
rokko, Tunesien, Mauretanien 
und meine eigene Regierung - 
haben sich zusammen getan, und 
die Vereinten Nationen dazu auf- 
gefordert, diesem Treiben durch 
einen Waffenstillstand oder 
Feuereinstellung Einhalt zu ge- 
bieten. Jordanien, Jemen und Su- 
dan haben jetzt verkündet, daß 
sie diesen Vorstoß unterstützen 
werden. Indien hat seinen eige- 
nen Vorschlag zu einem soforti- 
gen Waffenstillstand gemacht. 


Unter den blockfreien Nationen . 


wächst die Unterstützung für 
eine zeitweilige Einstellung der 
Feindseligkeiten. 


Der eskalierende Golfkrieg_er- 
höht die Spannungen und schafft 
neue Teilungen in der Region. 
Wo steht Libyen? 


Teeiki: Unsere Position war von 
Anfang an klar. Wir billigen die 


“ Besatzung Kuwaits durch den 


Irak nicht. Aber wir sind noch 
mehr gegen das massenhafte Ein- 
greifen fremder Streitkräfte in ei- 
nen im wesentlichen arabischen 
Streitfall. Wir haben warnend 
darauf hingewiesen, daß ein Ein- 
greifen der USA den Krieg unver- 
meidlich macht. Leider haben 
uns die Ereignisse Recht gege- 
ben. 


Gibt es eine friedliche Lösung für 
den Konflikt? 


Treiki: Wir glauben ja. Aber diese 
kann nicht durch fremde Armeen 
auferlegt werden. Dies ist im we- 
sentlichen eine regionale Krise. 


Irak und seine Nachbarn hängen 


durch ein Netz von kulturellen 
und völkischen Bindungen, die 
Jahrhunderte zurückgehen, an- 


einander. Dieser Konflikt sollte 


durch Vermittlung innerhalb der 
arabischen Völkergemeinschaf- 
ten gelöst werden. 


Aber obliegt es nicht den Verein- 
ten Nationen, eine solche Ver- 
mittlung zu fördern? 


Treiki: Ja. Aber am Golf haben 
die Vereinten Nationen kläglich 
versagt und ihren Ruf verspielt. 
Sie sind keine Friedensrichter 
mehr wie die Charta verlangt. Sie 
haben sich in ein Instrument des 


Krieges verwandelt. Wir haben - 
das Vertrauen zum Sicherheitsrat 


der Vereinten Nationen verloren. 


Hat das Weltforum seine Glaub- 
würdigkeit, seinen Einfluß in der 


-blockfreien Welt verloren? 


Treiki: Nicht unbedingt. Aber es 
muß neu organisiert werden. Die 
Sieger des Zweiten Weltkriegs, 
die die Vereinten Nationen ins 
Leben riefen, behielten sich bei 
deren Beratungen die beherr- 
schende Rolle vor. Das muß auf- 
hören. 


Wir werden Schritte unterneh- 
men, um den Sicherheitsrat um- 
zubauen und das den Siegern des 
Zweiten Weltkriegs vorbehaltene 
Veto abschaffen. Es gibt unter 
den Mitgliederstaaten eine 
Grundströmung, die auf eine Be- 
endigung dieses imperialen Ge- 
bildes drängt - eine wachsende 


: Reform-Koalition. 


Was ist die treibende Kraft hinter 


dieser Reformbewegung? 


Treiki: Ein 
Forum sollte objektiv und ausge- 
wogen sein. Keines von beiden 
trifft für die Vereinten Nationen 
zu. Es hat die Anwendung militä- 
rischer Gewalt gutgeheißen, um 
»Kuwait zu befreien«. 


Aber was wir erleben ist ein 
Krieg, um den Irak zu vernich- 


:ten. Die Israelis werden in dieser 


Schlacht die einzigen Sieger sein; 
der Feldzug gegen Saddam Hus- 
sein erfolgt nach ihrem Spiel- . 
plan. 


Warum sollte Israel heute der 


. Welt seine Absichten aufzwin- 


gen? 


Treiki: Weitgehend deshalb, weil 
die Vereinigten Staaten schon seit 
Jahren Israels Beispiel folgen. 


“ Die Vereinten Nationen rangen 


zwar die Hände, unternahmen 
aber nichts, als Israel 1982 den 
Gazastreifen annektierte oder in 
den Libanon einmarschierte-ein 
schlimmeres Verbrechen des Völ-. _ 
kermords als der Irak bislang be- 
gangen hat. 


Aber hat die Weltversammlung 
Israels Verbrechen nicht verur- 
teilt? 


Treiki: Die Vereinten Nationen 
haben unzählige Male die unge- 
setzliche Besetzung Palästinas 
durch Israel und andere zionisti- 
sche Übergriffe verurteilt. Aber 
als im Geiste dieser Resolutionen 
unbewaffnete Kinder gegen das 
Besatzungsregime demonstrier- 


‚ten, standen die Vereinten Natio- 


nen machtlos dabei, als bewaff- 
nete Israelis den protestierenden 
Kindern die Knochen brachen. 
Das ist weder unparteiisch noch 
gerecht. 


Gibt es Ihrer Meinung nach hoff- 
nungsvolle Anzeichen? 


Treiki: Die Stimmen der Mäßi- 
gung und Nachdenklichkeit, die 
wir im amerikanischen Kongreß 
vernehmen, : geben Anlaß zur 
Hoffnung. Die Stimmen der 
Wehrdienstverweigerer und die 
aufklärende Analyse der Schrek- 
ken des Krieges verschaffen sich 
allmählich Gehör. Wir hoffen 
auch, daß Reform und Reorgani- 
sierung die Vereinten Nationen 
stärken, nicht schwächen wer- ‚ 
den, so daß diese bei der Beendi- 
gung dieses verhängnisvollen, 
ungeheuerlich gefährlichen Krie- 
ges die Führung übernehmen 
können. D 
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Golf-Krieg 


Die Stunde 
der Wahrheit 


Ralf Ettl 
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Zur Sache Golf-Krieg. Es ist Zeit, daß einige Dinge klargestellt wer- 
den. Da man es mit erwachsenen Menschen und keinen dummen 
Jungen zu tun hat, muß einmal zwischen gleichgeschalteter Propa- 
ganda und Wahrheit unterschieden werden. 


Zum Thema Golf-Krieg muß 
klargestellt werden, daß der Irak 
eine aus der Kolonialzeit herrüh- 
rende Willkürgrenze beseitigen 
wollte, nicht aber ein fremdes 
Land »überfiel«. Wenn man sich 
ein wenig mit der Geschichte des 
Orients beschäftigt, stellt man 
fest, daß das Gebiet von »Ku- 
wait« seit biblischen Zeiten zum 
Land Irak gehört, daß dies selbst 
unter der Türkenherrschaft unan- 
getastet blieb und erst die angel- 
sächsischen Kolonialherren das 
Gebiet Kuwait aus dem Irak her- 
austrennten, um dort dienstfer- 
tige Potentaten einzusetzen. Al- 
lein dieses Wissen verändert die 
Sicht auf die Dinge sehr grundle- 
gend. 


In die Falle 
gelockt 


Trotzdem ist der Irak sehr wohl 
verhandlungsbereit gewesen, wie 
die Protokolle der Gespräche 
zwischen Saddam Hussein und 
dem UNO-Generalsekretär be- 
zeugen. Die Westmächte und Is- 
rael aber wollten den Krieg um 
jeden Preis, dafür gibt es Be- 
weise, die gleich noch angeführt 
werden. Der irakische Außenmi- 
nister sagte in Genf, man wisse in 
Bagdad, daß der Angriff auf den 
Irak eine beschlossene Sache sei 
- so oder so, weil die israelische 
Führung es wollte. 


Dazu passend äußerte US-Gene- 
ral N. Schwarzkopf im amerikani- 
schen Fernsehsender CBS, die 
Pläne für den Angriff auf den 
Irak seien schon lange vor dem 
‘Einmarsch der Iraker in Kuwait 
fix und fertig gewesen. Auch 
dazu passend meldete die 
»Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung«, der Irak habe die West- 
mächte vor der Wiedereinnahme 
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Kuwaits über diese seine Absicht 
informiert und stille Zustimmung 
signalisiert bekommen. Der Irak 
wäre demnach regelrecht in eine 
Falle gelockt worden. s 


Wer die Geschichte dieses Jahr- 
hunderts kennt, fühlt sich so- 


gleich an ähnliche Vorgangswei- 


»An ihren Früchten werdet ihr sie erkennen«. Eine der herausra- 
genden »Früchte« der westlichen Wertegesellschaft ist der Atom- 
bombenbau der Einstein, Oppenheimer, Teller & Co. 


sen der Westmächte erinnert. 
Betrachten wir den als Schreck- 
gestalt dargestellten Mann na- 
mens Saddam Hussein. Das mei- 
ste von dem, was er angeblich an 
Furchtbarem gesagt haben soll, 
hat er niemals gesagt - oft trifft 
sogar das Gegenteil dessen zu, 
was alliierte Kriegspropaganda 
behauptet. Dies kann leider al- 
lein derjenige wissen, der die ara- 
bische Sprache versteht - derje- 
nige allerdings muß sich wun- 
dern! 


Es gilt schlicht festzustellen: Die 
westlichen Massenmedien lügen 
nach Strich und Faden. Und man 
sollte die Frage aufwerfen dür- 
fen, welche Interessengruppe 
eben diese Massenmedien maß- 
geblich bestimmt? Wer welche 
Absicht verfolgt und wie endlich 
bei alledem die Antwort auf die 
berühmte Frage »Wem nützt es?« 
lauten wird. Man kann sich die 
Antwort darauf selber geben, 
wenn auch nur leise. 


EEG CHEN EEBETE TORE" 


Natürlich sind die Raketenan- 
griffe des Irak gegen Israel 
schlimm, sie sind auch nicht ent- 


schuldbar. Wenn aber jemals das 
hinsichtlich der an Deutschen 
verübten Verbrechen so gern vor- 
gehaltene Wort »verständliche 
Reaktion« einen Sinn ergeben 
kann - so hier. Wer sogar für den 
Krieg demonstrieren läßt - unter 
anderem ‘vor dem UNO-Ge- 
bäude in New York -, der be- 
kommt ihn auch. 


Irrige Vorstellungen von 
den Guten der Geschichte 


Und im übrigen: Wer hat denn 
die ersten Bomben geworfen? 
Wir wollen von der ständigen, 
Bombardierung libanesischer 
Dörfer durch die israelische Luft- 
waffe gar nicht erst sprechen. 


Der Krieg gegen den Irak ist kein 
Krieg gegen Saddam Hussein, es 
ist ein Krieg gegen die Substanz 
des irakischen Volkes. Man wird 
erinnert an einen Ausspruch 
Churchills im Zweiten Weltkrieg, 
der da lautete: »Dieser Krieg 
wird nicht gegen Hitler oder den 
Nationalsozialismus geführt, son- 
dern gegen die Substanz des deut- 
schen Volkes.« 


Dies ist einunddieselbe Geistes- 
haltung. Auch die Forderung 
nach »bedingungslosem« Abzug, 
»bedingungsloser« Kapitulation, 
verdeutlicht - hier wie dort-, daß 
eine friedliche Regelung ausge- 
schlossen und ein gegen die Sub- 
stanz des Volkes gerichteter 
Krieg durchgeführt werden soll. 


Machen wir uns doch bitte ein- 
mal frei von der völlig irrigen Vor- 
stellung, die »Westmächte« seien 
»die Guten« der Geschichte. Sie 
sind ganz im Gegenteil viel eher 
die Mächte des Bösen. Allein das 
Verbrechen des Kolonialismus, 
unter dessen Folgen noch heute 
die Völker der Dritten Welt lei- 
den, ist eine Frucht roher angel- 
sächsischer Gewalt; und dies ist 
die übelste Macht, die unsere 
Welt je hervorgebracht hat. Off- 
nen wir unsere Augen und sehen 
wir, daß die Dinge nicht so sind, 
wie vorherrschende Macht sie 
verkündet und verbreitet. 


Mit dem Größenwahn, der den 
angelsächsischen Mächten tradi- 
tionell zueigen ist, wollen sie ei- 
nen immerwährenden Weltherr- 
schaftsanspruch durchsetzen. 


Ein Volk der Dritten Welt, das 
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3 sich erhebt, soll daher sogleich in 
die Dritte Welt zurückgebombt 
werden. 


»An ihren Früchten 
werdet ihr sie erkennen« 


Und übersehen wir auch dies 
nicht: Der Irak hat umfassende 
Abrüstung angeboten. Israel hat 
es abgelehnt, sich an Abrüstung 
in der Region zu beteiligen. 
Nicht Israel hat damit begonnen, 
unkonventionelle Waffen abzu- 
schaffen, sondern der Irak tat es. 
Darf alles dies denn ganz überse- 
hen werden? 


Soll denn demokratisches Den- 
ken und Empfinden ein Hohn 
werden, weil einige sich so viel 
»gleicher« fühlen, daß sie Son- 
dermaßstäbe für sich und ihre 


- Handlungsweisen verlangen? Wo 


blieb Bundesaußenminister Gen- 
schers Solidaritätsbesuch bei den 
Müttern der von Israelis erschos- 
senen Kinder? Wo ist da ein zu- 
mindest letzter Hauch von Ge- 
rechtigkeit? 


Und wo blieb die Stimme der De- 
mokraten, als Saddam Hussein 
eine Volksabstimmung unter in- 
ternationaler Kontrolle in Ku- 
wait vorschlug? Merken wir 
nicht, in welchem Lügengewebe 
wir uns bewegen? Sehen wir 
nicht, daß der »Golf-Krieg« 


‚nichts mit »Befreiung« zu tun 


hat, sondern, daß es ein verbre- 
cherischer Krieg gegen ein tapfe- 
res Volk ist, das aus dem Dunkel 
überwundener Kolonialherr- 
schaft seine Würde wiedererlan- 
gen will? 


Lassen Sie uns versuchen, uns 
durch ein Wort Christi die Augen 
zu öffnen. Der Herr sprach: »An 
ihren Früchten also werdet ihr sie 
erkennen.« Betrachten wir einige 
herausragende Früchte der bei- 
den im »Golf« gegeneinander 
kämpfenden Völkerschaften. 

Früchte der Völker der Alliierten 


" für die Welt: Aids; Atombomben- 


bau - Einstein, Oppenheimer, 
Teller & Co. -; Atombomben- 
abwürfe; Alttestamentarische 
Grausamkeit; Ausrottungskrie- 
ge; Attentate — Marschall Pil- 
sutzky, Graf Bernadotte zum Bei- 
spiel -; Annektionen fremder 
Gebiete; Aggressivität als We- 
sensmerkmal, die sich sogar in 
der Formgebung amerikanischer 
und britischer Autos zeigt; Ar- 
mut in weiten Bevölkerungs- 
schichten; Arbeitslosigkeit. 


Beutemachen —- zum Beispiel 
deutsche Patente -; Bevormun- 
dung anderer Völker, etwa Latein- 
amerika; Bombenterror gegen 
wehrlose Städte; Burenkriege, 
mit Erfindung des Konzentra- 
tionslagers; Bücherverbote - 
noch niemals in der Geschichte 
waren so viele Bücher verboten 
wie heutzutage -; Brutalisierung 
der Gesellschaft bis hinein in die 
Welt der Kinder; Bewaffnete 
Banden von Kindern ohne Hoff- 
nung — insbesondere in den USA 
-; Bodenspekulation zum Elend 
der kleinen Farmer in den USA. 


Christusverhöhnung; Chemie- 


waffeneinsatz, zum Beispiel in 
Vietnam. 


en 


Deportationen — zum Beispiel 
Kosaken, Weißrussen, Palästi- 
nenser; Dekadenz; Dresden- 
Bombardement; Depression, 
Drogensucht und Slums. 


Eheauflösungen -— rapide stei- 
gende Scheidungsraten -; Ehrlo- 
sigkeit — feige Bombardierung 
statt ritterlichen Kampfes, wie 
jetzt gegen Irak -; Entweihung 
heiliger Stätten, Bombardierung 
von Kirchen und Moscheen - 
zum Beispiel Grabmal des Imam 
Ali im Irak -; Ermordung palästi- 
nensischer Kinder als alltäglicher 
Vorgang. 


Falkland-Krieg; Feuerbrünste in 
zivilen Städten. 


Hiroshima: Noch leiden 370000 Menschen an den Folgen der 
Strahlen der ersten »primitiven« Atombombe. 


.$ 


Gewalt in allen -Landesberei- 
chen; Gewaltkriminalität in 
längst unbeherrschbaren Ausma- 
ßen — Washington, New York, 
Los Angeles -; Grenada-Über- 
fall; Guatemala-Krieg; Giftgas- 
Einsatz durch die Briten im 
Ersten Weltkrieg — unredlicher- 
weise. oft den Deutschen angela- 
stet -; Größenwahn - »Great«- 
Britain, »Grand« Nation, »Aus- 
erwähltes Volk«, »Gottes eigenes 
Land« - USA. 


»Gottes eigenes 
Land« 


Haßpropaganda gegen andere 
Völker, auch in Film, Fernsehen 
und Comics; Heuchelei als Prin- 
zip - zum Beispiel von Gleichheit 
reden, aber in der UNO ein Veto- 
»Recht« beanspruchen; Hiro- 
shima-Atombombenabwurf; 
Hollywood-Brutalität - »Sex &- 
Crime«; Horror-Videos. 
Indianerausrottung — rund 38 
Millionen Menschen -; Israel- 
Lobbies; Inquisitorisches Vorge- 
hen gegen Andersdenkende. 


Jugendkriminalität in entsetzli- 
chem Ausmaße; Jugendarbeitslo- 
sigkeit; Jüdischer Weltkongreß. 


Kolonialismus; Kriege; Krimina- 
lität in allen Lebensbereichen; 
Kreditkartenunwesen mit der 


Kriege wie Vietnam, die unend- 
liches Leid für die Zivilbevölke- 
rung bringen, bedeuten für die 
internationalen Bänker Rie- 
sen-Profite. 
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Golf-Krieg 


Die Stunde 
- der Wahrheit 


Folge ungezählter hoffnungslos 
verschuldeter Menschen. 


Langzeitbesetzung unterworfe- 
ner Länder; Lügen. hinsichtlich 
der Geschichte, Lobbyismus zum 
Hohn der Demokratie. 


Mafia; Maßlosigkeit bei Forde- 
rungen gegen andere Völker um 
friedliche Regelungen unmöglich 
zu machen und Vernichtungs- 
kriege heraufzubeschwören - wie 
Deutschland, Japan, Irak -; Mas- 
senmord an Kriegsgefangenen - 
zum Beispiel Todeslager Bad 
Kreuznach als Spitze des Eis- 
bergs -; Mord als Bestandteil des 
täglichen Lebens in den Städten. 


Nagasaki-Atombombenabwurf; 
Napalmbomben auf Frauen und 
Kinder - wie in Vietnam -; Neid 
gegen andere Völker; Nieder- 
gang der Wirtschaft; Neutronen- 
bombe; Neokolonialismus; Not 
der Dritten Welt als unleugbare 
Folge des Kolonialismus. 


»Opiumkriege«; Organisiertes 
Verbrechen; Opfer sozialer 
Rücksichtslosigkeit in den eige- 
nen Staaten. 


Panama-Überfall; Politische Ju- 
stiz; Prostitution; Pornographie. 


Raub als 
Existenzgrundlage 


Qual der ausgeplünderten Völker 
der Dritten Welt; Obdachlosig- 
keit ganzer Familien; Quantität 
statt Qualität. 


Raub als geschichtliche Exi- 
stenzgrundlage, insbesondere 
England und der USA; Rausch- 
gifthandel und »Arbeit« mit 
Rauschgift-Geld; Racheakte 
gegen besiegte Gegner; Rassen- 
probleme; Rock-Musik, die 
nachweislich Aggressionen auf- 
peitscht und zu Drogen hin stimu- 
liert. 


Soziale Ungleichheit und Unge- 
rechtigkeit; Sozialer Niedergang 
in allen gesellschaftlichen Struk- 
turen; Selbstmorde in rapide 
ansteigender Zahl; Sexuelle Ent- 
hemmung schon der Kinder; Se- 
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Dresden war einVorgeschmack auf das, was die Alliierten den Ira- 
kis an Bombenlast zugedacht hatten. 


xuelle Verrohung allgemein; 
Stellvertreterkriege; Sonderin- 
teressen höhergestellt als das All- 
gemeinwohl; »Subkultur« der 
völligen Gesetzlosigkeit in gan- 
zen Stadtvierteln der USA. 

Tod unzähliger Menschen durch 


Folgen des Kolonialismus. 

Umweltverschmutzung und Um- 
weltzerstörung; »Umerziehung« 
unterworfener Völker zur Zerstö- 
rung des natürlichen Selbstwert- 
gefühls und zur anhaltenden 
Gefügigmachung - zum Beispiel 


Churchill ging es beim Zweiten 
Weltkrieg nicht um die Beseiti- 
gung Hitlers, sondern um die 
Zerstörung Deutschlands. 


Deutschland -. 

Verrohung der Sitten; Vernich- 
tung alter Kulturen - Orient, 
Amerika -; Verleumdung politi- 
scher Gegner; Verbrechen an der 
Tagesordnung; Vertreibung - 
Ostdeutsche, Palästinenser -; 
Verrat an Verbündeten, dadurch 
in Vietnam und Kambodscha 
über zwei Millionen Ermordete; 
»Vergeltungsaktionen« gegen 
Unschuldige, zum Beispiel Liba- 
non. 


Waffengeschäfte; Wasserstoff- 
bombe; Willkürgrenzen mitten 
durch Völker - zum Beispiel Ara- 
ber, Kurden, Deutsche -; Welt- 
herrschaftsansprüche; Welt- 
brandstiftung; Ausweitung regio- 
naler Kriege zu Weltkriegen 
durch gezielte Kriegseintritte der 
USA; Wertezerfall. 


Zerteilung von Ländern und Na- 
tionen; Zerrüttung der Familie; 
Zügellosigkeit; Zinswucher, be- 


sonders abstoßend gegenüber 


den Völkern der Dritten Welt; 
Zersetzung der Demokratie 
durch Vorherrschaft von Interes- 
sengruppen, die Sonderinteres- 
sen vertreten und nicht die der 
Völker. 

Früchte des irakisch-babyloni- 
schen Volkes für die Welt; Erfin- 
dung der Schrift, die Mathema- 
tik, die Astronomie, die Dicht- 
kunst — mit jenen Schriften, aus 
welchen die Hebräer später 
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»ihre« Bibel machten -, die 
Grundlagen des kosmischen 
Denkens, die Ziegelarchitektur, 
den Ackerbau, Bewässerungsan- 
lagen, das Postwesen, die Schule. 
Vom Irak ausging die Kultur in 
alle Welt - zu einer Zeit, da die 
Völker der »Alliierten« noch in 
Höhlen und auf den Bäumen wa- 
ren. Seit biblischen Zeiten gehört 

"Kuwait zum Land des Irak. 


So sieht die 
Wahrheit aus 


. Bei diesen Tatbeständen erdrei- 
sten sich die »Alliierten«, »mora- 
lisch führend« sein zu wollen. Sie 
sind schlimmer, als Sodom und 
Gomorra waren; in New York 
entstand der erste unmittelbare 
‚Ableger der Hölle auf Erden und 
wer hat dort die Macht in seinen 
Händen? 


Einen Punkt nun haben wir uns 
bis zum Schluß aufgehoben, weil 
er besonders typisch ist. Zu- 
nächst hieß es, der Irak habe die 
Olpest verursacht. Wir erinnern 
uns noch gut, wie die Alliierten 
mit der Bombardierung der iraki- 
schen Ölanlagen i in Kuwait prahl- 
ten. Erst als eine unpopuläre Um- 
weltverschmutzung daraus 
wurde, schoben sie:dies den Ira- 
kern in die Schuhe. So sieht die 
Wahrheit aus! 


Wenn wir den mit unverhältnis- 
mäßigen Mitteln gegen den Irak 
geführten Krieg der Alliierten 
weiterhin unterstützen wollen, 
müssen wir uns jedoch darüber 
klar sein: Die Seite der Alliierten 
ist die Falsche, ist die von Gott 
abgewandte Seite, die Seite je- 
ner, die seit Jahrhunderten die 
Blutspur des Kolonialismus um 
den Erdball ziehen und verant- 
wortlich für das Elend der Völker 
der Dritten Welt, für Not und 
Krieg und die Verhöhnung jedes 
christlichen Denkens und Füh- 
lens. 


Dieser »Golf-Krieg« ist ein Stell- 
vertreterkrieg besonderer Art. 
Die Alliierten, zuvorderst die 
USA und England, führen diesen 
Krieg für die Interessen Israels 
und der Ol- und Rüstungs-Lob- 
bies; der Irak kämpft, in letzter 
Konsequenz, für das Recht der 
Völker der Dritten Welt, sich aus 
kolonialer Bevormundung zu er- 
heben und die Würde wiederzu- 
finden. Denn dies ist die größere 
Sicht auf die Dinge hier. 

Gott der Herr wird eine neue 


Umweltverschmutzung und 
Umweltzerstörung sind 
ebenso Bestandteile der west- 
lichen Wertegesellschaft wie 
Umerziehung. 


Weltordnung schaffen — dagegen 
vermögen auch alle feigen Bom- 
bardierungen nichts auszurich- 
ten. Und in dieser neuen Weltord- 
nung werden alle Völker der Erde 
wieder würdige Plätze einneh- 
men. Diejenigen aber die sich 
den Führungsanspruch anma- 
Ben, insbesondere die angelsäch- 
sischen Mächte, werden nieder- 
geworfen werden, wie einst So- 
dom und Gomorra. 


Womöglich werden die Alliierten 
auch noch abermals Atomwaffen 
einsetzen. Aus Israel, den USA 
und England wurden solche Stim- 
men bereits laut. Doch auch das 
würde ihnen am Ende nicht hel- 
fen, denn Gott ist mächtiger. 


Öffnen wir unsere Augen! Erken- 
nen wir, was wirklich war und ist! 
Und gewinnen wir die Kraft, uns 
gegen die Mächte des Unrechts 
zu stellen. 


Versäumen möchte ich nicht, 
noch auf den besonders demago- 
gischen Kriegsrechtfertigungs- 


versuch mit Hilfe des Reizwortes 
»Auschwitz« einzugehen, wel- 
ches Kriege erst schuf. Dazu ru- 
fen wir Herrn Churchill als Zeu- 
gen auf, der da in seinen späten 
Tagen zu Amerikanern sagte: 
»Wäret ihr (Amerikaner) 1917 zu 
Haus geblieben, dann hätten wir 


Mittelmächten 

Deutschland und Österreich- Un- 
garn -einen anständigen Frieden 
geschlossen — und uns den Bol- 


mit den 


schewismus, Hitler und den 
Zweiten Weltkrieg erspart.« 
Krieg und Kriegsausweitung 
schafft das Böse! oO 
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Die teuere 
Stütze der 
USA 


Als ob er allen leicht dahin gesag- 
ten Parallelen zu Hitler eine ge- 
wisse ‘ Aussagekraft verleihen 
wollte, hat Saddam Hussein 
Scud-Raketen nach Israel hinein- 
gefeuert. Sein versuchter Mord 
schlug fehl. Saddam zeigte wie 
böswillig er sein kann, ohne sein 
Ziel zu.erreichen. Aber es gelang 
“ ihm auch, etwas anderes zu ent- 
hüllen, nämlich den Unterschied 
zwischen amerikanischen und is- 
raelischen Interessen. 

Da es angegriffen wurde, hatte 
Israel völlig recht, wenn es zu- 
rückschlagen würde. Aber das 
wäre wahrscheinlich für die 
Kriegsanstrengungen des ameri- 
kanischen Präsidenten verhäng- 
nisvoll gewesen, und das ist ge- 
nau auch der Grund, warum Hus- 
sein das getan hat, was geschehe 
ist, 


Wie sich in diesem Krieg heraus- 
stellte, ist Israel alles andere als 
‚die »strategische Stütze«, wie 
seine Anhänger in Amerika be- 
haupten. Niemand ist über diese 
Enthüllung überrascht, aus dem 
einfachen Grund, weil niemand 
glaubt, daß Israel im Grunde ge- 
nommen etwas anderes ist, als 
ein sehr teurer Klotz am Bein für 
die USA. 

Die Überlegung »strategische 
Stütze« im Zusammenhang mit 
der Unterstützung Israels durch 
die USA, ist lediglich ein Feigen- 
blatt, das darauf abzielt, die 
Dinge so erscheinen zu lassen, als 
ob das die Opferung amerikani- 
scher Interessen für die Interes- 
sen Israels so etwas wie ein Aus- 
druck des Selbstinteresses der 
Vereinigten Staaten wäre. 


Dies alles tritt am deutlichsten in 
Erscheinung, nicht, wenn Israel 
etwas Verwerfliches tut, sondern 
. wenn es versucht, etwas Recht- 
mäßiges zu tun. Denn wenn Is- 
rael sich selbst verteidigen 
würde, so liefe dies den amerika- 
nischen Kriegszielen zuwider. 


US-Präsident George Bush war 
fast unterwürfig bei seinen reich- 
lichen Lobeshymnen über Israels 
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»Zurückhaltung«. Seine deutli- 
che Besorgnis sagte mehr über 
die wirklichen Beziehungen zwi- 
schen den beiden Ländern aus, 
als der ganze Unsinn über Ameri- 
kas »zuverlässigen Verbünde- 
ten«, Außerungen, die zu einem 
Ritual geworden sind. Er hatte 
einfach Angst davor, was Israel 
tun könnte. 


Wie allgemein bekannt, verfügt 


“Israel über Atomwaffen - teil- 


weise als Folge des Diebstahls 
von Uranium in den sechziger 
Jahren — anscheinend entschul- 
digt und vertuscht durch die Re- 
gierung des US-Präsidenten Lyn- 
don Johnson -. Einer meiner 
Freunde bietet eine interessante 
Theorie an. 


»Atomwaffen«, sagt er, »können 
im Nahen Osten nicht eingesetzt 
werden. Der Kriegsschauplatz ist 
zu klein. Israel selbst würde unter 
dem Fallout zu leiden haben. Es 
kann es sich nicht leisten, dieses 
Risiko einzugehen, außer viel- 
leicht als allerletzter Ausweg, 
was aber sehr unwahrscheinlich 
ist. j 


Wozu diese Waffen jedoch nütz- 
lich sind, ist Erpressung. Nicht 
gegen die Araber, sondern gegen 
die USA. Wir leben in der 
Furcht, daß sie die Bombe abwer- 
fen könnten. 


Es gibt keinen Grund zu der An- 
nahme, daß die Israelis die Unter- 
stützung durch die USA während 
des Yom-Kippur-Krieges (1973) 
dadurch erpreßt haben, daß sie 
zu Nixon und Kissinger sagten, 
sie würden in Kürze eine Atom- 
bombe auf die Araber werfen. 
Sie brauchen nur mit dem Säbel 
zu rasseln und bekommen von 
uns alles, was sie wollen.« 


Es ist nur eine Theorie, klingt 
aber irgendwie plausibel: Israel 
ist ganz offensichtlich weniger 
ein »verläßlicher Verbündeter als 
vielmehr ein Großmaulk«. 


Ich selbst glaube, daß Israel nicht 
die Absicht hat, gegen Irak zu- 
rückzuschlagen. Es ist ihm be- 
reits gelungen, die USA dazu zu 
bewegen, gegen seinen Feind zu 
kämpfen, was Bush ohnehin tun 


wollte. Warum sollte Israel also 


jetzt in die Schlacht eingreifen? 
Welchen merklichen Unter- 
schied würde dies gegenüber der 
enormen Feuerkraft der USA die 
bereits ausgeschwärmt ist, aus- 
machen? 


Aber durch. Bluffen könnte sich 
Israel amerikanische Garantien 
für ein besonderes Schutzverhält- 
nis — und vielleicht weitere Ver- 
günstigungen — für später si- 
chern. Aus seinem Bericht, der 
von Offiziellen beider Länder 
heftig dementiert wird, geht her- 
vor, daß die USA bereits insge- 


heim zugesagt haben, die Konfe- 


renz über das Palästina-Problem 
bis zum Jahr 2000 hinauszuschie- 
ben. : 


Israel besitzt erstaunliche Fähig- 
keit, seine Wohltäter auf den 
Knien zu halten, dankbar für das 
Privileg einem so wertvollen 
Freund helfen zu dürfen. Man 
achte darauf, daß der Präsident 
der Vereinigten Staaten, ein 
Mann mit imperialer Macht, es 
nicht wagt zu fordern, daß der 
Schützling mit dem Schutzherrn 
kooperiert. Er muß darum bet- 
teln und dem Schützling so lange 
zureden, bis er das tut, was von 
ihm verlangt wird. Kein Gedanke 
daran, daß die amerikanische 
Hilfe an Israel an irgendwelche 
Bedingungen geknüpft ist. Sank- 
tionen und Ultimaten sind für die 
Araber bestimmt. 


Am Ende dieses Krieges werden 
die USA eine gewaltige Summe 
Geldes ausgeben und möglicher- 
weise viele Menschenleben geop- 
fert haben. Sie werden aber 
nichts Greifbares erreicht haben. 
Bis dahin wird das alberne Ge- 
fühl der Allmacht, das wir in den 
ersten Tagen genossen haben, 
verflogen sein, wenn uns die Ko- 
sten wirklich bewußt werden und 
neue Probleme die Erfolge ver- 
drängen, die wir vielleicht errun- 
gen haben.. 


Aber Israels Apologeten gratulie- 
ren uns zu unserem »Sieg«. Israel 
selbst wird der eigentliche Ge- 
winner sein. Es wird im Nahen 
Osten ganz oben stehen. Sein 
Hauptfeind wird vernichtet, ohne 
daß Israel auch nur einen Finger 
zu krüämmen braucht. Und natür- 
lich wird es dann sogar noch stär- 
ker dazu in der Lage sein, auf die 
amerikanischen Plädoyers für 
eine humane Regelung mit den 
Palästinensern zu pfeifen. 


Also, trotz all unserer kostspieli- 
gen Kultivierung dieser »strategi- 
schen Stütze«, machen wir Zuge- 
ständnisse an die Israelis, um zu 
verhindern, daß sie in den Krieg 
eintreten, den wir führen. Und 
das amerikanische Volk wird 
wohl niemals erfahren, was wir 


Arbeit tun läßt. 
Joseph Sobran 


Langjährige 
US-Präsenz 


im Nahen Osten b 


Sowohl Israel als auch seine 
starke und allmächtige Interes- 
sengruppe in den Vereinigten 
Staaten haben das bekommen, 
für das sie in den letzten Monaten 
so hitzig agitiert haben: George 
Busch und Amerikas Streitkräfte 
befinden sich mit Saddam Hus- 
sein und dem Irak im Krieg. Nun 
brauchen sie nur noch sicherzu- 
gehen, daß die von den USA an- 


geführte Koalition am Golf wei- . 


ter kämpft, bis der irakische Dik- 
tator und seine mächtige Kriegs- 
maschine vernichtet sind. 


Aber Israel: will mehr als dies. 
Die Israel-feindlichen Aktivisten 
in Washington - unter der Lei- 


tung der- Regierung des rechten 


Flügels des Ministerpräsidenten 
Jitzhak Shamir - arbeiten bereits 
auf eine langfristige Präsenz des 


amerikanischen Militärs in der 


Region hin. Sie verlassen sich auf 
die USA, eine Nachkriegsrege- 
lung durchzusetzen, die, wenn 


‘auch jetzt erst in der Planungs- 


phase, für Israel äußerst vorteil- 
haft sein wird. 


In einem Artikel in der Zeit- 


schrift »U. S. News & World Re- 
port«, Mortimer Zuckermans 
»konservatives« und leiden- 
schaftlich zionistisches Blatt, 
schreibt der israelischen Stratege 
Josef Joffee: »Das Fazit daraus 
ist, daß - nach dem Krieg mit 
dem Irak - eine multinationale 
Streitmacht in Kuwait benötigt 
wird, garantiert durch die Macht 
Amerikas, verstärkt durch euro- 
päische Einheiten und legitimiert 
durch arabische Beiträge. Aber 
die Last der Führung fällt auf. die 
Vereinigten Staaten. Nachdem 
sich einmal seine Macht und Ziel- 
setzung darauf verpflichtet hat, 
kann Amerika am nächsten Tag 
nicht mehr daraus entwischen.« 


Und warum nicht? »Zunächst 
einmal weil niemand anders da 
ist, um die angehenden Hegemo- 
nien — ausschließlich Israel, na- 
türlich - an dieser strategischen 
Kreuzung dreier Kontinente ein- 
zuschüchtern.« 


„unserer kleinen Stütze dafür zah- ; 
len, daß sie uns ihre schmutzige 
Mn. 


Daher wird es Amerikas Aufgabe 
sein, die Region zu befrieden. 
»Da die USA; egal was ge- 
schieht, ohnehin darin verwickelt 
sind, ist es besser und billiger zu 
bleiben, als später wieder zurück- 
zukommen und Krieg zu füh- 
ren.« 


Die gleiche Propaganda pumpt 
Morton Kondracke von »The 
New Republic«, dem sogenann- 
ten »liberalen« Blatt des glühen- 
den Zionisten Martin Peretz, her- 
aus. Kondracke, der soeben von 
seinem Aufenthalt in Saudi-Ara- 
bien und Israel zurückgekehrt ist 
- der von dem pro-israelischen 
Think-tank, dem Washingtoner 
Institute für Near East Policy, fi- 
nanziert wurde - schreibt, daß 
nach dem Ende des Golfkrieges 
»Israel wünscht, daß die USA al- 


lein, oder zusammen mit der So- . 
“ wjetunion, die Friedensbemü- 


hungen vorantreiben«. 
Fest mit einer amerikanischen 


- militärischen Präsenz in der Re- 


gion rechnend, glauben die Israe- 


- Jis, mit den Saudis einen Handel 


abschließen zu können. Die Is- 
raelis hoffen, sagt Kondracke, 


daß »ein selbstbewußtes Saudi- 
‚Arabien eine neue Art von »Real- 


politik« betreiben wird«. Und er 
versichert: »In Saudi-Arabien sa- 
gen hohe Diplomaten, »es gebe 
einen echten Konsens« für Frie- 
den mit Israel - vorausgesetzt na- 
türlich, daß das Palästinenser- 
Problem gelöst wird.« »Aber«, 
fügt er hinzu, »die Saudis schei- 
nen nicht an den Gedanken an ei- 
nen unabhängigen Palästinenser- 
Staat gebunden zu sein.« 


Jetzt, wo sie ihren hübschen klei- 
nen Kriegzwischen den USA und 


‘ dem Irak hatten, könnten die Is- 


x 


raelis und ihre Interessengrup- 
pen ihrem eigenen Ziel vorausei- 
len. Schon wenige Tage, nach- 
dem der Schießkrieg begonnen 


"hatte, legte der israelische Fi- 


nanzminister den USA eine hor- 
rende zusätzliche Forderung von 
13 Milliarden Dollar für wirt- 
schaftliche Hilfe vor. 


Ebenso behende haben ihre zio- 
nistischen Propagandisten in den 


‘ Nachrichtenmedien und Think- 


tanks damit begonnen der US- 
Administration — oder wer sonst 


noch zuhören will -— Ratschläge 


darüber zu erteilen, wie die poli- 
tische Karte des Nahen Ostens zu 


. entwerfen ist. 


»Das beste amerikanische Nach- 


3 denken über den Nahen Osten 


en 
a he 


En 


nach dem Krieg«, schreibt Kon- 
dracke, »erfolgte nicht durch die 
Bush-Regierung, die mit der Kri- 
senbewältigung beschäftigt war, 
sondern durch das Washingtoner 
Institut für Nahost-Politik.« 


Der Direktor des Instituts wird 
wie folgt zitiert: »Es ist möglich, 
daß sich die Region nach der 
Krise in einem Schockzustand be- 
findet, und daß es für die USA; 
allerdings nicht lange, viele gute 
Gelegenheiten geben wird, die 
Nachkriegsordnung zu gestal- 
ten.« 


Zweifellos nach Israels Ge- 

schmack und mit Hilfe der Israel- 

freundlichen Interessengruppen. 
DO 


Wer ist der 
Verbündete 
Moskaus im 
Wüstenkrieg? 


Während der Krieg mit dem Irak 
am Persischen Golf die Vereinig- 
ten Staaten täglich eine Milliarde 
Dollar kostete, gehen Beamte 
der Bush-Regierung bei ihren an- 
geblichen Verbündeten mit dem 
Hut in der Hand umher, prak- 
tisch als Bettler, und bitten um fi- 
nanzielle Unterstützung zur 
Kriegsführung. 


Indessen haben die Führer von 
Kuwait, das laut US-Präsident 
Bush vom Irak befreit werden 
mußte, ein Darlehen in Höhe 
von einer Milliarde Dollar an die 
Sowjetunion bekanntgegeben. 
Es ist Teil eines Kreditplans in 
Höhe von vier Milliarden Dollar 
an die Sowjets, den Kuwait, 
Saudi-Arabien und die Vereinig- 
ten Arabischen Emirate, die die 
Vereinigten Staaten gegen wei- 
tere Angriffe seitens des Irak ver- 
teidigen sollen, aufgestellt ha- 
ben. 


Die Sowjets behaupten, daß sie 
die von den USA unterstützte 
Anwendung von Gewalt, um den 
Irak, der im Augst 1990 in Kuwait 
einmarschierte und das Land be- 
setzte, zu vertreiben, befürwor- 
ten. 


Ein Besucher aus dem Raum 
würde vielleicht gerne wissen, 
wessen Verbündeter die Sowjet- 
union im Wüstenkrieg eigentlich 
gewesen ist. Die Sowjets haben 


ae 


die Irakis mit dem größten Teil ih- 
res  Kriegsgeräts versorgt; 
schmuggelten weiterhin Ersatz- 
teile ein, damit diese weiter ope- 
rieren konnten; unterhielten, so- 
gar während des Krieges, minde- 
stens 400 Militärberater im Irak, 
um die Waffen instandzusetzen; 
gaben dem Irak Hinweise über 
den Zeitpunkt, wann die »multi- 
nationale« Streitmacht den Irak 
angreifen wird, und sandten 
Rundfunkmeldungen in den Na- 
hen Osten, aus denen ihre Unter- 
stützung für das Regime des Prä- 
sidenten Saddam Hussein hervor- 
geht. 


Kuwait verkündete kürzlich, es 
werde den Beitrag zu seiner Be- 
freiung vom Irak auf 13,5 Milliar- 
den Dollar erhöhen, nachdem es 
zunächst nur 2,5 Milliarden, ge- 
nug um den Krieg für rund zwei- 
einhalb Tage zu finanzieren, ge- 
zahlt hatte. Die kuwaitische Füh- 
rung hat 100 Milliarden Dollar 
eingepökelt auf ausländischen 


. Banken. 


Es wird von Saudi-Arabien er- 
wartet, daß es seinen Verpflich- 
tungen gegenüber Kuwait nach- 
kommt, aber wenn es seine ver- 
gangene Praxis, Verpflichtungen 
zu erfüllen, weiter verfolgt, dann 
wird es noch eine Zeit dauern, bis 
das Geld kommt, um es vorsich- 
tig auszudrücken. 


Die Saudis, denen seit 31. Okto- 
ber 1990 durch erhöhte Gewinne 
aus den gestiegenen Ölpreisen, 
die der Weltmarkt bezahlen muß, 
ein warmer Regen von 40 Milliar- 
den Dollar zugefallen ist, hatten 
sich ursprünglich zur Zahlung 
von vier Milliarden Dollar ver- 
pflichtet; sie machten aber nur 
760 Millionen Dollar in bar und 
854 Millionen Dollar in Materia- 
lien, darunter Ol, locker. 


Japan, das mehr als zwei Drittel 
seines Ols vom Persischen Golf 
bezieht, hatte sich zur Zahlung 


"men. 


von zwei Milliarden Dollar bereit 
erklärt, aber seit dem 31. Dezem- 
ber 1990 nur 634 Millionen Dol- 
lar gezahlt. 


Japan hat sich inzwischen ver- 
pflichtet, seinen Einsatz auf neun 
Milliarden Dollar zu erhöhen. 
Hoffentlich baut das amerikani- 
sche Finanzministerium nicht zu 
sehr darauf, das Geld zu bekom- 
Die Bundesrepublik 
Deutschland hat sich nur Zah- 
lung von 17 Milliarden Dollar ver- 
pflichtet, wobei zu berücksichti- 
gen ist, daß Bonn 13 Milliarden 
Dollar bis jetzt an die Sowjet- 


union zahlen muß, damit ihre . 


Truppen aus den neuen Bundes- 
ländern abziehen. Die Sowjet- 
union lassen sich andererseits 
sehr viel Zeit mit dem Abzug ih- 
rer 350000 Soldaten. Ein Teil der 
deutschen Zahlungen besteht aus 
Ausrüstungen der ehemaligen 
DDR-Volksarmee. 

Mittlerweile schießen die Kosten 
der Amerikaner in die Höhe. 
Nachstehend einige Beispiele: 
Jedesmal, wenn eine Patriot-Ra- 
kete gegen eine ankommende ira- 
kische Scud-Rakete sowjetischer 
Bauart abgefeuert wurde, um Is- ° 
rael oder Saudi-Arabien zu ver- 
teidigen, dann kostete das die 
amerikanischen Steuerzahler 
700000 Dollar. 


Die Kosten für ein in der Krise 
verlorenes amerikanisches Flug- 
zeug: mindestens 300 Millionen 
Dollar. i 

Die Kosten für den Abschuß ei- 
ner Marschflugrakete vom Typ 
Tomahawk von einem amerikani- 
schen Kriegsschiff im Persischen 
Golf oder im Roten Meer: 1,35 
Millionen Dollar. Mehr als 300 
wurden abgefeuert. 


Gesamtkosten für die Besoldung 
der 500000 Soldaten am Golf, 
einschließlich Frontzuschläge 
von zehn Prozent: mehr als 500 
Millionen Dollar proMonat. I 


Golfkrieg 


Die 
Geschichte 
wiederholt 
sich 


Martin Petrosch 


»Die Geschichte wiederholt sich« und »Aus der Geschichte muß 
man:lernen« lauten alte Weisheiten. Während die erste jetzt mit dem 
Golfkrieg voll zutrifft, trifft dies für die zweite leider nicht zu. Denn 
dann hätten die Völker erkennen können, daß mit dem Irak genau 
das schändliche Spiel betrieben wird wie seinerzeit mit dem Dritten 


Reich. 


Beide Male waren die wahren 
Kriegstreiber neben den Zioni- 
sten die Amerikaner und Briten. 
‚Beide Male. wurde Krieg gegen 
ein.Land geführt, das lediglich 
auf der Erfüllung berechtigter 
Ansprüche bestand. Damals be- 
stand Deutschland auf einen Kor- 
ridor durch »polnisches Land« 
nach Danzig, das durch den 
Schandvertrag von Versailles 
vom Deutschen Reich abge- 
trennt worden war. Dieser wurde 
von den Polen aber mit Unter- 
stützung Großbritanniens hart- 
näckig verweigert, und das ob- 
wohl Deutschland für alle Kosten 
aufkommen wollte und auch die 
sonstigen Differenzen mit Polen 
einseitig beilegen wollte. Nach- 
dem immer mehr deutsche Bür- 
ger in Polen ermordet und auch 
Angriffe polnischer Einheiten 
auf deutsches Gebiet vorgenom- 
men wurden, sah Hitler keine an- 
dere Möglichkeit als den Ein- 
marsch in Polen, um das Völker- 
recht - leider mit Gewalt - durch- 
zusetzen. 


Die große Lüge 
der Politiker 


Sehr ähnlich sah es 1990 auch im 
Mittleren Osten aus. Der Irak 
machte immer vehementer seine 
Ansprüche auf Kuwait geltend. 
Und hier fängt die erste.große 
Lüge der gleichgeschalteten alli- 
ierten Politiker und Medien an. 
Sie verweisen darauf, daß es vor 
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Ende des Osmanischen Reiches 
überhaupt keinen Staat Irak gab, 
sondern dieser auch erst neu ge- 
schaffen wurde. Da es diesen 
aber nicht gegeben habe,; könne 
er folglich auch keine Ansprüche 


- auf Kuwait haben. 


Zwar stimmt es, daß der Irak 
auch erst quasi künstlich geschaf- 
fen wurde, nur gehörte das jetzt 
Kuwait ausmachende Land seit 
Jahrtausenden zum Bereich 
Basra. Um es auf deutsche Ver- 
hältnisse zu übertragen, gehörte 
Kuwait zum Regierungsbezirk 
Basra. Und Basra gehört nun mal 
eindeutig und ohne jeglichen 
Zweifel zum Irak. 

Daraus läßt sich auch erklären, 
daß der Irak praktisch seit Ab- 
trennung dieses Landesteils An- 
sprüche auf dieses künstlich ge- 
schaffene Kuwait geltend macht. 
Hinzu kommt, daß die Briten im- 
mer einen besonders starken 
Machteinfluß in Kuwait hatten 
und durch die beiden Sandinseln, 
die den Irakern den direkten Zu- 
gang zum Persischen Golf ver- 


wehren, Kontrolle ausüben 
konnte — ebenso wie das Polen 
mit Danzig konnte -. 


Ein weiterer paralleler Punkt ist 
die wirtschaftliche Komponente. 
Während Polen seinerzeit hor- 
rende Gebühren für Transporte 
nach Danzig verlangte, zapfte 
Kuwait gegen jedes internatio- 
nale Recht mit Schrägbohrungen 
das Rumallah-Ölfeld an. Hierzu 


muß man eins wissen: Nach inter- 
nationalem Recht hat ein Staat 
die alleinigen Olbohrrechte, 
wenn das Olfeld zu einem be- 
stimmten Teil unter seinem 
Staatsgebiet liegt, so wie es beim 
Rumallah-Feld eindeutig der Fall 
ist. Insider vermuten, daß Ku- 
wait mindestens sechs Milliarden 
Dollar pro Jahr durch diese ille- 
galen Schrägbohrungen verein- 
nahmt hat. 


Kriegsbeihilfe an 
Irak als Kredite 


Dies wirkte sich umso schlimmer 
für den Irak aus, da dieser durch 
den achtjährigen Krieg gegen 
den Iran finanziell ausgeblutet 
war. Zwar wurde dieser Krieg 
vom Irak begonnen, doch wurde 
er auch im absoluten Einver- 
ständnis der religiös gemäßigten 
arabischen Länder quasi als 
»Stellvertreterkrieg« geführt. 
Denn diese hatten Angst, daß die 
islamischen Fundamentalisten 
sich mehr und mehr ausbreiten 
und den Feudalherrschern ernst- 
haft gefährlich werden könnten. 
Ganz geschickt wurde die Kriegs- 
beihilfe an den Irak aber nur als 
Kredit gewährt. So hoffte man, 
nach Beendigung des Kriegs den 
Irak, der sich zwischenzeitlich 
zum mächtigsten Land der Re- 
gion hochgearbeitet hatte, unten 
halten zu können und ihn nicht zu 
»aufmüpfig« werden zu lassen. 
Auch hier die Parallele zu den 
Verhältnissen von 1918. 


Wie bei Deutschland-Polen kam 
es auch hier zu direkten Verhand- 
lungen zwischen dem Irak und 
Kuwait, die aber — auch hier die 
Parallele zu Polen - von diesen 
mit großer Arroganz geführt wur- 
den. Jedenfalls lehnte man Zuge- 
ständnisse erst einmal ab und 
wollte den Irak mit irgendwel- 
chen Brosamen vertrösten. 


Unter dem Druck 
der Alliierten 


Nun setzte bei Hussein die glei- 
che verhängnisvolle Entwicklung 
wie bei Hitler ein. Beide hofften, 
daß die jeweiligen Verbündeten 
Kuwaits beziehungsweise Polens 
still halten würden. Schließlich 
hatte Amerika etwa auf den An- 
griff Irans nicht reagiert. Im Ge- 
gensatz zu 1939 fehlte es aller- 
dings diesmal an einer bereits vor- 


her abgegebenen Bündniserklä- ' 


rung der USA an Kuwait. Viel- 


mehr redeten sich nunmehr die 


Amerikaner heraus, der Konflikt. ©: 
‚zwischen Kuwait und Irak seiein ° 


innerarabischer Konflikt. 


Folglich marschierte der Irakam 
2. August 1990 in Kuwait ein, er- % 
klärte aber sofort, bei bestimm- . 5 
ten Zugeständnissen seine Trup- :: 
pen aus dem »Nachbarstaat« wie- \ 


der abziehen zu wollen - auch 
Deutschland hatte Mussolinis 
Vorschlag zugestimmt, bei ver- 


traglicher Zusicherung, Deutsch-- - 
land einen Korridor nach Danzig : 


zu gewähren, wieder aus Polen 
abzurücken -. Am 23. August 
1990 erklärte der Irak, aus Ku- 
wait herauszumarschieren, wenn 
ihm die beiden Sandinseln zumin- 
dest verpachtet werden und die 


Kuwaitis aufhören, das Rumal- ' 


lah-Olfeld anzubohren; auch 
könnten die Amerikaner ruhig 
weiter in Saudi-Arabien statio- 


niert bleiben, da der Irak ohne- 


hin nie vorgehabt habe, Saudi- 
Arabien anzugreifen. Damals 
wie heute wurde dieses Ge- 


sprächsangebot auf Druck der | 


Alliierten abgelehnt., 


Episode am Rande: Ende August 
erklärte eines der früheren ku- 
waitischen 
der, eine diesbezügliche Verein- 
barung wäre im Sommer des ver- 
gangenen Jahres noch möglich 
gewesen, jetzt nach Kriegsbeginn 
aber nicht mehr. 


Wie bereits 1939 griffen dann 
auch im Januar dieses Jahres Ar- 
meen einer Vielzahl von Ländern 
ein anders an - denn es darf nicht 
vergessen werden, nicht Deutsch- 
land erklärte England und Frank- 
reich den Krieg und fing mit 
Kampfhandlungen gegen diese 


Länder an, vielmehr war es ge- : 
nau umgekehrt, so wie auch jetzt | 


beim Irak -. 


Regierungsmitglie- 


1939 wie auch 1991 ging es in 


Wirklichkeit nur um zwei 


Gründe: Zum einen die Vorherr- : 


schaft in einer bestimmten Re- 
gion und zum anderen um knall- 
harte wirtschaftliche Punkte. 
Alles andere, etwa wenn sich US- 
Präsident Bush auf eine »Mission 


zur Bestrafung eines Aggressors« 


berief, waren nichts anderes als 
leere Lippenbekenntnisse, die 
von den Medien sofort begierig 


aufgegriffen wurden. Nur einmal : 
verriet sich Bush, als er nämlich * 


von: der Schaffung einer neuen 


Weltordnung sprach, zu deren 3 
Durchführung die USA »beru- 
fen« seien: O3 


Bin nr hi ann ee 


Israel 


Ein nicht 


erklarter 


Krieg 


Warren Hough und Lawrence Wilmot 


Trotz seiner Behauptung, es habe den Status einer »nicht-krieg-füh- 
renden Nation«, befand sich Israel seit dem 17. Januar 1991 im Krieg 
mit dem Irak, erfuhren unsere Korrespondenten aus hohen diploma- 
tischen und militärischen Kreisen am Hauptsitz der Vereinten Natio- 


- nen in New York. 


Israels Aktionen verlaufen nach 
dem Muster der »nicht erklärten 
Kriege«, das schon in der Vergan- 
genheit angewendet wurde. Da 
“es Israel gestattet wurde, einen 
geheimen Luftkorridor über Sy- 
rien zu benutzen, griffen israeli- 
sche F-14 und F-16 mit einer vor- 
dringlichen Mission in die Luft- 
schlacht am Golf ein, um den 
starken Mann Saddam Hussein 
und andere hohe irakische Füh- 
rungspersönlichkeiten aufzuspü- 
ren, und sie mit sogenannten 
- »klugen Bomben« (Smart 
bombs) zu »erledigen«. 


Tausende wurden 
aus der Luft getötet 


Eines, der von israelischen Jagd- 
bombern angegriffenen Schlüs- 
selziele, war die kleine Stadt Ti- 
krit im nördlichen Irak. Als Ge- 
burtsort Saddam Husseins und 
einiger seiner altgedienten Mitar- 
beiter bekannt, wurde Tikrit wie 
berichtet durch die Luftangriffe 
des Kleinstaates »ausgelöscht«, 
wobei mehr als die Hälfte seiner 
24.000 zivilen Einwohner bei die- 
sem Holocaust aus der Luft getö- 
tet wurden. Es waren Frauen, 
Kinder und alte Männer. Alle 
jüngeren Männer dienen in der 


- Armee. 


Die antike Stadt Nineveh wurde 


" ebenso wie Mosul und Kirkuk 


- bombardiert, mit schweren Ver- 
lusten an Menschen, hauptsäch- 
lich Frauen und Kindern. Auch 
hier sind die Männer in der Ar- 
mee. Dies schreibt die in arabi- 
scher Sprache in Amman erschei- 
nende Zeitung »Opinion«, in der 


auch über die Zerstörung der Ka- 
thedrale des Heiligen Thomas in 
Nineveh berichtet wird. St. Tho- 
mas, im ersten Jahrhundert er- 
baut, gilt als die älteste christli- 
che Kirche in der Welt. 

Bei dieser auf höchster Ebene 
mit der Bush Regierung abge- 
sprochenen Luftoffensive bilde- 
ten von den USA gelieferte All- 
wetter-Jagdbomber die Angriffs- 
spitze. Einige der Flugzeuge wa- 
ren mit falschen Markierungen 
der US-Air Force versehen, wäh- 
rend andere keinerlei Markierun- 
gen aufwiesen, verlautet aus gut 


Komman- 
deur der US-Air-Force am Golf, 
wurde entlassen, weil er über 
einen Plan berichtete, Saddam 
Hussein von der Luft aus zu tö- 
ten. 


Michael Duggan, 


unterrichteten Informationsquel- 
len aus dem militärischen Stab 
des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen. 

Seit den ersten Augusttagen 1990 
hat Israel hinter den Kulissen 
»stark darauf gedrängt«, ihm die 
Rolle des »Attentäters aus der 
Luft« zuzuteilen, mit dem Ziel, 
Iraks Führung auszuschalten, 
verlautet aus diesen kenntnisrei- 
chen Kreisen. 


»Die Israelis nahmen für sich in 
Anspruch, die besten »Geheim- 
dienstkräfte« — das heißt Mann- 
schaften von Spionen und Sabo- 
teuren - auf dem Boden von Irak 
zu haben«, berichtete ein erfah- 
rener Beamter, der darum bat, 
nicht namentlich genannt zu wer- 
den. »Sie haben damit geprahlt, 
daß es ihnen gelungen sei, 1981 


wesen zu sein. Berichte, die das 
Weiße Haus erreichten, daß der 
freimütige Kampfflieger Repor- 
tern gegenüber nicht nur die 
Bombardierungsstrategie der Re- 
gierung umrissen habe, sondern 
dem Korrespondenten der CBS, 
David Martin, von dem streng ge- 
heimen Plan, Saddam Hussein 
von der Luft aus zu töten, er- 
zählte — führten zu Forderungen 
seitens der amerikanischen Büro- 
kratie für nationale Sicherheit 
nach sofortiger Entlassung Dug- 
gans, erfuhren unsere Korre- 
spondenten aus militärischen 
Kreisen. 

Martin enthüllte daraufhin die 
gegen den irakischen starken 
Mann angewendete Taktik eines 
Attentats aus der Luft in einer 
Rundfunksendung vom 21. Ja- 
nuar 1991, erwähnte dabei aber 


Saddam Hussein (links), der Präsident des Iraks, mit seinen Au- 


Benminister Tarik Aziz. 


Iraks Atomforschungsstation mit 
einem einzigen Bombenangriff 
zu zerstören, weil Akteure des 
Mossad (der Geheimpolizei) die 
angreifenden Flugzeuge mit 
Hilfe von High-Tech-Flugstrek- 
kenbefeuerung zu ihren Zielen 
leiteten.« 

Darüber hinaus vertraten die Is- 
raelis die Auffassung, daß eine 
Aufspürung Saddam Husseins 
und seine Tötung mit einer »fern- 
geleiteten« Bombe »den Krieg 
beenden würde, bevor er wirk- 
lich beginnt«, und sowohl Men- 
schenleben als auch Kosten spa- 
ren würde, verlautet aus diesen 
Kreisen. 


Als unvorgesehene Nebenwir- 
kung scheint die Planung für 
diese verdeckten Luftangriffe 
der verborgene Auslöser für die 
überstürzte Entlassung des Ge- 
nerals Michael Duggan, des 
Kommandeurs der US-Air Force 
am Golf, im November 1990 ge- 


nicht, die von den getarnten isra- 
elischen Kriegsflugzeugen ge- 
spielte Rolle. Er sprach auch 
nicht über die Zerstörung einer 
weiteren alten christlichen Ka- 
thedrale in der Altstadt von Bag- 
dad. 


Laut Anwar Halimi, ein ägypti- 
scher Journalist, der kürzlich von 
der Golffront nach New York zu- 
rückgekehrt ist, »war diese Kir- 
che als Kulturschatz der ganzen 
Menschheit hochgehalten wor- 
den«. Sie liegt jetzt in Trümmern, 
zusammen mit den Wohnungen, 
Besitztümern und einfachen Le- 
bensverhältnissen von mehr als 
100.000 irakischen Zivilpersonen. 
Wenn es im Kielwasser dieses 
Krieges tatsächlich Kriegsverbre- 
cherprozesse geben sollte, dann 
wäre die mutwillige Bombardie- 
rung der irakischen Zivilbevölke- 
rung und Vernichtung kostbarer 
Kulturschätze der entscheidend- 
ste Anklagepunkt. DO 
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Israel 


Herzliche 
Gefühle 

fürden 
Zionismus 


Victor Marchetti 


»Orthodoxe und weltliche Juden, Friedenskämpfer und Mitglieder 
der araberfeindlichen Kach-Bewegung des Rabbiners Meir Kahane 
kamen in Nordamerika zu Massenversammilungen, Sitzungen, Ge- 


betswachen und Demonstrationen 


zusammen, um ihre Solidarität 


mit Israels, mit US-Präsident George Bushs Politik am Persischen 
Golf und den in der Region kämpfenden Truppen unter Beweis zu 
stellen«, berichtet die Jewish Telegraphic Agency. 


In New York teilte sich Israels 
UN-Botschafter, Yoram Aridor, 
das Rednerpult mit dem Gouver- 
neur von New York, Mario 
Cuomo, dem Bürgermeister Da- 
vid Dinkins, den amerikanischen 
Senatoren Daniel Patrick Moy- 
nihan und Alphonse D’Amato 
und den jüdischen Abgeordneten 
der Demokratischen Partei Ste- 
phen Solarz, Charles Schumer 
und Eliot Engel. Der israelische 
Generalkonsul in New York, 
Uriel Savir, sagte zu einer Men- 
schenmenge von 40000 Zuhö- 
rern: »Wenn diese Operation vor- 
über ist, dann wird es keine iraki- 
sche Panzer, Raketen, chemische 
Waffen oder einen Präsidenten 
Saddam Hussein mehr geben.« 


Solidarität durch 
Scud-Raketen 


Die amerikanische Judenheit ist 
der Auffassung, daß Israels Zu- 
sammenarbeit mit den USA im 
Golfkrieg herzliche Gefühle zu 
dem zionistischen Land hervor- 
gerufen habe, sogar unter seinen 
Kritikern. 


Die Washingtoner »Jewish 
Week« berichtete: »Iraks unpro- 
vozierte Raketenangriffe auf Tel 
Aviv haben einen Sturm der Zu- 
neigung zu Israel ausgelöst.« In 
dem Artikel wird auf eine mögli- 
che Quelle dieser neu entdeckten 
Zuneigung hingewiesen. 
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»Es war ein ziemlich ungewöhnli- 
cher Anblick. Der Pfarrer Jesse 
Jackson verbringt den Martin- 
Luther-King-Gedenktag damit, 
vor der israelischen Botschaft zu 
stehen und seine Bewunderung 
für und seine Solidarität mit den 
Führern und Bürgern des jüdi- 
schen Staates zum Ausdruck zu 
bringen. Jacksons Besuch war 
nur ein Beispiel für eine wahre 
Lawine der Sympathie und Un- 
terstützung für Israel, die nach 
den Scud-Angriffen und nach der 
israelischen Entscheidung, die 
Vergeltung auf unbestimmte Zeit 
zu vertagen, aus der amerikani- 
schen Öffentlichkeit heraus- 
strömte.« 


Rechtfertigung 
für Gewalt 


Bei weitem die größte Genugtu- 
ung für die Führer der jüdischen 
Gemeinde war die Leichtherzig- 
keit, mit der ehemals gegneri- 
schen Parteiungen innerhalb der 
Gemeinde ihre Differenzen fal- 
len ließen und sich in dieser letz- 
ten Krise zur Unterstützung Isra- 
els versammelten. Der liberale 
Flügel, der von solchen Gruppen 
wie »Peace Now« (»Frieden 
Jetzt«) vertreten wird, ist zusam- 
mengebrochen und die internen 
Spaltungen sind jetzt, wo Israel 
vom Irak bedroht wird, fast völlig 
verschwunden. Mit jeder Scud- 
Rakete, die in dem jüdischen 


Staat einschlägt, wird die Solidar- 
ität gefestigt. 


Dieser Trend trat jedoch schon in 
Erscheinung, bevor die Golfkrise 
zu einem Schießkrieg ausbrach. 
Solche bemerkenswerte - Stim- 
men des Friedens und des Aus- 
gleichs mit den Arabern inner- 
halb der jüdischen Gemeinde, 
wie der Herausgeber von »Tik- 
kun«, Michael Lerner, haben da- 
mit begonnen, ihren Standpunkt 
zu diesen Dingen neu zu bewer- 
ten. 


Lerner, ein Wehrdienstverweige- 
rer des Vietnam-Krieges, erging 
sich in einer längeren Selbstbe- 
wunderung und kam dabei zu der 
Schlußfolgerung, seine Opposi- 
tion zu einem militärischen und 
politischen Eingreifen Amerikas 
in überseeische Konflikte beruhe 
nicht so sehr auf allgemeinen 
Grundsätzen der Selbstbestim- 
mung für unterdrückte Völker, 
sondern vielmehr auf persönli- 
chen Gründen, wann oder wo 
derartige Gewalt. angewendet 
werden sollte. Er schloß daraus, 
daß die Anwendung von Gewalt 
gegen den Irak moralisch ge- 
rechtfertigt sei, weil dieser die 
Existenz Israels bedrohe, und 
von daher gesehen, müsse das 
Eingreifen Amerikas in den Kon- 
flikt von Juden unterstützt wer- 
den. 


Zwischen Fortschritt 


und Wahnsinn 


Richard Goldstein, von der libe- 
ralen »Village Voice«, brachte ei- 
nen weiteren nachdenklichen Ar- 
tikel zu Papier. In diesem Artikel, 
mit der Überschrift »Confessions 
of a Reluctant Zionist« (»Ge- 
stäridnisse eines nachdenklichen 
Zionisten«), nimmt Goldstein zu 
dem Anti-Krieg-Leitartikel in 
der gleichen Ausgabe Stellung 
und schreibt: »Ich stimme mit 
dessen zentralen Punkt überein - 
daß eine militärische Aktion ge- 
gen den Irak nicht gerechtfertigt 
ist —, aber ich bin mir schmerzlich 
dessen bewußt, was in dem Arti- 
kel nicht gesagt wird. Wieviele 
Zehntausende von Menschenle- 
ben - arabische und amerikani- 
sche - werden geopfert? Wird in 
dieser Zeitung zu Recht gefragt. 


“ Unerwähnt bleibt die Möglich- 


keit, daß auch israelische Men- 
schenleben in Gefahr sind.« 

Goldstein schaut auf Amerikas 
vergangene Kriege zu seinen 
Lebzeiten zurück und erinnert 


1 


sich an seinen Zorn und Verwir- 
rung über das Verhalten seines 
Landes und dessen herzlose Miß- 
achtung des menschlichen Le- 
bens. Aber, »zum ersten Malin 2 
meinem Leben habe ich es mit äi- * 
nem Krieg zu tun, der für mich 5% 
real ist. Ebenso wie der Holo- 
caust meinen Stolz auf die hebräi- 
schen Buchstaben auf den Hel-- : 
men der israelischen Soldaten - -” 
und meinen Horror, wenn sie ,* 
Menschen schlagen und erschie- - £° 
ßen, deren Sache gerecht ist - 
formt, weist er jetzt meine politi- 
sche Überzeugung auf die Wider- 
sprache zwischen Fortschritt und 
Wahnsinn hin. Ich werde wieder 
einmal von dem wachsenden Be- 
wußtsein verfolgt, daß Juden 
noch einmal zu Bauern auf dem , 
Schachbrett der Geopolitik wer- 
den könnten, und daß das Schick: 
sal Israels ... in der Schwebe hän- 
gen könnte.« 


Bis 


ET ER 


Die Verunglimpfung 
von Kritikern 


Monate bevor dieses neue jüdi- ; 
sche Bewußtsein und Solidarität $. 
in der Bevölkerung in Erschei-_-| 
nung trat, hatten sich konserva- 
tive und liberale jüdische Journa- 
listen - von dem gemäßigten Abe 
Rosenthal bei der »New York Ti- ° 
mes« über den neokonservativen : 
Norman Podhoretz bei »Com- 


mentary« bis zu dem liberalen 3 
Morton Kondracke - zusammen- 3 
getan, um die USA in einen Golf- 4 
krieg zu treiben. Obwohl sie ver- 3 
suchten, sich als besorgte Ameri- 4 
kaner zu geben, enthüllten diese - 
entschlossenen - und manchmal |; 
hysterischen - Zionisten ihre 3: 
wahre Loyalität, als sie mit ande- ; 
ren Journalisten konfrontiert : 
wurden, die gegen einen militäri- ; 
schen Eingriff in der Region zu : 
Felde gezogen waren. Diejeni- , 
gen, die nicht damit einverstan- ‘ 
den waren -zum Beispiel PatBu- : 
chanan, Joe’Sobran - wurden als * 
Antisemiten.verunglimpft. D i 


en 


= 


j 


Vietor Marchetti 


& in kürzlich veröffentlichter Bericht der Jewish Telegraphic Kasag 
SATA) sagt alles. »Quer durch die Vereinigten Staaten, von San Fran- 
£isco bis New York, von Buffalo bis Phoenix, mag der Akzent der of- 
„Aellen Vertreter der zionistischen Verbände unterschiedlich sein, 


en und Personal 
% ein. Für jüdische Gemeinden ist 
&:Geld plötzlich knapp geworden, 
“dank einer sich ausbreitenden 
Rezession, der steigenden Nach- 
“frage nach örtlichen Dienstlei- 
tungen und der dringenden Be- 
ürfnisse zehntausender von 
“Juden, die jeden Monat aus der 
& - Sowjetunion auswandern.« 


Forderung nach 
immer mehr Geld 


. Der gewaltige Strom sowjeti- 
‘scher Juden nach Israel hinein 
„und die Geldforderungen, die die 
israelische Regierung an die 
wohlhabenden amerikanisch-jü- 
dischen Gemeinden stellte, um 
die Bedürfnisse der Neuan- 
»kömmlinge zu befriedigen, lee- 
ren die Safes der jüdischen Ver- 
bände schnell und erschöpfen die 
Bereitschaft ihrer Mitglieder, 
° Beiträge zu leisten. 


Die unaufhörlichen Forderungen 
nach Geld für Israel, gekoppelt 
mit der Wirtschaftsflaute in Ame- 
rika, haben Besorgnisse darüber 
„geweckt, daß der unmittelbare 
Bedarf der jüdischen Gemeinden 
"..in den USA nicht mehr gedeckt 
werden kann. Außer den hun- 
» derttausenden von sowjetischen 
Juden, die nach Israel hineinströ- 
„men, treffen mehr als 40000 pro 
“ Jahr in Amerika ein. Diese histo- 
'»zisch gesehen hohe Zahl strapa- 
: ziert auch in hohem Maße die 
Haushalte der örtlichen Gemein- 
-degruppen und wirft die Frage 
‘nach den Prioritäten auf. 


“Was ist nun wichtiger? Die Be- 
ürfnisse der Neuankömmlinge 


in den USA und die traditionelle 
Wohlfahrtsarbeit der jüdischen 
Verbände oder die Finanzierung 
der größten Einwanderungswelle 
nach Israel seit dessen Grün- 
dung? Ironischerweise haben die 
amerikanisch-jüdischen Ver- 
bände sich jahrelang intensiv 
darum bemüht, die sowjetischen 
Schleusen zu öffnen. 


»Viele von uns sind darüber 
beunruhigt, daß wir zwar den 
Zielvorstellungen der israeli- 
schen Regierung hinsichtlich der 
Einwanderung sowjetischer Ju- 
den entgegenkommen und dann 
feststellen müssen, daß wir die 
Befriedigung der Bedürfnisse.der 
inländischen Juden unsicher ge- 
macht haben«, sagte Mark Talis- 
man, Leiter des Washingtoner 
Action Office des Council of Je- 
wish Federations (Aktionsbüro 
des Rates Jüdischer Verbände), 
sagte zur JTA. »Es ist leider so, 
daß einige Gemeinden wegen der 
finanziellen Probleme die eige- 
nen Bestände angreifen, um die 
Bedürfnisse der sowjetischen Ju- 
den zu befriedigen. Aber was sol- 
len sie machen? Etwa auf die so- 
wjetischen Juden nicht reagie- 
ren? Das ist eine lächerliche Vor- 
stellung. Es muß geschehen, und 
alles andere auch.« 


Die Spendensummen 
sind rückläufig 


Mit anderen Worten, die Führer 
der jüdischen Verbände müssen 
ganz einfach ihre Bemühungen 
verdoppeln, um Gelder aufzu- 
bringen, und Gemeindemitglie- 
der müssen halt tiefer in die Ta- 
sche greifen. Dies trotz der Tat- 
sache, daß die Wirtschaft am Bo- 


:den liegt, mildtätige Spenden 


pauschal nachgelassen haben - 
um sage und schreibe 90 Prozent 
für viele nichtjüdische Hilfsorga- 


nisationen —, und daß die Höhe- 


jüdischer Spenden für die Opera- 
tion Exodus, die vielgepriesene 
Geldsammelaktion zur Ansied- 
lung sowjetischer Einwanderer, 
stagniert oder in vielen Gebieten 
rückläufig ist. 


Noch beunruhigender ist die Tat- 
sache, daß die Operation Ex- 
odus, die ehrgeizig 420 Millionen 
Dollar an Privatspenden allein 
für 1990 anstrebte, nur die erste 
Phase der geplanten Geldsam- 
melrunde mit Schwerpunkt auf 
die Neuankömmlinge in Israel 
ist. Die Kosten für die Umsied- 


- Jung der schätzungsweise eine 


Million oder mehr israelischen 
Neubürger ist von amerikani- 
schen. Regierungsbeamten auf 
atemberaubende 40: Milliarden 
Dollar veranschlagt worden. 

Außerdem macht sich unter ame- 
rikanischen Juden Unzufrieden- 
heit darüber breit, daß traditio- 
nelle Empfänger von jüdischen 
Wohlfahrtsleistungen wie hebräi- 
sche Schulen und Gemeindezent- 
ren vernachlässigt werden, wäh- 
rend immer mehr Gelder in Re- 
kordhöhe über das Meer nach 
Israel gehen. In Milwaukee zum 
Beispiel nahm die örtliche Zweig- 
stelle des jüdischen Verbandes 
Kürzungen am Personalbestand 
vor. Rick Meyer, geschäftsfüh- 
render Direktor der Gruppe, 
sagte: »Die meisten unserer Füh- 
rer würden sich freuen, ange- 
sichts des für sowjetische Juden 
benötigte Geld wieder mit dem 
Einsatz herauszukommen«. 


Überall Kürzungen 
und Einsparungen 


In Fort Lauderdale, Florida, 
kürzten die örtlichen Stellen ih- 
ren Haushalt um 18 Prozent. In 
Hartford, Connecticut, war der 
jüdische Verband gezwungen, ein 
Beratungszentrum zu schließen, 
und alle jüdischen Agenturen in 
dieser Gegend kürzen . ihren 
Haushalt um zehn Prozent. Laut 
Cindy Chazan, einem Beamten 
bei der Greater Hartford Jewish 
Federation (Jüdischer Verband 
von Großhartford), wird jetzt die 
Strategie eingeschlagen, ganz 
einfach den Kopf über Wasser zu 
halten und darauf zu hoffen, den 
Sturm zu überstehen. »Wir wol- 
len keine Schalen von Institutio- 
nen schaffen. Wir wollen die Ge- 


meinde nicht auflösen. Wenn die - 
Dinge sich wieder normalisieren, 
haben wir etwas, wohin wir zu- 

rückkehren können. « 


Die von der ieraelischen Regie- 
rung geschätzten 40 Milliarden 
Dollar werden mit Sicherheit die 
Gesamtkosten nicht decken kön- 
nen, da der gewaltige Anstieg der 
jüdischen Bevölkerung nichts we- 
niger als einen vollständigen Um- 
bau der Infrastruktur des Landes 
und eine: Überholung der Wirt- 
schaft erfordert. Und die Anzahl 
der in Israel eintreffenden Juden 
wird sich im Kielwasser des wach- 
senden Chaos in der Sowjetunion 
nur noch erhöhen. 


Das Ausmaß der Auswanderung 
nach Israel ist in der Tat alarmie- 
rend. 1987 kamen 1909 Juden ins 
Land. In einem Zeitraum von 
nur vier Tagen trafen kürzlich 
7000 sowjetische Juden auf dem 
internationalen Flughafen Ben 
Gurion ein. Simcha Dinitz, Vor- 
sitzender der Jewish Agency Isra- 
els, die die Transportkosten für 
die Neuankömmlinge trägt, 
schätzt, daß von jetzt an Tag für 
Tag 1200 bis 1300 Juden eintref- 
fen werden. Das ist eine so große 
Anzähl, daß das Einwanderungs- 
ministerium, das in Händen von 
orthodoxen Juden liegt, gezwun- 
gen war, Flugzeuge am Freitag- 
abend - dem Sabbath - landen zu 
lassen. Die Einwanderer mußten 
jedoch bis Sonntagabend warten, 
um abgefertigt zu werden. 


Europa, Japan und die 
USA müssen helfen 


‘- Alle diese Faktoren - die übermä- 


Bige Belastung der örtlichen Ge- 
meindehaushalte, die unmöglich 
hohen Kosten, die sich vertie- 
fende Rezession in den USA, das 
Nachlassen der Zuwendungen, 
die größer werdende Zurückhal- 
tung seitens jüdisch-amerikani- 
scher Spender oder deren Unver- 
mögen, mehr zu geben, und das 
unorganisierte, aufs Geratewohl 
durchgeführte Umsiedlungspro- 
gramm der israelischen Regie- 
rung selbst, lassen nur eine un- 
ausweichliche Schlußfolgerung 
zu. Die Dutzende von Milliarden 
Dollar, die dazu benötigt wer- 
den, den Staat Israel in die Lage 
zu versetzen, für seine neu aufge- 
blähte Bevölkerung zu sorgen, 
können nur aus einer Quelle 
kommen, nämlich aus den Ta- 
schen der amerikanischen Steuer- 
zahler. 
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Sowjetische 


Doppelzungig- 


keit vertuscht 


William Fitzgerald 


Die massive sowjetische Beteiligung daran, den Irak kriegsbereit zu 
halten, wird in den Medien des westlichen Establishments systema- 
tisch vertuscht, sogar jetzt, wo die von der UdSSR an Saddam Hus- 
sein gelieferten Waffen schwere Verluste an amerikanischen Men- 
schenleben, Flugzeuge und Material verursachen. 


Die Anzahl der im Irak eingesetz- 
ten Scud-Raketen sowjetischer 
Bauart wurde ursprünglich in 
»Zehnern« geschätzt, dann aber 
auch »Hunderte« und, nach den 
Angriffen mit Scud-Raketen auf 
Israel und Saudi-Arabien, »weit 
über tausend« nach oben korri- 
giert. 


90 Prozent der Waffen 
kommen aus der UdSSR 


Die Verbreitung von Scuds direkt 
unter der angeblich ultragenauen 
Überwachung durch amerikani- 
sche Spionagesatelliten ist nur 
ein Beispiel dafür, daß die Unter- 
stützung der irakischen Kriegsan- 
strengungen durch die Sowjets 
willkürlich heruntergespielt wird. 


Ein ganzer Katalog der sowjeti- 
schen Lieferungen von Kriegsge- 


rät an die irakischen Streitkräfte 


- wurde von der American De- 
fense Lobby herausgegeben, die 
behauptet, daß »fast 90 Prozent 
des irakischen Kriegsgerätes so- 
wjetischer Herkunft ist«. Zu den 
noch erstaunlicheren Enthüllun- 
gen in diesem Bericht gehören: 
Amerikanische Geheimdienste 
fingen Meldungen in russischer 
Sprache ab, die über das iraki- 
sche taktische Funknetz verbrei- 
tet wurden. Ein Nachrichtenbe- 
richt besagt: »Aus dem Inhalt der 
Gespräche geht hervor, daß die 
Panzereinheiten tatsächlich von 
sowjetischen  Militärberatern 
»kommandiert< werden.« 


Viele »im Ruhestand lebende« 
‚sowjetische Offiziere melden sich 
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gegen den Irak vom Zaune 
brach, wurde ein sowjetischer 
Frachter, die »Dimitry Ferma- 
now« von amerikanischen und 
spanischen Kriegsschiffen ge- 
stoppt, als er auf den jordani- 
schen Hafen Agaba am Roten 
Meer zusteuerte. Das amerikani- 
sche Verteidigungsministerium 
räumte ein, daß die Ladung 
Raketenstartbahnen, Kom- 
mando- und Kontrollfahrzeuge, 
Panzerteile, Kommunikations- 
ausrüstung und hochexplosive 
Sprengstoffe enthielt. 

Das Weiße Haus, das US-Vertei- 
digungsministerium und die 
Medien steckten die Köpfe zu- 
sammen, um diesen Vorfall her- 
unterzuspielen. 


»Wir wissen nicht ganz genau, 
was hier vorgefallen ist«, sagte 
Marlin Fitzwater, der Sprecher 


US-Präsident George Bush ist durch sein kriegerisches Eingrei- 
fen im Nahen Osten in die größte Falle der Geschichte geraten. 


freiwillig, um den irakischen 
Streitkräften zu helfen, indem sie 
sich an die irakische Botschaft in 
Moskau wenden. 


»Spetsnaz-Einheiten«, die Elite- 
Soldaten der Sowjets, bewachen 
Saddam Hussein gegen einen in- 
ternen Staatsstreich. 


Ein Zwischenfall 
wird heruntergespielt - 


Noch eine Woche bevor Präsi- 
dent George Bush seinen Krieg 


des Weißen Hauses. Der Spre- 
cher des US-Verteidigungsmini- 
steriums, Williams, lieferte ein 
Alibi, indem er sagte: »Es geht 
aus den Frachtbriefen nicht ge- 
nau hervor, was der Bestim- 
mungsort ist.« 


Jordanien, das über sehr wenig 
sowjetisches Kriegsmaterial ver- 
fügt, hatte offensichtlich keine 
Verwendung für die aufgeführten 
Teile. 


Das US-Außenministerium gab 
seinen Senf dazu, mit einem ri- 


u 


tualen Lob für die Sowjetunion, ; 
»die in’ ihrer Unterstützung für 


die Beschlüsse der Vereinten Na- 
tionen, für die Politik, die die 
Völkergemeinschaft am Persi- 
schen Golf eingeschlagen hat, 
standhaft und konsequent ist«. 
Die »Washington Post« vergrub 


die Storyam9, Januar 1991 unten - 


auf Seite 14 und verabschiedete 
sie freundlich mit einigen Dut- 
zend Zeilen. 


Aus dem Bericht der amerikani- 
schen Verteidigungs-Lobby geht 
hervor, daß nach dem irakischen 
Einmarsch in Kuwait »ein sowje- 
tischer Frachter auf dem Wege 
nach dem Irak, beladen mit ge- 
panzerten Fahrzeugen, Munition 
und militärischen Ersatzteilen, 
nach Libyen umgeleitet, und die 
Ladung auf dem Luftwege in den 
Irak gebracht wurde«. 


Auch nachdem Kuwait gefallen 
war, »lieferte die Sowjetunion 
weiterhin Teile der irakischen 
Hubschrauber-Truppentranspor- 
ter MI-17 sowjetischer Bauart an 
den Irak«. Ende August 1990 
»stellten die Sowjets 150 Millio- 
nen Dollar an Finanzkrediten an 
den Irak bereit, damit dieser wei- 
tere Waffen und Ersatzteile so- 
wjetischer Herkunft kaufen 
konnte«. 


Die Sowjets spionieren 
für Saddam 


Darüber hinaus, heißt es in dem 
Bericht, »hat die Sowjetunion 
vier strategische Aufklärungs-Sa- 
telliten gestartet, die alle täglich 
über den Nahen Osten flogen. 
Ein am 16. Oktober 1990 gestar- 
teter Satellit wurde so gesteuert, 
daß er in eine äußerst niedrige 
Umlaufbahn geriet, um Truppen- 
konzentrationen am Persischen 
Golf beobachten zu können«. 


»Außerdem schickten die So- 
wjets zwei Kriegsschiffe in die 
Golfregion, um den Irakis Real- 
zeit-Nachrichten über amerikani- 
sche Truppenbewegungen zu 
übermitteln«. 


Unmittelbar bis zu dem Zeit- 
punkt, als am 16. Januar 1991 die 
Luftangriffe auf den Irak began- 
nen, halfen sowjetische Berater 
in einer Fabrik in der Nähe von 
Bagdad beim Bau von fortschritt- 


lichen T-72 Panzern sowjetischer 


Konstruktion. Es heißt, daß wei- 
tere Sowjets in einer anderen ge- 
meinsam betriebenen Fabrik im 
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Irak mit den Irakis beim Bau von 
. modernen MiG-Kampfbombern 
zusammenarbeiten. 


Es ist auch bekannt, daß sowjeti- 
sche Berater Irakis in der Bedie- 
nung von »Radar- und Kommuni- 
kations-Abwehrgeräten« ausbil- 
- den, die verwendet werden, um 
amerikanische AWACs - sich in 
- der Luft befindliche Frühwarn- 
und Kontrollsysteme - zu stören. 


Es wird ferner berichtet, daß Ge- 
neralmajor Albert Makaschow 
sich am 17. Juli 1990 in Bagdad 
- mit dem irakischen Außenmini- 
'ster getroffen habe und »der ihm 
von den Plänen des Irak, nach 
Kuwait einzumarschieren, Mit- 
teilung gemacht habe«. 
französische 


- »Britische und 


- Nachrichtenanalytiker glauben, 
daß Makaschkow dem Irak mili- 
tärische Unterstützung auf hoher 
Ebene zugesagt hat.« 


Michael Gorbatschow wird 
von Bush gelobt, obwohl er 
Amerikas Feinde mit Waffen 
versorgt. 


Der Schlüssel zum Verständnis 

der tiefgehenden sowjetisch-ira- 

kischen Beziehungen, so wird in 

»_ dem Bericht der American De- 

 fense Lobby behauptet, sei der 

- Werdegang des 28 Jahre alten 

‚Freundschaftsvertrags zwischen 
den beiden Ländern. 


- »Fast drei Jahrzehntelang hat der 
KGB Iraks Geheimdienst ausge- 
bildet und Saddam Hussein mit 
der totalitären Technologie ver- 
sorgt, um den Irak mit eiserner 
Faust regieren zu können. Prak- 
tisch alle hochrangigen  iraki- 
schen _Geheimdienstoffiziere 


sind nämlich unter sowjetischer 
Aufsicht ausgebildet und aufge- 
baut worden. 


Auf gleiche Weise sind viele hohe 
Offiziere des Irak von sowjeti- 
schen Lehrgangsleitern ausgebil- 
det worden. Diese Ausbildung 
wurde während des achtjährigen 
Krieges mit dem Iran, der 1988 
endete, beschleunigt.« 


Haben die Medien 
die Zahl halbiert? 


In dem Bericht wird behauptet, 
»annähernd 8000 - sowjetische 
technische, nachrichtendienstli- 
che und militärische Berater hät- 
ten sich am 2. August 1990, als 
Saddam in Kuwait einmar- 
schierte, im Irak aufgehalten« - 
eine doppelt so hohe Anzahl, wie 
sie im allgemeinen von der Presse 
benutzt wurde, die aber nach der 
Invasion beträchtlich nach unten 
korrigiert wurde. 


Eine amerikanische Informa- 
tionsquelle wird dahingehend zi- 
tiert, es sei »mehr als Spekula- 
tion«, daß sowjetische Berater 
tatsächlich irakische Truppen 
nach Kuwait begleitet hätten. 


Der Bericht enthält eine Aufstel- 
lung über die verschiedenen Ty- 
pen sowjetischer Panzer, die bei 
der irakischen Armee im Einsatz 
sind — insgesamt etwa 5000 ver- 
lautet aus anderen Quellen -; 
eine Bestandsliste der Flugzeug- 
Abwehrraketen, die amerikani- 
sche und alliierte Flugzeuge ab- 
schießen; und der Typen sowjeti- 
scher Kampfflugzeuge, die im 
Irak verwendet werden. 


Bezüglich des Vorabends des An- 
griffs auf den Irak am 16. Januar 
1991 heißt es in dem Bericht: 
»Die irakische Kriegsmarine ver- 
fügt über eine große Anzahl von 
Patrouillenboote, Minenräumer, 
Schnellboote und Landungs- 
boote sowjetischer Bauart. Noch 
im September 1990 bildete die so- 
wjetische Kriegsmarine irakische 
Marinesoldaten in der Sowjet- 
union aus.« 


Was noch unheimlicher ist, in 
dem Bericht wird bestätigt, daß 
die Sowjets dem Irak eine unbe- 
stimmte Anzahl von SS-12-Mit- 
telstreckenraketen geliefert 
habe, die in der Lage sind, Atom- 
oder Giftgas-Sprengköpfe auf 
Ballungsgebiete im Nahen Osten 
zu schießen. oO 


zo. 


Supermächte 


Freiheit 


fur Kuwait, 


Sklaverei für 
das Baltıkum 


Mike Blair 


Während sie lauthals verkünden, sie seien die Friedensmacher der 
Welt, geben die Sklavenherren des Kreml den Sanktionen der Verei- 
nigten Nationen gegen den Irak wegen dessen Einmarsch in und An- 
nektierung des kleinen Kuwait Rückendeckung. Dann benutzen sie, 
als typische Stalinisten aus den blutigen Zeiten der UdSSR, die 
Krise am Persischen Golf, um ihre eigenen blutigen Übergriffe zu 
vertuschen, mit denen sie die Freiheitshoffnungen der baltischen 
Staaten, die sie seit dem Zweiten Weltkrieg illegal besetzt halten, 


zerschlagen wollen. 


Mit seinem vielleicht schlimm- 
sten Akt der Treulosigkeit seit sei- 
nem Aufstieg zur Macht in der 
Sowjetunion, schloß Staatspräsi- 
dent Michail Gorbatschow sei- 
nen bisher bemerkenswertesten 
Deal mit der Regierung des ame- 
rikanischen Präsidenten George 
Bush ab. Aus Kreisen, die um 
eine freie lettische Republik 
kämpfen, war zu erfahren, daß 
Gorbatschow, der in der Lage ist, 
das sowjetische Veto im Weltsi- 
cherheitsrat zu benutzen, um 
jede Resolution der Vereinten 
Nationen gegenstandslos zu ma- 
chen, dieses dazu benutzte, die 
amerikanische Bush-Regierung 
zu bestechen. 


Wie Bush das 
Baltikum verriet 


Gorbatschow stimmte der Reso- 
lution der Vereinten Nationen zu, 
Gewalt anzuwenden, um den 
Irak aus Kuwait herauszubekom- 
men, die Bush unbedingt errei- 
chen wollte. Als Gegenleistung 
erklärte sich die amerikanische 
Regierung dazu bereit, über Gor- 
batschows geplanten Einsatz von 
Panzern und den Spezialeinhei- 
ten Spetsnaz zur Niederschla- 
gung der Freiheitsbewegung in 
den drei baltischen Staaten - Li- 
tauen, Lettland und Estland - 


kein großes Aufsehen zu ma- 
chen. 


Die Sowjetunion  marschierte 
1940 in die drei baltischen Repu- 
bliken ein. Die Sowjets wurden 
während des Zweiten Weltkriegs 
kurzfristig von den Deutschen 
verjagt. Nach der Niederlage 
Deutschlands wurden die drei 
winzigen Länder jedoch wie- 
derum gewaltsam besetzt und in 
ungesetzlicher Weise als Republi- 
ken der Sowjetunion annektiert. 


Litauen erweckte Anfang des ver- 
gangenen Jahres die Aufmerk- 
samkeit der Welt, als es seine Un- 
abhängigkeit vom Sowjetreich 
ausrief. Die Nachbarländer Lett- 
land und Estland, die zwar mit ih- 
rer Forderung nach Freiheit be- 
hutsamer vorgingen, verkünde- 
ten ebenfalls ihre Absicht, wieder 
freie Länder zu werden. 


Gorbatschow, der Nobel-»Frie- 
densmacher«, verhängte über 
das kleine Litauen eine Blockade 
und schnitt es von der Lebensmit- 
tel- und Brennstoffversorgung 
ab. 


Mit seinem inzwischen als sol- 
ches bekanntgewordenen typi- 
schen »Gorbi-Geschwafel« — re- 
den als Befürworter von Glas- 
nost und Perestroika, aber han- 
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Die Supermächte 
Freiheit 

für Kuwait _ 
Sklaverei für 
das Baltikum 


deln wie ein typischer Stalinist 
der dreißiger, vierziger und fünf- 
ziger Jahre -redete Gorbatschow 
auf die Litauer ein, geduldig zu 
sein und sagte ihnen, ihre Frei- 
heit und Unabhängigkeit könne 
im Laufe der Zeit »mit verfas- 
sungsmäßigen Mitteln« erreicht 
werden. 


Im Würgegriff der sowjetischen 
Blockade und Gorbatschows 
Drohung, er werde die sowjeti- 
schen Panzer, die er in die litaui- 
sche Hauptstadt Wilna geschickt 
hatte, gegen die für die Freiheit 
demonstrierenden Menschen 
einsetzen, hob das litauische Par- 
lament die Unabhängigkeitser- 
klärung vorübergehend auf. 


Anschließend verliefen Gorbat- 
schows den Balten und dem We- 
sten gegebene Versprechen, man 
werde über die Unabhängigkeit 
der baltischen Republiken ver- 
handeln, im Sande - noch mehr 
»Gorbi-Geschwafel«. 


Die Würfel 
sind gefallen 


Im vergangenen Jahr, als die 
Bush-Regierung versuchte, eine 
Resolution der Vereinten Natio- 
nen zur Genehmigung der An- 
wendung von Gewalt, um den 
Irak aus Kuwait, das er im ver- 
gangenen August besetzt und an- 
nektiert hatte, zu vertreiben, 
durchzusetzen, machte Gorbat- 
schow das Angebot zu einem 
Kuhhandel. 


Wie aus lettischen Kreisen ver- 
lautet, bestand dieser Kuhhandel 
darin, daß, falls die Sowjetunion 
im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen die Anwendung von 
Gewalt gegen den Irak unterstüt- 
zen würde, die Vereinigten Staa- 
ten höchstens mit einem dürfti- 
gen Lippenbekenntnis auf die so- 


wjetische Razzia auf das Balti- 


kum reagieren würden. 


Gleichzeitig gaben Nachrichten- 
kreise in Washington bekannt, 
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US-Senator Connie Mack will 
durch ein Gesetz die volle di- 
plomatische Anerkennung der 
baltischen Staaten durch die 
USA. 


Jelena Bonner, Witwe des Friedensnobelpreisträgers Andreij Sa- 
charow, und ihr Sohn Alexeij wollen den Preis aus Protest zurück- 


geben. 


Litauische Bürger schützen das Parlaments-Gebäude vor dem 
Eindringen sowjetischer Soldaten. 


US-Senator Alfonse D’Amato 
hat an den Nobelpreis-Aus- 
schuß geschrieben und die 
Verleihung an Gorbatschow 
kritisiert. 


daß der litauische Staatspräsi- 
dent Vytautas Landsbergis, der 
Bush im Dezember besuchte, um 


die USA um Unterstützung zu 
bitten, von den Sowjets zum Ab- 
schuß freigegeben worden sei. 


Landsbergis sollte auf einer öf- 
fentlichen Veranstaltung von 


durch den sowjetischen KGB diri- _ 


gierten Atteritätern niederge- 
schossen werden, hieß es. 


Der Griff 
der Stalinisten 


Während Gerüchte umherliefen, 
daß in den baltischen Ländern 
eine Razzia unmittelbar bevor- 
stehe, und daß Landsbergis und 
möglicherweise noch andere bal- 
tische Führungspersönlichkeiten 
vom KGB zum Abschuß freigege- 
ben sei, gab am 20. Dezember 
1990 der sowjetische Außenmini- 
ster Eduard Schewardnadze, ein 
wahrer Gegner der Stalinisten — 
die das Land immer noch fest im 
Griff haben - seinen Rücktritt 
bekannt. Schewardnadze erklär- 
te, daß die Verfechter des harten 
Kurses, die Stalinisten, dabei 
seien, »das Land in die Diktatur 
zu stoßen«. 


Indessen gab Landsbergis be- 
kannt, sowjetische Regierungs- 
beamte hätten seine Regierung 
davon unterrichtet, daß die Ver- 
sorgung mit Lebensmitteln, Fut- 
termitteln, Energie und anderen 
Materialien nach Litauen hinein 
am 1. Januar 1991 enden würde. 


»Alle Kräfte werden eingesetzt 
und alle Maßnahmen werden ge- 
troffen, um die Lage in Litauen 
zu destabilisieren und das Land 
dazu zu zwingen, Teil der Sowjet- 
union zu bleiben«, warnte Lands- 
bergis. 


Am 13. Januar, ein Tag, den die 
Litauer als »blutigen Sonntag« in 
Erinnerung haben, stürmten so- 


wjetische Truppen eine Fernseh- _ 
station in Wilna, wobei 15 Men- 


schen getötet und 230 weitere ver- 
letzt wurden. 


Die Lippendienste 
des Mr. President 


Ein litauischer Mann und eine 
Frau wurden von einem sowjeti- 
schen Panzer überfahren. Wie 
Gorbatschow wußte, da die Auf- 
merksamkeit der Welt auf die Er- 
eignisse am Persischen Golf ge- 
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richtet war, würde er wenig 


 Schelte aus dem'Westen bekom- 


men. 


In Washington leistete Bush, der 


- sich hätte fragen sollen, wieso die 
- Vereinigten Staaten in einer 
- »Neuen Weltordnung« Partner ei- 


= 


ner Diktatur sein können, die die 
Befreiung Kuwaits durch die 
Amerikaner als Deckmantel be- 
nutzt, um die Freiheit im Balti- 
kum zu unterdrücken, nichts als 
Lippendienste. 


Die Reaktion der Bush-Regie- 


rung war.in der Tat vielschwächer 


- als ihre Reaktion auf die Unter- 


drückung in den baltischen Staa- 
ten im Jahre 1990. 


Bushs Sprachrohr, Marlin Fitzwa- 
ter, nannte die sowjetische Ge- 
waltanwendung in Litauen »pro- 


- duktiv und gegenproduktiv«, Er 


ganz 


sagte, der Kreml solle »mit den 
- Einschüchterungsversuchen auf- 


hören und wieder an den Tisch 


der Verhandlung mit den balti- 


schen Republiken zurückkeh- 


= TEN«. 


Gorbatschow hatte Boris Pugo, 


einen gebürtigen Letten, der sich 


als einer der schlimmsten Unter- 
drücker aus der Chef-Etage des 


- KGB in derlettischen Geschichte 


der Nach-Stalin-Zeit hervorge- 


tan hatte, zum Innenminister der 


3 Sowjetunion ernannt, als Nach- 
 folger des gemäßigten Vadim Ba- 


katin. 


- Pugo, der den Vorsitz über sieben 


große »politische« Prozesse in 
Lettland geführt hatte, wurde 
dafür 1984 mit seiner Ernennung 
zum Vorsitzenden der Kom- 
munistischen Partei Lettlands be- 
lohnt. Er wurde zu Gorbat- 
schows Spitzenmann bei der Raz- 
zia auf Abweichler und auf die 
Freiheitsbewegung in den balti- 
schen Ländern. 


»Man erinnere sich daran«, sagte 
ein lettischer Führer der Unab- 
hängigkeitsbewegung, »jedes- 


- mal, wenn die Sowjets jemanden 


brauchten, um die schmutzige Ar- 
beit für sie zu erledigen, suchten 


sie sich einen Nichtrussen aus«. 


- Ironischerweise hatten sich letti- 
sche Rote in den Anfangstagen 


der Tscheka, der Vorgängerin des 
KGB, am meisten hervorgetan 


- und dienten auch in den Gewehr- 


schützen-Bataillionen die Lenins 
persönliche prätorianische Leib- 


- wache bildeten. 


Pugos Präsens als Chef des In- 
nenministeriums ist. kein gutes 
Zeichen für die Unabhängigkeits- 
bestrebungen im Baltikum. 


Es ist bereits offensichtlich, daß 
Lettland bei Gorbatschows Be- 
strebungen, die Freiheit des Bal- 
tikums zu ersticken, als nächstes 
Land an die Reihe kommen wird. 


Aus Furcht vor einem Überfall in 
ihrer Hauptstadt Riga, ähnlich 
wie das was in Wilna geschah, ha- 
ben lettische Führer eine Barri- 
kade von schweren Lastwagen 
um die Innenstadt herum errich- 
tet. Sowjetische Truppen zer- 
schossen die Reifen einiger die- 
ser Lkw und warfen Feuerbom- 
ben auf andere. 


Ein lettischer Bürger wurde von 
einem sowjetischen Scharfschüt- 
zen in den Rücken geschossen. 


Dann, am 20. Januar 1991, befahl 
Pugo sowjetischen Elite-Einhei- 
ten, die dem Innenministerium 
unterstehen, das Hauptquartier 
der lettischen Polizei in Riga an- 
zugreifen und zu besetzen. Dabei 
wurden vier Letten getötet. 


Als er befragt wurde, ob er den 
Befehl gegeben habe, das Feuer 
auf die Litauer zu eröffnen, ant- 
wortete Gorbatschow als typi- 
scher Despot. 


Er sagte, er habe zu dem Zeit- 
punkt geschlafen als örtliche Mi- 
litärkommandeure tätig wurden, 
die allerdings nur auf Angriffe 


der Litauer reagiert hätten, und 
er unterstütze diese Aktionen 
weil die Ordnung wiederherge- 
stellt werden müsse. 


Die US-Senatoren Alfonse D’A- 
mato und Connie Mack wollen ei- 
nen Gesetzesentwurf einbringen, 
der die volle diplomatische Aner- 
kennung der drei baltischen Re- 


publiken durch die Vereinigten 
Staaten verlangt. 


Die Senatoren haben auch an 
den Nobelpreis-Ausschuß in Nor- 
wegen geschrieben und erklärt, 
daß Gorbatschow als Träger 
des Friedensnobelpreises »die 
Glaubwürdigkeit des Preises 
ernsthaft gefährdet«. 


D’Amato sagt, es sei ein Hohn 
auf die Gerechtigkeit, stillschwei- 
gend zuzusehen wie der Träger 
des »Friedens«preises Panzer ein- 
setzen läßt, um politische Geg- 
ner, die für die Demokratie ein- 
treten, zu zerschlagen. »Denn 
jetzt fürchten wir, daß die Hoff- 
nung und das Versprechen, die 
der hochgeschätzte Preis verkör- 
pert, bei Herrn Gorbatschow 
hohl klingen.« 


Jelena Bonner, Witwe eines 
anderen Trägers. des Friedens- 
nobelpreises, Andrej Sacharow, 
schrieb an Gidske Anderson, den 
Vorsitzenden des Nobel-Aus- 
schusses, sie wünsche nicht, daß 
der Name ihres Mannes zusam- 
men mit Gorbatschow als Nobel- 
friedenspreisträger aufgeführt 


wird. Sie forderte den Ausschuß 
auf, den Preis ihres Mannes wie- 
der zurückzunehmen. 


Zur Zeit, wo 450000 Amerikaner 
in eine Schlacht am Persischen 
Golf verwickelt waren, um ein 
Land, Kuwait, das kleiner als die 
kleinste baltische Republik ist, 
zu befreien, hätten führende Per- 


Staatspräsident Gorbatschow 
hielt sein Versprechen, mit den 
Balten über die Unabhängig- 
keit zu verhandeln, nicht ein. 


sönlichkeiten in den Vereinigten 
Staaten davon Kenntnis nehmen 
sollen, daß Amerika drei Län- 
dern den Rücken kehrt, deren 
Annektion durch die Sowjets in 
den vierziger Jahren die Über- 
nahme Kuwaits durch Saddam 
Hussein vergleichsweise blaß er- 
scheinen läßt. Hunderttausende 
von Balten starben als ihre Län- 
der von Stalins Armee überfallen 
und besetzt wurden. 


Sie sollten auch daran denken, 
daß zur gleichen Zeit, in der die 
Bush-Regierung die besten ame- 
rikanischen Streitkräfte in einem 
blutigen Krieg mit dem Irak 
eingesetzt hatte, die Sowjets im- 
mer noch 300000 Soldaten in 
Deutschland und weitere 50000 
in Polen stehen haben. Warum? 


Könnte es sein, daß sich die so- 
wjetischen Panzer bald auch nach 
Westen in Bewegung setzen wer- 
den? 
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Geheimdienste 


Ausländische 


Agenten 
köderten 


Saddam 
Hussein 


Martin Mann und James Harrer 


»Wir spionieren niemals gegen die Vereinigten Staaten, noch unter- 
laufen wir deren Politik«, lautete stets die leidenschaftliche Behaup- 
tung einer israelischen Regierung nach der anderen und das schon 
seit 40 Jahren. Aber lange geheim eingestufte Dokumente, die uns 
aus Geheimdienstkreisen zur Verfügung gestellt wurden, sprechen 
eine andere Sprache. Die hier wiedergegebene Denkschrift wurde 
am 27. Dezember 1956 von William Rountree, damals ein für diplo- 
matische Sicherheit verantwortlicher Assistent im amerikanischen 
Verteidigungsministerium, niedergeschrieben. Sie bietet einen ent- 
larvenden Einblick in eine verdeckte Spionageoperation des Mos- 
sad, Israels Geheimdienst, ein Versuch »als geheim eingestufte In- 
formationen und Dokumente« durch Bestechung eines »amerikani- 
schen Regierungsbeamten« an sich zu bringen. 


Obwohl sowohl das amerikani- 
sche Außenministerium als auch 
US-Bundesanwälte darin über- 
einstimmen, daß zwei in den In- 
filtrierungsversuch verwickelte 
israelische Spione festgenommen 
und strafrechtlich verfolgt wer- 
den sollten, wurden derartige Be- 
mühungen durch Interventionen 
des zionistischen Weltkongresses 
blockiert. Einer der fremden 
Spionageagenten, der die Verei- 
nigten Staaten verlassen durfte, 
Shmuel Nevoth, ist jetzt stellver- 
tretender Direktor des Mossad. 
Er hat, wie berichtet wurde, 
die hauptsächliche Vertuschungs- 
und Betrugsoperation, die darauf 
abzielte, zu einem Krieg zwi- 
schen den USA und Irak aufzu- 
‚hetzen, koordiniert. 


Der Konflikt wurde 
ständig verschärft 


Agenten des Mossad, die eine 
»klassische Vertuschungs- und 
Betrugsoperation« vom Stapel 
ließen, verschärften jeden Kon- 
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fliktpunkt und sabotierten mögli- 
che Kompromisse zwischen den 
Vereinigten Staaten und dem 
Irak, solange bis sich die beiden 
Länder miteinander im Krieg 
befanden. Diese Information 
stammt aus gut unterrichteten 
Kreisen im militärischen Stab des 
Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen. 


Zwei potentielle Gegner 


befanden sich im Krieg 


Deren Enthüllungen wurden von 
amerikanischen Nachrichtenkrei- 
sen in Washington bestätigt, die 
den israelischen Meisterspion, 
der hinter der Operation stand, 
als Shmuel Nevoth identifizier- 
ten. Nevoth sei »ausländischer 
Agent, der schon seit Jahrzehn- 
ten auf unserer Spionage-Watch- 
list steht«, versicherte ein hoch- 
stehender Sicherheitsbeamter 
des amerikanischen Justizmini- 
steriums. 


»Schon lange bevor der Irak- 


Exclusives aus Politik und Wirtschaft 


Deutschland: 


Deutsche Frage kein Thema der 
Weltpolitik 


London meldet: 


USA 


US-Dollar: 


Rückkehr zu festen Wechselkursen 
Frankreich: 


LePen eine 


Gefahr für die 
Herrschenden 
Kirche: Lästern wir 
nicht alle Gott? 


Bereits in der Januar-Ausgabe' 1988 berichtete CODE eingehend 


über den geplanten Golf-Krieg. 


Iran-Krieg begann«, erzählte 
Capten Spiros Mavroudis, ein 
griechischer Marineoffizier, der 
bei den Vereinten Nationen 
Dienst tut, »sah man Saddam 
Hussein als Bedrohung an - der 
einzige zähe, charismatische, öl- 
reiche arabische Führer, der sich 
nicht mit Schweizer Bankkonten, 
sondern mit dem Aufbau starker 
bewaffneter Streitkräfte und ei- 
ner fortschrittlichen Techno-In- 
frastruktur für sein Land be- 
faßte.« 


Nachdem die amerikafreundli- 
che Monarchie des Iran 1979 
durch islamische Eiferer gestürzt 
worden war, arbeiteten Agenten 
der CIA und des Mossad zusam- 
men — wie berichtet wird unter 
der Leitung von Zbigniew Brze- 
zinski, seinerzeit nationaler Si- 
cherheitsberater des Weißen 
Hauses -, um Saddam Hussein zu 
ködern, den Iran anzugreifen. 


»Sie benutzten Desinformation 
und gefälschte Geheimdienstbe- 
richte, um Saddam Hussein in 


den Glauben zu versetzen, er 
könne den Iran leicht besiegen«, 
erinnerte sich ein ehemaliger 
CIA-Beamter mit langjähriger 


Dienstzeit im Nahen Osten. »In . 


Wirklichkeit wurde Iraks ver- 
suchte Unterwerfung des Iran zu 
einem zehn Jahre währenden blu- 
tigen Kampf.« 


Der Zusammenstoß zwischen 
den beiden islamischen Staaten 
ließ Israel »sich wohlhabend und 
sicher fühlen«, erinnerten sich 
nahöstliche Kreise. 


Feldzug 
schwarzer Propaganda 


Der Kleinstaat verkaufte an 


beide Seiten Kriegsmaterial in: 


Höhe von Milliarden Dollar zu 
stark überhöhten Preisen und ge- 
noß den Anblick, daß zwei po- 


see ana eree ae  e 


£ hen A neug a rer; 


Ri 


= & 2 er RER yet 


und 


tentielle Gegner aufeinander ein- : 


droschen. 


»Aber als die Vereinten Nationen  : 


ten 


1989 einen Waffenstillstand zwi- 
schen Irak und Iran vermittelten, 


begann der Mossad wieder da- 


mit, sich auf den Irak als Haupt- 


bedrohung für Israels militäri- 


sche Vorherrschaft in der Region 


- _einzuschießen«, sagt Philippe 
Daoudi, ein in New York City sta- 
- .tionierter algerischer Journalist. 


g Im März 1990 ermordete eine 
 Schlägermannschaft des Mossad 


Dr. Gerald Bull, einen anerkann- 
amerikanischen Militär- 
wissenschaftler, der als Berater 
für die irakische Regierung 
arbeitete. Dem Mord an Bull, 
der als führender Konstrukteur 


riesiger Langstrecken-Artillerie- 


geschütze berühmt war, folgte 
ein vom Mossadinszinierter Feld- 
zug »schwarzer« Propaganda. 
Irak wurde beschuldigt, Bull er- 
mordet zu haben. 


"Was es dem Mossad erleicherte, 


den Irak als Erzbösewicht er- 


scheinen zu lassen, war die An- 
- wesenheit eines pro-israelischen 


inneren Kreises innerhalb der 
Washingtoner Bürokratie für na- 


- tionale Sicherheit. 


Die für den Irak zuständigen 


Spitzenbeamten der Reagen-Re- 
gierung waren samt und sonders 
als engagierte Betreiber der In- 
teressen des Kleinstaates be- 


- kannt. Sie wurden von kenntnis- 


reichen diplomatischen Kreisen 


identifiziert, es handelte sich um 


den für Politik zuständige stell- 
vertretenden US-Verteidigungs- 
minister Fred Ikle, den Planungs- 
leiter des Außenministeriums für 
Politik, Peter Rodman, und den 
Mitarbeiter im Nationalen Si- 
cherheitsrat, Dennis Ross. 


Wunsch Vater 
des Gedankens 


Diese pro-israelischen Bürokra- 
ten »schrieben Berichte über Po- 
litik, in denen sie vorraussagten, 
daß der Irak im Nahen Osten die 
führende Rolle spielen wolle, 


schon lange bevor Saddam Hus- 


sein überhaupt aufdiesen Gedan- 


ken kam«, sagt Dr. Katharina 
Gonzales, eine ehemalige Analy- 


tikerin des amerikanischen Au- 


- ßenministeriums. 


Die Kampagne gegen den Irak 
kam im Juni 1990 auf volle Tou- 


ren, mit Berichten, daß hochran- 
gige Regierungsbeamte aus dem 


Iran und Irak eine Reihe von Be- 


 gegnungen in die Wege geleitet 


hatten, um den Weg zu engeren 
Beziehungen zwischen den bei- 
den ehemaligen Kriegsgegnern 
zu ebnen. 


»Israel sah die Aussicht auf ein 
Bündnis zwischen diesen beiden 
mächtigen arabischen Nationen 
als. tödliche Bedrohung an«, 
sagte Daoudi. »Die Desinforma- 
tionsmaschine seiner Washingto- 
ner Interessesgruppe sprang an. 


Der Irak wurde als nukleare, che- 
mische und biologische Bedro- 
hung für die Menschheit ver- 
dammt. Saddam Hussein wurde 
als blutrünstiger Tyrann verun- 
glimpft.« Die Regierung von Ku- 
wait, die mit dem Irak in einen 
bitteren Disput über Ölpreise 
verwickelt war, wurde bedrängt, 
»dem Schlächter von Bagdad kei- 
nen Zentimeter entgegenzukom- 
men.« 


Andere Golf-Emirate wurden ge- 
warnt, das Saddam Hussein 
plane, sie zu schlucken. Als Sad- 
dam Hussein am 2. August 1990 
Truppen nach Kuwait entsandte, 
»explodierten die von israeli- 
schen Agenten aufgeheizten 
Spannungen und lösten eine be- 
waffnete Konfrontation aus«, be- 
richtete Daoudi. Sie 


Dieser Brief vom 27. Dezember 1956, geschrieben von William Rountree, bietet einen entlarvenden 
Einblick in die verdeckten Spionageoperationen des Mossad. 
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Sowjetische 
Atomwaffen 
im Irak 


William Fitzgerald 


Die Sowjetunion schickte Atommiüll in den Irak zur Verwendung bei 
einer Reihe von tödlichen radiologischen Waffen, die die amerikani- 
schen und alliierten Verluste exponentiell erhöhen könnten, verlau- 


tet aus Geheimdienstkreisen. 


US-Präsident George Bush 
wurde im November 1990 falsch 
unterrichtet, daß Iraks Kernwaf- 
fenpotential noch mindestens ein 
Jahr brauche, um endgültig ein- 
satzbereit zu sein. Aber kurz be- 
voreram 16. Januar 1991 den Be- 
fehl gab, den Irak anzugreifen, 
wurde ihm mitgeteilt, Saddam 
‘Hussein habe eine begrenzte Ka- 
pazitätt an »dirty nukes« 
(»schmutzige Atomwaffen«), die 
tödliche Strahlen über der Wüste 
verbreiten könnten. 


Bush wurde jedoch nicht über 
das volle Ausmaß des Strahlungs- 
arsenals des Iraks unterrichtet, 
verlautet aus Geheimdienstkrei- 
sen. Außer Atombomben soll der 
‚Irak über radiologische Artille- 
riegranaten, Landminen und 
Kurzstreckenraketen verfügen. 


Außerdem, so erfahren wir von 
unseren Informanten, ist der 
amerikanische Präsident nicht 
vollständig darüber informiert 
worden, wie weit die Sowjet- 
union in diese Sache verwickelt 
ist, denn wäre er besser infor- 
miert worden, dann wäre er viel- 
leicht nicht in die größte Falle der 
Geschichte getappt; es könnte 
doch sein, daß die Sowjets auf 
Westeuropa losmarschieren, 
während amerikanische und an- 
dere NATO-Streitkräfte im Na- 
hen Osten gebunden sind. 


Es bestehen sogar Zweifel dar- 
über, ob Bush - er war einmal 
Chef des amerikanischen Ge- 
heimdienstes CIA - alle verfüg- 
baren Geheimdienstnachrichten 
über die Verschiffung von 
beträchtlichen Mengen an Atom- 
müllmaterial — aus Kraftwerken 
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William Webster, Direktor des 
amerikanischen Geheimdien- 
stes CIA, unterrichtete den 
US-Präsidenten über die so- 
wjetischen Waffenlieferungen 
an den Irak. 


wie Tschernobyl und anderen 
Atomkraftwerken, mit denen die 
Landkarte der Sowjetunion über- 
sät ist - im Bilde ist. Kein ver- 
nünftiger amerikanischer Präsi- 
dent würde die Verteidigungsein- 
richtungen der NATO entblößen 
und in einen Krieg gegen den 
Irak ziehen, wenn er vollständig 
über die Doppelrolle der Sowjet- 
union unterrichtet wäre, setzen 
unsere Informanten voraus. 
Robert M. Gates, der einflußrei- 
che stellvertretende Direktor des 
Nationalen Sicherheitsrates, legt 
vielleicht bei seiner täglichen Be- 
richterstattung an den Präsiden- 
ten lebenswichtige Informatio- 
nen über das sowjetische Doppel- 
spiel falsch aus, glauben unsere 
Informanten zu wissen. 


Die nachrichtendienstliche Schät- 
zung des CIA, daß der Irak nicht 
einmal nahe daran sei, eine 
Atomanlage zu haben, wurde in 
der gleichen »Fiction-Fabrik« des 
CIA ausgebrütet, die Gates jah- 
relang als deren stellvertretender 
Direktor des Nachrichtenwesens 
leitete, bevor er 1986 der höchste 
Stellvertreter des senilen William 
Casey wurde. 

Gates wurde von dem damaligen 
Präsidenten Ronald Reagan zum 
Nachfolger Caseys als CIA-Di- 
rektor ernannt. Gates Ernen- 
nung wurde wieder zurückgezo- 
gen, als der Widerstand einiger 
Mitglieder des Intelligence Com- 
mittee des Senats offenkundig 
wurde. Doch er durfte als zweiter 
Mann des CIA im Amt bleiben; 
und 1989 ernannte Bush ihn zum 
stellvertretenden Direktor des 
Nationalen Sicherheitsrats, ein 
Posten der keinerlei Bestätigung 
durch den Senat bedurfte. 


Gates wurde beschuldigt, mit sei- 
ner erfolgreichen Torpedierung 
der Strategischen Verteidigungs- 
Initiative (SDI) in den letzten 
achtziger Jahren die Verletzun- 
gen des Anti-Ballistic Missile 
Treaty  (Raketensperrvertrag) 
durch die Sowjets vertuscht zu ha- 
ben. Aus einer neuen Schätzung 
geht hervor, daß 90 Prozent der 
Waffen des Irak aus der UdSSR 
stammen, darunter die neuesten 
MiG-Kampfbomber, fast alle der 
beinahe 5000 Panzer Husseins, 
und mindestens eintausend Scud- 
Raketen - Hunderte mehr als Ga- 
tes’ altes »Nachrichten«-Team bei 
dem CIA berichtet hatte, bevor 
der Krieg begann. 


Die radiologischen oder Strah- 
lungswaffen könnten jedoch die 
größte Bedrohung . darstellen. 
Wenn Saddam sie einsetzen 
kann, dann könnte der Krieg im 
Nahen Osten eine häßliche Wen- 
dung nehmen. Erstens könnte 
der Irak eine Umweltkatastrophe 
verursachen, die sämtliche Ol- 
teppiche, die jetzt den Persischen 
Golf verschmutzen, in den Schat- 
ten stellt. 


Aus einer Schätzung geht hervor, 
daß die saudi-arabischen Olfel- 
der für mindestens 50 Jahre 
durch Verstrahlung unbrauchbar 
gemacht werden können. Wenn 
das der Fall wäre, dann hätte die 
Sowjetunion einen Würgegriff 
auf westliche Energiequellen. 
Der Westen wäre in der Tat ge- 
zwungen, sich auf die riesigen Ol- 
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vorkommen in der UdSSR zu ver- : 


lassen. 3 
Eine unmittelbare Gefahr be- 
steht darin, daß amerikanische 


Soldaten wie die Fliegen sterben 
könnten, da sie über keinen 
Schutz gegen radiologische Waf- 


fen verfügen. 


Die neuen Geheimdienstnach- 

richten über Iraks Strahlenkapa- 
zität mögen zur Vervielfältigung 
der amerikanischen Verlustschät- 


zungen wie auch zu der Vorher- 


sage eines langen Krieges geführt 


haben, die in den letzten beiden 
Wochen auftauchten. 


Saddam Hussein wurde von 
der Sowjetunion mit Waffen 
und aktuellen Informationen 
über die Ausgangslage der Alli- 
ierten versorgt. 


Radiologisches Kriegsgerät ist 
nicht neu. General Douglas Mac- 
Arthur schlug nämlich schon 
während des Korea-Krieges vor, 
einen »Kobalt-Gürtel« über die 
koreanische Grenze nach Rot- 
china zu legen, um das zu verhin- 
dern, was bald darauf zur größten 
militärischen Niederlage in der 
amerikanischen Geschichte wer- 
den sollte, als die rotchinesischen 
Horden über den Yalu-Strom 
zum Angriff antraten. 


MacArthur wollte Strahlung als 


Verteidigungswaffen einsetzen. 
Saddam Hussein hat vielleicht 
keinerlei Skrupel, sie offensiv 
einzusetzen. 


Es ist so etwas wie ein Rätsel, wie 
Saddam Hussein und die Sowjets 
in der Lage waren, ihre nukleare 
Verbindung solange geheimzu- 
halten. Es war seit Jahren be- 


kannt, daß die Sowjets im Irak ei- 


nen kleinen Atomreaktor bau- 
ten, aber dessen Verwendung zur 
Produktion von Atomwaffenma- 
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terialien wurde systematisch her- 
oO 


untergespielt. 


Golf-Krieg 


Sowjets 


# Stephen A. Koczak 


letztlich 
die Gewinner 


- In welcher Weise wird die Sowjetunion von George Bushs Krieg am 
 Persischen Golf profitieren? Dies ist die Frage, die der jetzt im Ruhe- 
stand lebenden amerikanischen Diplomat Stephen A. Koczak auf- 


- griff, als er am 19. Januar 1991 am 


»Runden Tisch«, der wöchentli- 


- chen Talkshow des Chefredakteurs der amerikanischen Wochenzei- 

- tung »The Spotlight, Vince Ryan, die über das Sun Radio Networt 

und das North America One Satellite Radio Network in den Vereinig- 
ten Staaten ausgestrahlt wird, teilnahm. Nachstehend eine bearbei- 
tete Niederschrift der Stellungnahme Koczaks. 
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- Auf lange Sicht ist die Sowjet- 
union der Gewinner des amerika- 
 nisch-irakischen Konflikts am 
“ Persischen Golf. Dies ist so aus 
einer Vielfalt von Gründen. Wir 
müssen zum Ursprung dieser 
Krise zurückgehen, um zu verste- 
hen, warum dies so ist. 


Y 


- Gorbatschows Motive 
-_ und Ziele 


Diese Krise begann nicht erst am 

2. August 1990. Sie geht eigent- 

‚lich zurück auf Entwicklungen in- 

nerhalb der Sowjetunion: die 

"Wandlung der Sowjetunion, Gor- 

- batschows Motive, seine Überle- 
gungen und seine Ziele. 


Der Zusammenbruch der Berli- 
ner Mauer, zu dem Gorbatschow 
den Anstoß gab, war eines der 
- Hauptunternehmungen des so- 
_ wjetschen Führers bei seinem 
Versuch, Westeuropa durch wirt- 
- schaftliche und politische Mittel 
= > für sich zu gewinnen. 


> Jetzt gibt es scheinbar eine grund- 
‚ legende Änderung in dieser Poli- 
tik. Zum Beispiel: Die Entlas- 
sung von Eduard Scheward- 
nadze. Der sowjetische Außen- 
"minister wurde gefeuert. Er war 
der Architekt der meisten Ver- 
 handlungen über nukleare Abrü- 
 stung. 


r 


Auch die Degradierung von Alex- 
ander Jakowlew, des ehemaligen 


wjetunion gegenüber den Verei- 
nigten Staaten, zu erreichen. 
Jakowlew hatten ihn davon 
überzeugt, daß die Vereinigten 
Staaten eine dahinschwindende 
Macht sind. Gorbatschow akzep- 
tiert die kommunstische theoreti- 
sche Premisse, daß, wenn sich 
Staaten im Niedergang befinden, 
sie im Ausland Kriege führen. 


Infolgedessen legen Gorbat- 
schow und die Sowjets Amerikas 
Verwicklung in den Konflikt am 
Persischen Golf genau auf diese 
Weise aus. Das sowjetische Mili- 
tät akzeptiert diese Theorie eben- 
falls. Es sieht diesen Krieg als 
wunderbare Gelegenheit, zu prü- 
fen, welches moderne Kriegsge- 
rät, welche Technologie die USA 
zur Verfügung haben, wie Ameri- 
kas Kommunikationssystem 
funktioniert und auf welchem 
Stand sich der Geheimdienstap- 
parat befindet. 

Man erinnere sich: Die Sowjets 
haben stets ihr eigenes Militär 


US-Außenminister James Baker (links) muß sich nach dem Rück- 
tritt seines sowjetischen Kollegen, Eduard Schewardnaze, auf 
eine grundlegende Änderung der Moskauer Politik einstellen. 


sowjetischen Botschafters für Ka- 
nada, der einer der Architekten 
der Politik gegenüber dem Balti- 
kum war, ist bezeichnend für 
diese Anderung. 


Sowjets beobachten 
die US-Waffen 


Dies alles erleuchtet den machia- 
vellianischen Opportunismus 
Gorbatschows. Er ist kein Kom- 
munist, kein Demokrat, kein Fa- 
schist. Er ist ein Machiavellaner, 
und als Staatsoberhaupt muß er 
in der Lage sein, sein Endziel, die 
Ausdehnung der Macht der So- 


und den von General Nikolai 
Ogarkow aufgestellten strategi- 
schen Plan im Sinn. Nach Orga- 
kow muß sich die UdSSR auf die 
Entwicklung der Unterseeboote 
verlassen und in der Lage sein, 
Marschflugkörper - von U-Boo- 
ten abgefeuert - zu starten, die in 
der Lage sind, das gesamte ame- 
rikanische Geheimdienst - Kom- 
munikations-Netzwerk auf ein- 
mal zu zerschlagen. 


Daher passen die Sowjets sehr ge- 
nau auf, ob die USA in der Lage 
waren, das irakische Kommuni- 


kationssystem zu zerschlagen, - 


und wie darauf reagiert wurde. 


So wollen die Sowjets letztend- 
lich in der Lage sein, gegen die 
Vereinigten Staaten Krieg zu füh- 
ren - falls und wenn sie entschei- 
den, daß Krieg, die letzte Aus- 
wahlmöglichkeit ist - und diesen 
in einem oder zwei Tagen zu ge- 
winnen - ebenso wie einige Leute 
voraussagten, der Krieg mit dem 
Irak werde in ganz kurzer Zeit 
vorüber sein —. 


Eine einmalige Gelegen- 
heit für Moskau 


Interessanterweise scheinen die 
Medien niemals zu allen diesen 
Dingen Stellung zu nehmen: Zu 
dem gewaltigen Umfang an mili- 
tärischen Geheimdienstnachrich- 
ten, die von den Sowjets als Folge 
dieses Krieges abgehört werden. 


Man weiß natürlich, daß nach 
Saddam Husseins Einmarsch in 
Kuwait, die Sowjets tatsächlich 
die Anzahl ihrer Berater im Irak 
noch erhöht haben und aus ihrer 
Präsenz im Irak den Nutzen zie- 
hen, soviele Nachrichten wie 
möglich zusammenzutragen. Es 
werden nicht nur einige der fort- 
schrittlichsten Waffen, sondern 
auch deren Koordination und Zu- 
sammenspiel erprobt. 


Die Experten im sowjetischen 
Oberkommando beobachten, 
wie die verschiedenen amerikani- 
schen bewaffneten Streitkräfte 
mit denen der anderen verbünde- 
ten Ländern zusammenarbeiten. 


Dies alles wird aufgezeichnet. 
Die Sowjets beobachten auch die 
gegenseitigen Beziehungen zwi- 
schen dem amerikanischen Präsi- 
denten, dem US-Verteidigungs- 
ministerium und dem Außenmi- 
nisterium. 


Den Sowjets ist Saddam Hussein 
eigentlich egal. Aber dieser Krieg 
ist eine der außergewöhnlichsten 
Möglichkeiten, an Geheim- 
dienstnachrichten heranzukom- 
men, die die Sowjets jemals hat- 
ten. m 
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Vertrauliches 


Afrika | 
Aids breitet 
sich überall aus 


»Es gibt wirklich ausschließlich 
nur schlechte Nachrichten über 
Aids in Afrika«, so wird Dr. Peter 
Piot vom Antwerpener Institut 
für Tropen-Medizin zitiert. »Mit 
jeder Konferenz werde ich pessi- 
mistischer. Ständig werden neue 
Bevölkerungsgruppen infiziert, 
neue Länder kommen hinzu, und 
die Quote der Infektionen 
ständig.« 


Die Epidemie hat einen Punkt er- 
reicht, an dem sie nicht mehr 
durch normale Maßnahmen auf- 
gehalten werden kann. Im afrika- 
nischen »Epizentrum« der Epide- 
mie werden ganze Regionen ent- 
völkert. 


Die amerikanische Generalärz- 
tin Dr. Antonia Novello schätzt, 
daß es in wenigen Jahren zehn 
Millionen Waisen in Schwarz- 
afrika geben werde. In Uganda 
sei der Kampf gegen Aids zu ei- 
ner Sache des Überlebens einer 
Nation geworden. Die Regierung 
schätzt, daß eine Million von 16 
Millionen Einwohnern infiziert 
sind. El 


Argentinien 
Chef der 


Atom-Industrie 
gestorben 


Vizeadmiral in Ruhe Carlos Ca- 
stro Madero, ehemaliger Direk- 
tor der argentinischen staatlichen 
Kommission für Atomenergie 
(CNEA) starb im Alter von 63 
Jahren. Als Doktor der Physik 
hatte sich Carlos Madero zu dem 
Grundsatz verpflichtet, daß Ar- 
gentinien das Recht habe, eine 
Atomenergie-Industrie zur Absi- 
cherung seiner industriellen Ent- 
wicklung aufzubauen. Wie er des 
‚öfteren erklärte, wußte Argenti- 
nien, daß es schnell die wissen- 
schaftliche Infrastruktur auf- 
bauen müsse, um diese Technolo- 
gie zu beherrschen, bevor fremde 
Mächte einschreiten, um es 
daran zu hindern. 
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Bevor er 1976 der CNEA beitrat, 
diente Carlo Madero als Direktor 
des Forschungs- und. Entwick- 
lungsdienstes der Kriegsmarine 
und bekleidete mehrere Stellen 
in der .International Atomic 
Energy Agency. Als Leiter der 
CNEA beaufsichtigte er die Ver- 
wirklichung mehrerer Projekte, 
die die Atomenergiekapazität 
des Landes beträchtlich nach 
vorn brachten, darunter der Bau 
einer Anlage für schweres Was- 
ser, die Errichtung und die Erwei- 
terung des Potentials der Anlage 
Atucha I und den Beginn der Er- 
richtung der Anlage Atucha IH. 


Seine größte Errungenschaft im 
November 1983, kurz bevor er 
seinen Posten verließ: Er verkün- 
dete, daß Argentinien sich in die 


Reihe der Länder eingegliedert . 


habe, die den kompletten Kern- 
brennstoftzyklus besitzen und in 
der Lage ist, angereichertes Ur- 
anium herzustellen. Obwohl 
diese Nachricht unter den inter- 
nationalen Cliquen eine Hysterie 
auslöste, mit Anschuldigungen 
aus dem Ausland, das Land 
werde in Kürze eine Atombombe 
bauen, war es eine Leistung, auf 
die der Admiral äußerst stolz war. 
Er sah sie als einen entscheiden- 
den Schritt zur Unabhängigkeit 
auf dem Gebiet der Energie. U 


New York 
Zahlreiche 
Brücken stehen 
vor dem Zusam- 
menbruch 


Zahlreiche New Yorker Brücken, 
die bereits kurz vor dem Zusam- 
menbruch stehen, werden als 
Folge der von der Verwaltung des 
Bürgermeisters David Dinkins 
vorgenommenen Haushaltskür- 
zungen noch bis »irgendwann 
nach 1995« weiter verrotten müs- 
sen. Städtischen Ingenieuren 
wurde mitgeteilt, daß die Gelder 
zur Wiederherstellung von Brük- 
ken über die kommenden fünf 
Jahrzehnte hinweg um weitere 22 


‘Millionen Dollar gekürzt wer- 


den, zusätzlich zu den 252 Millio- 
nen Dollar, die bereits Ende letz- 
ten Jahres dem Rotstift zum Dp- 
fer fielen. 


Viele . Brücken BEN bereits 
schwere Bauschäden auf und wer- 
den trotzdem dem weiteren Ver- 


fall preisgegeben. Korrodierende - 


Fahrbahnen haben große Löcher, 
so daß die Ingenieure gezwungen 
sein könnten, die Brücken für 
den Verkehr zu sperren. Viele an- 
dere Brücken verloren bereits 
Beton um ihre Stahlbetonpfeiler 
herum, die schnell korrodieren, 
wenn sie Wasser und verschmutz- 
ter Luft ausgesetzt werden. Die 
städtischen Ingenieure sagen, ein 
Hinausschieben der Reparatur- 
und Wartungsarbeiten werde die 
Stadt Milliarden Dollar für Um- 
bauarbeiten kosten. 


Die Stadt erwägt auch Kürzun- 
gen in Höhe von zwei Millionen 
Dollar in ihrem Haushaltsplan 
für vorbeugende Wartungsarbei- 
ten, wodurch die geplanten Ar- 
beiten zur Beseitigung des losen 
Betons an der Unterseite der 
Brücken entfallen. 

Von den 842 Brücken und Via- 
dukten in New York City weisen 
56 Prozent Mängel auf und 26 be- 
finden sich in einem »kritischen 
Zustand«, heißt es in einer Studie 
des Ingenieurbüros Parsons Brin- 
kerhoffan und Peat Marwick. 
Die Studie wurde 1989 in Auftrag 
gegeben und sollte am 1. Okto- 
ber 1990 fertiggestellt sein. Die 
Stadt ließ sowohl diesen Termin 
als auch eine Verlängerung bis 
zum 1. November 1990 verstrei- 
chen. Der Staatsrechnungsprüfer 
Edward Regan sah sich dazu ver- 
anlaßt, die Stadt einer Vertu- 
schung zu bezichtigen. »Die städ- 
tischen Beamten sitzen auf einer 
Zeitbombe«, warnte er. 


Indessen befinden sich minde- 
stens 20 der 173 Brücken, die von 
der Boston Metropolitan District 
Commission unterhalten wer- 
den, in einem schlechten Zu- 
stand, verlautet aus dieser 
Dienststelle. Außerdem steht bei 
mehreren Dämmen und Schleu- 
sen - von denen einige mehr als 
100 Jahre alt sind - mindestens 
eine kostspielige Inspektion an. 
In den letzten drei Jahren ist je- 
doch der Betriebshaushalt der 
Behörde von 87,4 Millionen auf 
60,9 Millionen Dollar im laufen- 


‚ den Steuerjahr gekürzt worden. 


Philippinen 
Staatsstreich 
befürchtet 


Der philippinische Verteidi- 
gungsminister Fidel Ramos 
warnte, daß der Ausbruch eines 


Krieges im Nahen Osten: eifien 


Militärputsch des rechten Flügels : 


und einen kommunistischen Auf- 


stand in seinem Lande hervorru- - 


fen könne. Er sagte vor führen- 
den Geschäftsleuten, daß Rebel- -. 
lenoffiziere sich 'das wirtschaftli- .; 
che Chaos und die sozialen Unru- ° . 
hen, die einen dramatischen An- °: 
stieg der Ölpreise zur Folge ha- 

verursacht durch einen 
Krieg am Golf, fürchten. Er: ; 
- sagte auch, daß kommunistische 


ben, 


Schlägertrupps in Erwartung ei- 


nes neuen Militärputsches gegen : 


die Aquino-Regierung nach Ma- 


nila ausgeschwärmt seien. 


Die Regierung der Präsidentin 
Corazon Aquino hat das Parla- - 


manet um Notstandsbefugnisse 
für die Dauer von sechs Monaten 


ersucht, um mit den erwarteten‘ ;: 


Unruhen und dem wirtschaftli- 


chen Chaos fertig werden zu kön- : 


nen. 


In einer damit zusammenhängen- :. 
den Entwicklung rief der Führer‘ 
der Mehrheit im philippinischen ;: 


Senat, Teofisto Guingoa, die 
Dritte-Welt-Länder auf, beim In- 
ternationalen Gerichtshofin Den 
Haag eine Resolution bezüglich 


des Einmarsches des Irak in Ku- 


wait einzubringen. Senator Guin- 


goa forderte Präsident Bush drin- 


gend dazu auf, seine Truppen aus 
dem Golfgebiet zurückzuziehen, 


während der Fall vor dem Inter- _ 
nationalen Gerichtshof verhan- : 
DO: ; 


delt wird. 


Syrien 
Assads 
Drogen- 
geschäfte 


George Bush weiß alles über die 


Rolle, die Syrien im. illegalen 
Drogenhandel im Nahen Osten 


spielt, machte aber trotzdem den 
syrischen Staatspräsidenten Ha: 
fez al-Assad zu seinem Verbünde- : 


ten. Bushs Zusammentreffen mit 
Assad in Genf am 23. November 


1990 fand statt, obwohl die Ame- . 


rikaner wissen, daß das syrische 
Regime sich zu einem der größ- 


ten Sponsoren und Betreiber des : 
sogenannten Narko-Terrorismus . 


gewandelt hat. Die US-Drug En- 
forcement 
(DEA, Drogenbekämpfungsbe- 
hörde) hat alle Informationen 
darüber in Händen, aber Was- 


Administration. 


"hington behandelt sein Wissen als ' 


„streng geheime Sache und faßt 
" die Syrer aus politischen Grün- 
‚den mit Glagehandschuhen an. 


- Zu den aufgedeckten Fakten ge- 
= hört, daß der Leiter der ssyrischen 
»:Drogenbekämpfungsbehörde, 
Oberst Ali Al Darbuli, im März 
::1989 mit Mike Hurley, dem Lei- 
ter. des Nahost-Büros der DEA, 
s.in Nikosia, Zypern, zusammen- 
® traf. Man einigte sich über ver- 
&stärkte amerikanisch-syrische 
Zusammenarbeit, es ist aber be- 
‚kannt, daß das syrische Militär 
im Libanon den Anbau von Dro- 
gen schützt, mit denen die 
‚Märkte in den Vereinigten Staa- 
ten versorgt werden. 


« Die Liegenschaften in 24 Dör- 
fern im von Syrien besetzten 
nördlichen Libanon, die in die 
Produktion von Haschisch und in 
letzter Zeit auch Heroin verwik- 
kelt sind, gehören zum größten 
Teil Syrern wie Firass al-Assad - 
der Neffe des syrischen Staats- 
präsidenten -, dem libanesischen 
Vasallen-Präsidenten Elias Hrawi 
und Assem Kanso, dem Vorsit- 
zenden des libanesischen Flügels 
der syrischen Ba’ath-Partei. Seit 
4985 erhält das syrische Regime 
‚eine jährliche Zuwendung der 
Vereinten Nationen in Höhe von 
Millionen Dollar und vernich- 
tet jedes Jahr einige Drogenfel- 
der - natürlich nach der Ernte. 


Der einzige Politiker, der sich je- 
“mals ernsthaft in diese syrischen 
‘Aktionen gemischt hat, war Ge- 
neral Michel Aoun. Er verhängte 
‚eine mehrere Monate dauernde 
:»Blockade gegen den nördlichen 
Libanon und ließ den internatio- 
„nalen Flughafen in Beirut be- 
schießen, wobei den syrischen 
Drogenschiebern beträchtlicher 
Schaden zugefügt wurde. Aoun 
wurde schließlich im Oktober 
1990 von den Syrern und ihren 
libanesischen Lakaien besiegt. 


USA 
Fusionsenergie- 


Große Teile von dem, was von 
amerikanischen Forschungs- 
programm für Magnet-Fusions- 
energie übrig bleibt, wurde Ende 
1990 endgültig begraben. Zu den 
annulierten Projekten gehört die 
76 Millionen Dollar teure 


Magnet-Sperr-Fusionsmaschine 


- ZTH im staatlichen Laborato- 


rium von Los Angeles, die plan- 
mäßig 1992 in Betrieb genommen 
werden sollte; die sich bereits in 
Betrieb befindliche Advanced To- 
roidal Facility (ATF) im staatli- 
chen Laboratorium von Oak 
Ridge, und das vom amerikani- 
schen Energieministerium finan- 
zierte zehn Millionen Dollar 
teure Large Spheromak Experi- 
ment (LSK) bei Spectra Techno- 
logies in Bellevue, Washington. 

Die Strategie der Bush-Regie- 
rung läuft darauf hinaus, nur das 
Princeton-Programm zu fördern. 
Aber auch dort wird die Axt an- 
gesetzt und das elf Millionen Dol- 
lar teure PBX-M-Projekt wird re- 
duziert. Princetons Forschungs- 
stab für Magnet-Fusion wurde 
von 1300 Mitarbeitern im Jahr 


1984 auf heute 800 verkleinert. 


Was die Laser-Fusion betrifft, so 
wurde in Los Alamos die Finan- 
zierung für die 87 Millionen Dol- 
lar teure Laser-Fusionsmaschine 
in Antares, die erst 1987 gebaut 
wurde, eingestellt, und jetzt wird 
dort anscheinend die Finanzie- 
rung für den kürzlich fertigge- 
stellten Fusionslaser in Aurora 
ebenfalls zurückgezogen, »weil 
Livermores Fusionslaser in Nova 
im Forschungsbereich für Träg- 
heits-Sperr-Fusion als führend 
angesehen wird«. 


Mit 275 Millionen Dollar ist der 
amerikanische Haushalt für 1991 
für die Erforschung der Magnet- 
Sperr-Fusion der niedrigste seit 
1981, vor der Anpassung an die 
herrschende Inflation. 


Dick Siemon, Leiter des For- 
schungsprogramms für Magnet- 
Sperr-Fusion in Los Alamos, er- 
klärte: »Vom Standpunkt des 
Energiebedarfs der Welt aus ge- 
sehen, ist dies eine Katastrophe 
erster Ordnung.« D 


Indien 

Sowjets liefern 
Satelliten- 
Technologie 


Indiens Raumfahrtbehörden ste- 
hen kurz davor, sich von den So- 
wjets die entscheidende Techno- 
logie für den Tieftemperaturmo- 
tor zu beschaffen. Der starke Mo- 
tor, der unter das Embargo der 
westlichen Länder fällt, wird zum 


Start der schwereren Klasse von 
Insat-II-Satelliten benötigt, die 
in den kommenden Jahrzehnten 
das Rückgrat des indischen Satel- 
litennetzes bilden sollen. 


Es besteht die Möglichkeit, daß 
das erste geostationäre Satelli- 
ten-Abschußfahrzeug (GSLV), 
das entwickelt wird, um die Insat- 
II-Satelliten in den Raum zu 
schießen, mit den gekauften so- 
wjetischen Raketenstufen zusam- 
mengebaut wird. Aus unseren In- 
formationsquellen verlautet, daß 
das angebotene Paket, außer 
dem Knowhow und den Raketen- 
stufen, auch Hilfestellung bei der 
Errichtung der Anlagen zur Her- 
stellung der Motore in Indien ein- 
schließt. Die endgültige Verein- 
barung dürfte sich auf die lizen- 
sierte Herstellung der Tieftempe- 
raturmotoren beziehen. 


Indien 

Vor einer 
Explosion der 
Aids-Krankheit 


»Indien steht auf einem Aids- 
Vulkan«, lautete die Schlagzeile 
in der »Hindustan Times«, Indien 
hat jetzt nach Thailand die höch- 
ste Zusammenballung von Aids- 
und HIV-Infektionen in Asien. 
Es gibt 50000 Aids-Infizierte in 
Indien, sagte Dr. N.K. Shah, ein 
Beamter der Weltgesundheitsbe- 
hörde auf einer Pressekonferenz 
in Neu Delhi. Von 562000 Perso- 
nen, die in Indien untersucht wur- 
den, hatten 52 Aids und bei 4695 
lag ein positives HIV-Ergebnis 
vor. 


In den Staaten Tamil Nadu, an In- 
diens Südspitze gelegen, Maha- 
rashtra an der Westküste — ein- 


schließlich Bombay - und in den 
nordöstlichen Staaten bezeich- 
nen Wissenschaftler die Aids-Si- 
tuation bereits als »nicht zu be- 
wältigen«. . 
Aus konservativen Schätzungen 
geht hervor, daß sich in den kom- 
menden Jahren 60000 Inder Aids 
zuziehen werden und Millionen 
weitere HIV-positiv sein werden. 
Über 30 Prozent der Prostitu- 
ierten in Bombay und Pune sind 
HIV-positiv, und bis 1995 wird ein 
Drittel der gebärfähigen Frauen 
in Bombay infiziert sein. oO 


Mexiko 
Keine Truppen 
in den 


°- Nahen Osten 


Mexiko wollte unter keinen Um- 
ständen Truppen an den Persi- 
schen Golf senden, sagte der Prä- 
sident Carlos Salinas del Gortari. 
Salins war gezwungen, dem star- 
ken Druck von allen Parteiun- 
gen, darunter seiner eigenen poli- 
tischen Partei, nachzugeben, daß 
Mexiko nicht dem Beispiel des ar- 
gentinischen Präsidenten Carlos 
Menem folgen sollte, Truppen 
dorthin zu entsenden, um ein bes- 
seres Wirtschaftsabkommen mit 
den Vereinigten Staaten abschlie- 
ßenzukönnen. 

Der mexikanische Kongreß bil- 
ligte eine Resolution, die Salinas 
den Rücken stärkte und in der die 
Parlamente der Welt dringend 
aufgefordert werden, sich um die 
Erhaltung des Friedens zu bemü- 
hen. Der amerikanische Bot- 
schafter John Negroponte war 
über die Entscheidung einge- 
schnappt und sagte, der Irak sei 
eine Bedrohung für »die gesamte 
Völkergemeinschaft«, nicht nur 
für die Vereinigten Staaten. U 


ut A a EN a 


Betr.: Jerusalem 
»Komplott zum Wieder- 
aufbau des Tempels 
Salomons«, Nr. 3/91. 


In seiner Rede zur Rechtfertigung des 
amerikanischen Angriffs auf Irak ließ 
Bush durchblicken, worum es dabei 
geht: um eine neue Weltordnung, in der 
das Gesetz des Dschungels nicht mehr 
gilt. Amerika zieht wieder einmalfür den 
Frieden, die Gerechtigkeit und Humani- 
tät in den Krieg. Der in Bonn amtierende 
US-Botschafter sagte in einem Fernseh- 
interview tags darauf, daß nach dem 
Krieg in Irak eine frei gewählte demokra- 
tische Regierung eingeführt werden 
müsse. Eine Demokratie im Islam wäre 
wie eine Demokratie im Vatikan. Die Re- 
ligionen haben ihre eigene Hierarchie. 
Man kann Gott nicht alle vier Jahre neu 
wählen. 


In der neuen Weltordnung sollen alle 
Staaten demokratisch sein. Ist es tatsäch- 
lich die Überzeugung der Oberen in den 
USA, daß Demokratie das non plus ultra 
ist, um vornehmlich in Spannungsgebie- 
ten Ordnung zu schaffen? Ist die mit dem 
Demokratiebegriff geforderte weitge- 
hende Liberalisierung der Garant für 
Ordnung? Tendiert die Liberalität nicht 
zur Anarchie? Oder ist das Vielparteien- 
system einer Demokratie, deren freiheit- 
licher Wille an der Meinungsfreiheit ge- 
messen wird, deswegen so nützlich, weil 
auch fremde Mächte mit Hilfe von Kapi- 
tal und Presse Einfluß auf die politische 
Führung nehmen oder diese gar, wie sich 
in unserem souveränen Deutschland im- 
mer deutlicher abzeichnet, beherrschen 
können? Welches Interesse haben die 
- USA an einer neuen Weltordnung und 
wie soll diese aussehen? 


Ihr eigenes Vorbild kann es kaum sein; 
denn bereits zu Beginn ihrer Kolonisa- 
tion haben sie mit der Ausrottung der Ur- 
einwohner grausamer gehaust als jede 
europäische Kolonialmacht. Sie haben 
sich Sklaven aus Schwarzafrika geholt 
und mit diesen billigsten Arbeitskräften 
ihren Wohlstand geschaffen. Mögen wir 
die heute so begehrten Wildwestfilme in- 
haltlich nicht ganz ernst nehmen, so ver- 
herrlichen sie jedoch das Faustrecht, die 
Gewalt und damit jenes Gesetz des 
Dschungels, welches sie bei anderen Völ- 
kern ausmerzen wollen, während esinih- 
ren Großstädten weiter herrscht. Da 
schrieb beispielsweise, um nur eine von 
unendlich vielen Stimmen zu nennen, 
die FAZ-Korrespondentin Sabine Litz- 
mann anno 1976 über New York, daß al- 
les Schreckliche, was man über diese 
Stadt sagte, stimmt. Man sei sich seines 
Lebens nicht mehr sicher. »Es herrscht 
das Gesetz des Dschungels.« Das ist seit- 
dem keineswegs besser geworden, im 
Gegenteil: Die Anzahl der jährlichen 
Morde stieg stetig. 1990 registrierte man 
23000 nachgewiesene Mordopfer. Der 
Krieg gegen Polen hat deutscherseits nur 
knapp 10000 Todesopfer gefordert. 


Hans-Werner Woltersdorf, Remagen 
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IM ET 


Betr.: Naher Osten 
»Die Folgen des Golf- 
Krieges«, Nr. 3/91. 


Die Welt widerhallte in den letzten Tagen 
vom Aufschrei der Amerikaner, als man 
ihre in Gefangenschaft geratenen Pilo- 
ten im irakischen Fernsehen vorführte 
und man erkennen konnte, daß sie ge- 
quält worden waren und sie gezwunge- 
nermaßen, antiamerikanische Parolen 
hersagen mußten. .Zu fragen ist aber 
auch, was.denn den Irakern bei der unge- 
heuren Materialüberlegenheit der Ame- 


'rikaner noch anders übrig bleibt. Auch 


ist die Mentalität der Bekenner des Islam 
erfahrungsgemäß eine andere als die der 
Amerikaner und der Europäer. Wie aber 
haben sich die Gegner Deutschlands im 
Zweiten Weltkrieg ihren Gefangenen ge- 
genüber verhalten? Wurden beispiels- 
weise beim Untergang der »BIS- 
MARCK« hunderte von jungen deut- 
schen Matrosen, die sich aus dem sinken- 
den Schiff retten konnten, im Wasser 
schwimmend, nicht von britischen »Sol- 
daten«, die zuvor von Churchill und 
Roosevelt mit dem frommen Gesang 
»Forward, soldiers Christi!« angefeuert 
worden waren, erschossen? Erging es 
vielen Besatzungen unserer U-Boote 


nicht ebenso? Wurden nicht auch deut-‘ 
«sche Rote-Kreuz-Rettungsflugzeuge, die 


deutsche und britische Piloten aus dem 
Kanal retten wollten, einfach abgeschos- 
sen? Wurden nicht auch vielfach verwun- 
dete deutsche Soldaten und Offiziere auf 
vorrückende britische und US-Panzer 
gebunden - als Schutzschilde benutzt — 
um damit den Durchbruch an der Inva- 
sionsfront zu bewerkstelligen? Machten 
Amerikaner und Briten nicht Jagd auf 
abgesprungene deutsche Piloten, als sie 
sich aus ihren abgeschossenen Flugzeu- 
gen mit dem Fallschirm retten wollten? 


Wie entsetzlich waren die Bilder, als wir 
im Osten unsere toten, in Gefangen- 
schaft geratenen Kameraden fanden - 
oder Rote-Kreuz-Schwestern bei Wi- 
tebsk? Wie wurden Millionen von deut- 
schen Frauen, Kindern und Greisen be- 
handelt, zu Tode gemartert in Polen, in 
Rußland, in den deutschen Ostprovin- 
zen, in Prag, in Siebenbürgen, in der Bat- 
schka, im Banat, in Jugoslawien, in 
Frankreich und wo auch immer sie in 
feindliche Gefangenschaft gerieten? 


Weshalb spricht man nicht davon? Wo 
blieb denn da der Aufschrei der Weltöf- 
fentlichkeit? Hunderttausende von deut- 
schen Gefangenen kamen in den Ver- 
nichtungslagern der US-Army unter Ge- 
neral Eisenhowers »Fürsorge« um. Lie- 
ferte das neutrale Schweden deutsche, 
estnische und lettische Soldaten, die sich 
nach dort hatten retten können, trotz ver- 
zweifelten Flehens nicht zu tausenden - 
noch im Sommer 1945 - an die Sowjets?! 


Lieferten die Briten - ebenfalls im Som- 
mer 1945 - in Kärnten nicht hunderttau- 
sende von Kosaken, von Kroaten, Ange- 
hörige der Turkvölker, die alle auf deut- 
scher Seite gekämpft hatten, mitsamt ih- 


Briefe 


ren Frauen und Kindern ebenfalls an die 
Sowjets und damit dem sicheren Tode 
aus?! Sprangen damals tausende jener 
von den Briten. belogenen Menschen 
“ nicht in die reißende Drau, um den so- 
wjetischen Todesmartern zu entgehen? 


Ernst-Otto Cohrs, Rotenburg 


Betr.: USA 
»Die Geschichte wieder- 
holt sich«, Nr. 2/91. 


Der Auftritt von Ritha Süssmuth als 
selbsternannte Botschafterin in Israel 
hat, wie es nicht anders sein konnte genü- 
gend Scherben hinterlassen, die sowohl 
auf das Konto der deutsch-israelischen 
Beziehungen als auch auf die arabisch- 
deutsche Gegebenheit negativ wirken 
werden. Si’ tacuisses! Solche Excursio- 
nen sind auch Europa nicht dienlich, und 
die Franzosen-werden ihr mokantestes 
Lächeln dazu aufsetzen. 


Israel ist, wie es selbst andauernd betont, 
durchaus in der Lage sich selbst zu vertei- 
digen. Seine Soldaten sind nach norma- 
len Gesichtspunkten ausgebildet worden 
und nicht nach den Visionen des Herrn 
von Baudissin. Die auf Israel erfolgten 
Scudangriffe sind eine ernste Begleiter- 
scheinung, jedoch mit dem, was im Irak 
geschieht nicht zu vergleichen. 


Wenn man uns mangelhafte Hilfelei- 
stung für den Zionistenstaat anlastet, 
stellt sich die Frage: War sie so dringend 
und konnten wir überhaupt so handeln? 


Israel ist mehr als ausreichend bewaffnet 
und verfügt über Atomwaffen. Es hat 
sich lautstark um kämpferische Beteili- 
gung an diesem Konflikt bemüht, und es 


° bestand kein Grund für übereilte, und 


wie man sieht, emotional bezogene Hil- 
feleistung. 


Dr. R. O. Muth, Unna 


Betr.: Leserbrief von - 
Walter Lüftle » Anfang 
vom Ende des Mythos«, 
Nr. 1/91, 


Daß für den Mord an den polnischen Of-: 


fizieren in Katyn die Sowjets verantwort- 
lich sind, wußte man schon seit 1943. Da- 
mals hatte Adolf Hitler eine internatio- 
nale Kommission eingeladen, die ein- 
deutig feststellte, daß die Offiziere be- 
reits im Frühjahr 1940, also mehr als ein 
Jahr vor dem deutschen Einmarsch in die 
Sowjetunion, erschossen worden waren. 


Stalin ist es denn auch nicht einmal in 
Nürnberg geglückt, dieses Verbrechen 
den Deutschen anzuhängen. Dennoch 
hatten es die Polen mit ihrem Denkmal 
in Warschau — wider besseres Wissen — 
den Deutschen zur Last gelegt. 


Das einzige, was in der Angelegenheit - 
nun neu ist, ist das Eingeständnis der So- 

wjets, für das Verbrechen verantwortlich |- 
zu sein. > 


Was aber die in dem Leserbrief erwähn- 
ten hingerichteten deutschen Offiziere 
betrifft, bin ich auf sie erstmals im vori- 
gen Jahr durch ein Flugblatt mit der 
Überschrift »Wegen Katyn gehängt« auf- 
merksam geworden. Auf Anfrage berief 
sich der für dieses Flugblatt verantwort- 


lich Zeichnende (Friedebert Volk) aufei- 


nen Aufsatz von einem Fritz Becker im 
»Anzeiger der Notverwaltung des deut- 


schen Ostens« Nr. 3 vom Mai/Juni 1989, . 


in dem dieser behauptet hatte, daß die 
genannten deutschen Offiziere »wegen 
der angeblichen Ermordung von ca. 
11000 Polen in Katyn« nach einem 
Schauprozeß Ende 1945 hingerichtet 
worden seien. Bedauerlicherweise habe 
jedoch eine nachträgliche Überprüfung 
ergeben, daß diese Angaben so nicht 
stimmten; leider sei aber die Kontaktauf- 
nahme mit dem Verfasser dieses Aufsat- 
zes schwer bzw. ohne klares Ergebnis. , 


Katyn habe zwar beim Verhör im Lenin- 
grader Prozeß eine Rolle gespielt, die 
Verurteilung sei aber mehr wegen der 
russischen Opfer erfolgt. 


In »Keesings Archiv der Gegenwart« 
vom 31. 12. 1945 heißt es, daß die vor ei- 
nem Kriegsgericht in Leningrad ange- 
klagten deutschen Offiziere Striffing und 
Diere im Laufe des Verhörs erklärt hät- 
ten, daß die Opfer von Katyn von der SS 
erschossen worden seien. Die Anklage 
gegen die deutschen Offiziere sei wegen 
Niederbrennung von Ortschaften und 
Massenmorden an Sowjetbürgern er- 
folgt. 


In »Keesings Archiv der Gegenwart« 
vom 6. 1. 1946 heißt es dann, daß die an- 
geklagten deutschen Offiziere »wegen 
Erschießungen und Gewalttaten an So-. 
wjetbürgern, Niederbrennung und Plün- 
derung von Städten und Dörfern, Ver- 
schleppung von Sowjetbürgern« schuldig 
gesprochen worden seien. . 


Offenbar besteht also die einzige Verbin- 
dung dieser Offiziere zu Katyn darin, 
daß zwei von ihnen »im Verlaufe des Ver- 
hörs gestanden, daß die Opfer von Katyn 
von der SS erschossen worden« seien. 
(Und was ist nicht alles von Angeklagten 
in solchen Situationen schon »gestan- 
den« worden). 


Nicht einmal das Kriegsgericht in Lenin- 
grad hat darauf geschlossen, daß die an- 
geklagten deutschen Offiziere sich selbst 
dieses Massakers schuldig gemacht hät- 
ten; jedenfalls erfolgte die Verurteilung 
nach Keesings Archiv aus anderen Grün- 
den. 


Friedebert Volk meint, letzte Klarheit 
würde wohl nur die Einsichtnahme in die 
Gerichtsakten in Leningrad bringen. 
Hier aber wäre ein deutscher Historiker 
gefordert! 


Gunther Hartmetz, Passau 
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»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 
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»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 

Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 

— einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 

damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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